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Editorial 

Strukturanpassung in der Österreichischen Industrie 

Trotz der expansiven Tendenzen des Dienstleistungssek­
tors und trotz des oft zitierten Übergangs zur postindustriel­
len Gesellschaft bleibt die Entwicklung der Industrie von 
zentraler Bedeutung für das Wohl eines modernen - eben 
eines "lndustrie"-Staates, sind doch viele der aufstrebenden 
Dienstleistungsbereiche - etwa die "Wirtschaftsdienste" -
eng mit der Entfaltung der industriellen Produktion ver­
bunden. 

Nun wirkten sich Probleme, denen weite Bereiche der 
Österreichischen Industrie - sei es aufgrund weltweiter Über­
kapazitäten, durch Managementfehler oder durch nicht mehr 
marktgerechte Unternehmensstrukturen - gegenüberstan­
den, nicht gerade förderlich für deren Image aus. Daß die 
Zahl der in der Österreichischen Industrie Beschäftigten in 
den achtziger Jahren um etwa 80.000 zurückging, verstärkte 
das Bild eines krisenhaften Bereiches, der dringender Refor­
men bedarf. Diese mittlerweile getroffenen Reformen bestan­
den neben Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähig­
keit und zur Steigerung der Technologieintensität der heimi­
schen Produktion - wie etwa durch die Schaffung des Inno­
vations- und Technologiefonds - vor allem in einer grundle­
genden Reorganisation der Verstaatlichten Industrie, in der 
nun kleinere und eigenverantwortliche Geschäftseinheiten, 
nach klareren Kriterien abgegrenzt und zusammengefaßt in 
sieben Branchenholdings, marktkonformer im internationa­
len Wettbewerb agieren. 

Noch ist es natürlich zu früh, um etwaige Erfolge dieser 
Reformbemühungen diagnostizieren zu können. Auch die 
internationale Konjunkturentwicklung erschwert es, den ori­
ginär Österreichischen Anteil an der recht erfreulichen Ent­
wicklung der Lage der Industrie herauszufiltern, denn die 
kräftige Steigerung der Auslandsnachfrage, insbesondere bei 
Vorprodukten, ermöglichte der Österreichischen Industrie in 
den letzten Monaten bedeutende Produktionszuwächse. 

Trotz der insgesamt zu Optimismus Anlaß gebenden Auf­
tragslage der Industrie weisen warnende Stimmen darauf 
hin, daß die internationale Grundstoffhausse vor allem durch 
einen Lageraufbau gestützt werde und sehr bald wieder 
verebben könnte, und ganz abgesehen davon sei der Auf­
schwung der Grundstoffindustrie nicht gerade ein Indikator 
für einen gelungenen Strukturverbesserungsprozeß, zumal 
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die Dynamik der Konsum- und Investitionsgüterindustrie 
deutlich nachhinkt. Allzuhohe Erwartungen werden auch 
dadurch gedämpft, daß trotz der günstigen Nachfrage die 
Investitionstätigkeit der Österreichischen Industrie heuer 
etwa auf dem Niveau des Vorjahres stagniert. 

Gerade Investitionsverhalten und -struktur verdienen 
dabei allerdings eine etwas differenziertere Betrachtung. 
Dabei zeigt sich, daß das - an sich nicht ungünstige, wohl 
aber in Relation zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
vielleicht etwas enttäuschende - Bild der heuer auf etwa 50 
Milliarden Schilling stagnierenden Industrieinvestitionen 
kein Grund für Pessimismus sein sollte. Denn erstens ist 
darauf hinzuweisen, daß der gegenwärtige Industrieinvesti­
tionszyklus im historischen Vergleich schon überdurch­
schnittlich lange andauert und das Ende einer Investitions­
welle bedeutet, wie am Beispiel der Papierindustrie anschau­
lich gemacht werden kann, welches zeigt, wie stark in einem 
kleinen Land wie Österreich die Entwicklung einzelner Bran­
chen oder gar Betriebe gesamtwirtschaftlich durchschlagen 
kann und somit bei der Interpretation von Aggregaten erheb­
liche Vorsicht geboten ist. 

Laut WIFO-Investitionstest vom Frühjahr 1988 beliefen 
sich die Investitionen der papiererzeugenden Industrie im 
Jahre 1986 auf 5,9 und 1987 auf 7 ,3 Milliarden Schilling, was 
im Vorjahr den Spitzenwert aller Branchen bedeutete. Das 
Auslaufen einiger großer Investitionsprojekte in diesem Sek­
tor - 1988 sollen die Investitionen nur noch 3,8 Milliarden 
Schilling betragen - wirkt sich natürlich in gesamtwirtschaft­
lichen Größen bereits beachtlich aus. 

Darüberhinaus muß berücksichtigt werden, daß diese Kon­
stanz der Investitionen im Jahresvergleich zwar eine Stagna­
tion, aber doch auf relativ hohem Niveau bedeutet. Der 
jährliche Durchschnitt der Industrieinvestitionen belief sich 
in Österreich im Schnitt der Jahre 1975-1980 auf 26,5 Milliar­
den, in den achtziger Jahren auf etwa 39,2 Milliarden, ein 
Wert, der trotz einer Stagnation im Jahresvergleich heuer um 
ein Viertel übertroffen wird. Von dieser Warte aus betrachtet 
scheint es also nicht begründet, von einer absoluten Investi­
tionsschwäche zu sprechen. 

Um Rückschlüsse auf die wirtschaftliche Leistungsfähig­
keit eines Landes ziehen zu können, darf natürlich nicht nur 
das absolute Niveau der Investitionen betrachtet werden, 
sondern vor allem deren strukturelle Zusammensetzung. Wie 
die bereits zitierten Zahlen nahelegen, ist dabei nicht von 
einzelnen Jahresdaten auszugehen, sondern eine mittelfri­
stige Analyse vorzunehmen, die sich - um die Latte hoch zu 
legen - hier an unserem traditionellen Leitbild, der BRD, 
orientieren soll. 
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Vergleicht man die durchschnittlichen jährlichen Indu-. 
strieinvestitionen der Periode 1981-1987 mit denen der 
Periode 1974-1980, so zeigt sich, daß die Steigerung in 
Österreich mit 47,8 Pozent nur minimal von dem für die BRD 
ermittelten Wert ( + 48 Prozent) abweicht. 

Der Anteil der technischen Verarbeitungsprodukte weitete 
sich in beiden Ländern deutlich aus, in der BRD allerdings 
von einem erheblich höheren Niveau aus. Ein spiegelverkehr­
tes Bild ergibt sich im Basissektor (ohne Chemie), dessen 
Anteil an den Gesamtinvestitionen in Österreich noch stärker 
zurückging als in der BRD, wobei der Anteil an den Gesamt­
investitionen in Österreich aber nach wie vor deutlich über 
dem in der BRD liegt. Während der Anteil der traditionellen 
Konsumgüterbranchen an den gesamten Industrieinvestitio­
nen in beiden Ländern in der Periode 1974-1980 etwa gleich 
lag, reduzierte sich dieser Anteil in den darauffolgenden 
Jahren in der BRD erheblich rascher als in Österreich. 

Gemessen am Investitionsverhalten besteht also kein 
Anlaß zu Strukturpessimismus. Der rasch ausgebaute Sektor 
der technischen Verarbeitungsgüter löste im Periodenver­
gleich den Basissektor als Spitzenreiter bei der Investitions­
tätigkeit ab, und im Jahre 1988 werden - laut WIFO-Investi­
tionstest - die Sektoren Chemie, Maschinen- und Elektroin­
dustrie die bedeutendsten Investoren sein. Obwohl also in 
Österreich der Basissektor sowie die traditionellen Konsum­
güterbranchen noch über ein im Vergleich zur BRD größeres 
Gewicht verfügen, ist die Umstrukturierung hin zu den 
technischen Verarbeitungsgütern, also die Modernisierung 
voll im Gange. 

Dies wird auch durch die Gegenüberstellung der verschie­
denen Investitionsmotive belegt. Die Nutzung neuer Techno­
logien, die Umstellung auf neue Märkte, die Steigerung der 
Konkurrenzfähigkeit und natürlich damit verbunden kosten­
senkende Rationalisierungen überwiegen deutlich das Motiv 
der Kapazitätsausweitung. Denn die Investitionsentwicklung 
richtet sich in abnehmendem Maße nach der N achfrageent­
wicklung. Ausschlaggebend für die investive Tätigkeit ist das 
Bestreben, mit Hilfe neuer Technologien auf neuen Märkten, 
mit neuen Produkten und Verfahren konkurrenzfähig zu 
sein. Der jüngste Innovationstest des Wirtschaftsforschungs­
instituts bestätigt diese Entwicklung, zumindest wenn die 
unterschiedliche Größenstruktur österreichischer und bun­
desdeutscher Unternehmen berücksichtigt wird, da größere 
Unternehmen nun einmal auf ein größeres Innovationspoten­
tial zurückgreifen können. 

Um zu zeigen, daß sich die Österreichische Industrie auf 
einem durchaus zukunftsträchtigen Weg befindet, daß die 
gegenwärtigen optimistischen Indikatoren, wie etwa die 

293 



Ergebnisse der Konjunkturumfrage der Vereinigung Öster­
reichischer Industrieller, nicht allein auf ein Mitschwimmen 
im weltwirtschaftliehen Strom zurückzuführen sind, ist auch 
auf die außenwirtschaftliehen Deckungsquoten bei technolo­
gisch anspruchsvollen Produkten im internationalen Ver­
gleich hinzuweisen. Dabei erweist sich, daß sich in den 
achtziger Jahren der Deckungsgrad der Österreichischen 
High-Tech-Importe (SITC 54 + 73 + 75 + 76 + 87, also 
medizinische und pharmazeutische Erzeugnisse, metallbear­
beitende Maschinen, Büro- und EDV-Maschinen, Nachrich­
tengeräte sowie Meß- und Prüfapparate) um etwa fünf Pro­
zentpunkte verbesserte. 

Wenn auch zu den technologischen Spitzenreitern wie etwa 
Japan oder der Schweiz eine große Lücke klafft, so ging doch 
der technologische Aufholprozeß bereits beachtlich voran, 
und das gerade in einer Zeit der allgemeinen Wachstumsver­
langsamung und erschwerter weltwirtschaflicher Rahmenbe­
dingungen. Der Weg scheint also richtig, doch drängt sich 
hier die beinahe vermessene Frage auf, wieso der nach wie 
vor notwendige - zumindest an den anspruchsvollsten Ver­
gleichsländern gemessen - strukturelle Entwicklungsprozeß 
gerade in einer konjunkturell begünstigten Phase nicht noch 
rascher abläuft. 

Einen Faktor zeigt uns der Innovationstest des WIFO: Das­
zumindest im Vergleich zur BRD - durch die unterschiedli­
che Größenstruktur bedingte - geringere Innovationspoten­
tial der Österreichischen Industrie erfordert verstärkte 
Anstrengungen, die nicht nur in einzelnen Großbetrieben 
unternommen werden und diesen exklusiv zugute kommen. 
Bis sich eine solche intensive Forschungstätigkeit in mate­
riell meßbarer Wertschöpfung niederschlägt, dauert in einer 
konjunkturellen Aufschwungsphase ebenso eine gewisse 
Zeit, wie auch etwaige Erfolge der getroffenen Maßnahmen 
zur Reorganisation, Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, 
Internationalisierung und Steigerung der Technologieinten­
sität nicht von heute auf morgen erwartet werden können. 

Dagegen sollte sich die in den letzten Jahren sowohl in 
Österreich als auch in unserem vielzitierten Vergleichsland 
BRD wieder erheblich gebesserte Ertragslage des Unterneh­
mensbereiches nicht generell als bremsender Faktor erwei­
sen, stellt doch die Deutsche Bundesbank (Monatsbericht 
März 1988) fest, daß die Sachkapitalrentabilität die aus Ver­
mögensanlage erzielbare Rendite schon seit 1984 wieder 
deutlich übertrifft. Wenn sich auch in Österreich nach wie vor 
hohe Zinssätze nicht gerade positiv auf das Investitionsver­
halten auswirken, so kann zumindest von der Arbeitskosten­
seite kein dämpfender Einfluß auf die Investitionsbereit­
schaft konstatiert werden. 
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Restrukturierung und Beschäftigungsabbau in der Ver­
staatlichten Industrie bzw. in einigen Industrieunternehmun­
gen der staatlichen Großbanken werden noch weitergehen, 
um die internationale Wettbewerbsfähigkeit dieses wichtigen 
Teils der Österreichischen Großindustrie wiederherzustellen 
und nachhaltig zu sichern. Ein positiver Faktor der letzten 
Jahre waren die industriellen Mittel- und Kleinbetriebe, die 
die Beschäftigungsverluste der verstaatlichten Großbetriebe 
zum Teil kompensiert haben. Es wäre jedoch problematisch, 
die Klein- und Mittelbetriebe zum Maß aller Dinge zu erheben 
und industrielle Großbetriebe pauschal in den Verdacht der 
Ineffizienz zu stellen - "small ist beautiful" ist nicht immer 
eine industriepolitisch taugliche Maxime. Die Österreichische 
Industrie bietet einige Beispiele für Unternehmen, die sich 
gut in der rauhen Luft des internationalen Wettbewerbs 
bewähren, wozu in vielen Fällen - wie auch die Ergebnisse 
des Innovationstests belegen - eine gewisse Unternehmens­
größe notwendig ist. Es wäre wünschenswert, daß möglichst 
viele der Klein- und Mittelbetriebe verstärkt forschen, ausbil­
den, internationalisieren und expandieren. 

Das anzustrebende Ziel eines modernen Industriestaates 
bedarf einer ausgewogenen Struktur zwischen Großbetrie­
ben, die nun einmal gewisse Aufgaben (etwa in Forschung 
und Entwicklung oder auf Auslandsmärkten) effizienter 
erfüllen können einerseits und einer möglichst breiten Basis 
von spezialisierten und flexiblen Unternehmen andererseits. 
Und die Chancen, dieses Ziel zu erreichen, erscheinen heute 
größer- zumindest als in den letzten Jahren. 
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Intermediäre Dienstleistungen 
und die Entwicklung der 

städtischen Wirtschaftsstruktur 

Michael Mesch 

1. Einleitung 

Gegenstand dieser Untersuchung ist die räumliche Verteilung der 
Beschäftigten im funktionell definierten Bereich produktionsbezoge­
ner Dienstleistungen. Produktionsbezogene oder intermediäre Dienst­
leistungen - die beiden Begriffe gelangen hier synonym zur Verwen­
dung - sind solche, die als Zwischenprodukte für die Herstellung von 
Sachgütern dienen. Entsprechend der funktionellen Definition wird 
dabei sowohl auf die Beschäftigten, welche diese Dienste in Unterneh­
mungen des tertiären Sektors erstellen, als auch auf jene, die die 
entsprechenden betrieblichen Funktionen in den sachgüterproduzie­
renden Unternehmungen wahrnehmen, Bezug genommen. Die in die­
ser Studie verwendeten groben Raumtypenbegriffe orientieren sich an 
einem Zentrum-Peripherie-Schema. Die Agglomerationen (= Verdich­
tungs- oder Ballungsgebiete), die jeweils aus einem Kern (bzw. aus 
mehreren Kernen), d. h. dem eigentlichen Stadtgebiet, und einem Rand 
( =  Umlandzone) bestehen, sind relativ weiträumig zu verstehen, um 
Suburbanisierungsprozesse, die möglicherweise die Bedeutung der 
Agglomeration insgesamt noch verstärken, nicht als großräumige 
Dekonzentrationstendenz erscheinen zu lassen. Die Regionen, welche 
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nicht Teil einer Agglomeration sind, können in gering verdichtete 
Gebiete und periphere Gebiete gegliedert werden. Periphere Zonen 
sind jene, die im Hinblick auf Erreichbarkeit und wirtschaftlichen 
Entwicklungsstand am unteren Ende in der Hierarchie der Regionen 
liegen. 

Der funktionell definierte Bereich der intermediären Dienstleistun­
gen zeichnet sich durch große Vielfalt aus. Hier richtet sich die 
Aufmerksamkeit vor allem auf die informationsintensiven Funktionen: 
Bank- und Versicherungswesen (soweit unternehmensbezogen), 
Rechts- und Wirtschaftsberatung, Engineering, Forschung und Ent­
wicklung, Computer-Dienstleistungen, Werbung, Funktionen der 
Hauptverwaltungen und Divisionszentralen von Unternehmungen der 
Sachgüterproduktion (Unternehmensführung, Planung, Organisation, 
Marketing usw.). Informationsintensität bedeutet, daß bei der Produk­
tion hohe Anteile von Informationsinputs erforderlich sind und/oder 
die Dienste bei der Nutzung vor allem Informationswert haben. 

Den produktionsbezogenen Dienstleistungen kommt aus mehreren 
Gründen große und zunehmende Bedeutung für die Stadtwirtschaft zu: 

- Sie zählen zu den im Hinblick auf Produktion, Beschäftigung und 
Einkommen am raschesten expandierenden Wirtschaftsbereichen. Da 
die diesbezüglichen Ursachen an anderer Stelle1 ausführlich diskutiert 
wurden, genügt es, hier auf einige wichtige Faktoren hinzuweisen. 
Internationalisierung und Verschärfung des Konkurrenzdrucks auf den 
Produktmärkten veranlassen die westeuropäischen Industrieunterneh­
mungen zunehmend dazu, sich auf Präzisions-, Sonder- und technisch 
hochwertige Produkte zu konzentrieren und die Strategie der Produkt­
differenzierung anzuwenden. Somit gewinnen Branchen und Industrie­
zweige an Gewicht, die in besonderem Maße spezifische intermediäre 
Dienstleistungen benötigen (Branchenstruktureffekt). Die genannten 
Entwicklungen und die wachsende Komplexität der betriebsinternen 
Abläufe führen zu technischen und organisatorischen Änderungen im 
Produktionsprozeß der betreffenden Betriebe, welche positive Auswir­
kungen auf die Nachfrage nach produktionsbezogenen Dienstleistun­
gen besitzen (Tätigkeitsstruktureffekt). Auf der Angebotsseite sind 
Prozeß- und Produktinnovationen, insbesondere auf dem Gebiet der 
Informations- und Kommunikationstechnik, von Bedeutung. 

- Unter den sog. Basisaktivitäten, d. h. im Exportsektor der Stadtwirt­
schaft, nehmen produktionsbezogene Dienstleistungen eine wichtige 
Position ein. Die interregionalen und -nationalen Exporte einschlägiger 
Dienstleistungen steigen sowohl absolut (nominell und real} als auch 
anteilsmäßig. Von diesem Teil des Basissektors gehen bedeutende 
Linkage- und Multiplikatoreffekte auf die regionale Wirtschaft aus. Mit 
wachsender Marktgröße steigt die Möglichkeit zur Importsubstitution. 

- Dienstleistungen wie Forschung und Entwicklung, Engineering, 
Wirtschaftsberatung, Computerdienstleistungen usw. sind entschei­
dend für die technisch-organisatorische Innovationsfähigkeit einer 
Region und die rasche Diffusion der effizienzsteigernden Neuerungen. 

- Produktionsbezogene Dienstleistungen bilden eine zwar nicht 

298 



hinreichende, aber zunehmend notwendige Voraussetzung für den 
Erfolg und die internationale Konkurrenzfähigkeit güterproduzieren­
der Unternehmungen ebenso wie vieler Betriebe des tertiären Sektors. 

- Die Erstellung von intermediären Dienstleistungen in einer Region 
ist über verschiedene marktmäßige Beziehungen mit der übrigen 
regionalen Wirtschaft verknüpft. Sie beeinflußt die Produktion, 
Beschäftigung und Einkommenssumme von regionalen Zulieferbetrie­
ben bzw. löst durch die Nachfrage überhaupt erst die Herstellung des 
Produkts innerhalb der Region aus (backward-linkages). Sie kann die 
Weiterverarbeitung durch andere regionale Unternehmungen initiieren 
(forward-linkages) und erhöht die Effizienz dieser Produktionsbereiche. 

- Weiters sind in diesem Zusammenhang zahlreiche externe Effekte 
und dynamische Auswirkungen zu berücksichtigen. So trägt die Prä­
senz spezialisierter Dienstleistungsfunktionen u. a. zur Diversifikation 
und qualitativen Verbesserung des regionalen Arbeitsangebots und zur 
Diffusion von technischen und organisatorischen Innovationen bei. Die 
gleichzeitige Wirkung der marktmäßigen und externen Effekte begün­
stigt die Entstehung eines sich selbst verstärkenden Wachstumsprozes­
ses in der betreffenden Stadtwirtschaft. Die resultierende räumliche 
Konzentration von Unternehmungen, die intermediäre Dienstleistun­
gen erstellen, und entsprechende Funktionen sachgüterproduzierender 
Betriebe ermöglicht denselben ebenso wie deren Abnehmern die Wahr­
nehmung vielfältiger externer Agglomerationsvorteile (siehe unten 
Abschnitt 2 .1 .4). 

- Über den Einkommensmultiplikator werden Produktion, Beschäfti­
gung und Einkommen des Nicht-Basissektors der Stadtwirtschaft 
beeinflußt. 

- Intermediäre Dienstleistungen erhöhen die Effizienz des Produk­
tionsprozesses und führen - unter den bekannten Voraussetzungen - zu 
Preissenkungen bei Zwischen- und Endprodukten. Soweit es sich bei 
diesen um preiselastische Produkte handelt, steigt die Nachfrage nach 
diesen Gütern und Dienstleistungen. 

- Schließlich ist in Rechnung zu stellen, daß die räumliche Konzen­
tration von Hauptverwaltungen großer Industrie- und Dienstleistungs­
unternehmen in wenigen Großstädten die Zentralisierung von Macht 
und Entscheidungsbefugnis in diesen Regionen mit sich bringt. Haupt­
verwaltungen von Großunternehmen planen, steuern und kontrollieren 
weit verstreute Aktivitäten. Die räumliche Diffusion von Innovationen, 
die Verteilung von Investitionen und damit von Arbeitsplätzen, werden 
wesentlich von diesen Zentralen bestimmt. Führungsregionen besitzen 
somit nationale und internationale Ausstrahlung: Entscheidungen über 
wichtige Entwicklungen in Zentren niedrigen Ranges und peripheren 
Gebieten fallen in den hochrangigen Agglomerationen. Steigender 
Autonomie der Führungsregionen steht der Verlust an Entscheidungs­
kompetenzen in den übrigen Gebieten gegenüber. Für die betreffenden 
Kommunen hat dies tiefgreifende Konsequenzen auf das Handlungs­
potential. 

Diese Studie frägt in erster Linie nach jenen Faktoren, welche für die 
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empirisch festgestellte räumliche Konzentration der im Bereich der 
informationsintensiven Dienstleistungen Beschäftigten (siehe 
Abschnitt 3 .1)  in den Agglomerationen ausschlaggebend sind. In den 
Abschnitten 2.1  und 2.2 werden raumwirtschaftliche und andere Fakto­
ren diskutiert, die zur Erklärung der funktionellen Arbeitsteilung 
zwischen Regionen beitragen. Abschnitt 2.3 befaßt sich mit den mögli­
chen Konsequenzen der Diffusion der modernen Informations- und 
Kommunikationstechniken für die regionale Verteilung der informa­
tionsintensiven Dienstleistungsfunktionen. 

Die Regionalpolitik wendet gegenwärtig ihre Aufmerksamkeit stär­
ker den intermediären Dienstleistungen zu. Abschnitt 3.2 erörtert einige 
Aspekte, welche für die Wahl von regionalpolitischen Instrumenten zur 
Förderung dieses Bereichs in mittleren Zentren der Nicht-Agglomera­
tionsgebiete von Bedeutung sind. In Abschnitt 4 schließlich werden die 
Standortfaktoren einiger Dienstleistungsfunktionen diskutiert. 

2. Bestimmungsfaktoren der räumlichen Verteilung 
informationsintensiver Dienstleistungen 

2.1 .  Raumwirtschaftliche Faktoren 

2 .1 . 1 .  Fragestellungen 

Änderungen der räumlichen Wirtschaftsstruktur ergeben sich einer­
seits als Folge der Ansiedlung zusätzlicher Aktivitäten innerhalb eines 
Unternehmens mit mehreren gegebenen Standorten, andererseits 
durch Errichten neuer Standorte. Da ersteres viel häufiger eintritt, ist 
die Frage, welche Aktivitäten am besten für einen bestimmten, bereits 
existierenden Standort geeignet sind, am ehesten praxisrelevant. Diese 
Frage wird von der Theorie der optimalen Bodennutzung formuliert. 

Im Falle von Unternehmungen, die einen ersten oder zusätzlichen 
Standort suchen bzw. die eine Standortveränderung planen, richtet sich 
das Interesse im gegebenen Zusammenhang darauf, welche raumwirt­
schaftlichen Faktoren die Standortentscheidung beeinflussen. Dies ist 
der Blickwinkel der traditionellen Standorttheorie. 

Im Rahmen der Theorie der Bodennutzung2 ist das Unternehmen im 
Unterschied zur Standorttheorie kein raumloses Phänomen, sondern 
nimmt Boden in Anspruch und muß um dessen Nutzung mit anderen 
Unternehmungen und Haushalten konkurrieren. Der Bodenpreis (bzw. 
die Raum-Kosten-Kurve) stellt eine inverse, in der Regel negativ 
exponentiale Funktion der Entfernung vom Stadtkern dar. Die Unter­
nehmungen suchen die unter den gegebenen Preis- und Kostenverhält­
nissen bestmögliche Nutzung des Bodens. Die zunehmende Konkur­
renz um den Boden im Agglomerationskern führt dazu, daß die 
Unternehmungen dort jene Aktivitäten durchführen, für welche dieser 

300 



Standort geeignete Bedingungen bietet, oder das Unternehmen muß 
der überlegenen Konkurrenz weichen. 

Die Theorie der optimalen Bodennutzung kann zur Erklärung der 
räumlichen Konzentration der produktionsbezogenen Dienstleistungen 
in den Agglomerationen und der mit steigendem Abstand zum Agglo­
merationskern schwächeren Präsenz derselben herangezogen werden, 
wenn die verschiedenen konkurrierenden Aktivitäten Raum-Ertrags­
Gradienten besitzen, deren jeweiliger Verlauf im Einklang mit der 
empirisch ermittelten räumlichen Verteilung dieser Aktivitäten steht. 
Eine Vielzahl qualitativer Überlegungen (siehe die folgenden 
Abschnitte) führt zu dem Schluß, daß für viele intermediäre Dienstlei­
stungen eine zentrale Lage von besonderem Vorteil ist und diese 
Vorteile mit wachsender Entfernung vom Zentrum rasch abnehmen. 
Die Raum-Ertrags-Kurven dieser Aktivitäten weisen demnach einen 
vom Agglomerationskern aus stark fallenden Verlauf auf. Gemäß 
Theorie müssen die im Agglomerationskern dominanten Aktivitäten 
den übrigen mit ihrem Gewinn pro Bodeneinheit überlegen sein. 
Empirisch feststellbar ist, daß jene Dienstleistungen, die stark in den 
Agglomerationen konzentriert sind, einen höheren Gewinn je Beschäf­
tigten aufweisen als jene - vor allem sekundären - Aktivitäten mit 
geringer räumlicher Zentralität. Ferner ist zu berücksichtigen, daß die 
relevanten Dienstleistungen im allgemeinen weniger Fläche in 
Anspruch nehmen als Fertigungsaktivitäten. Die tatsächlichen, auf den 
genutzten Boden bezogenen Raum-Ertrags-Funktionen befinden sich 
demnach nicht in Widerspruch zu der aus der Theorie der Bodennut­
zung abgeleiteten Hypothese, wonach im Agglomerationskern die Akti­
vitäten mit dem höchsten Gewinn je Bodeneinheit überwiegen. 

Der Erklärungswert der Theorie der optimalen Bodennutzung ist 
freilich nur rudimentär. Tatsächlich sind die kausalen Zusammenhänge 
weit komplexer als in der Theorie unterstellt. So sind die Raum-Kosten­
Funktion und die Raum-Ertrags-Funktion nicht unabhängig voneinan­
der, desgleichen die Raum-Ertrags-Funktionen verschiedener Aktivitä­
ten. Das in der Realität bestehende Geflecht wechselseitiger Abhängig­
keiten und die daraus resultierenden dynamischen Effekte werden 
nicht berücksichtigt. Weiters ist darauf hinzuweisen, daß aufgrund der 
Vielfalt von Einflußfaktoren und den damit verbundenen Unsicherhei­
ten die räumlichen Kosten- und Ertragsverläufe nicht genau ermittelt 
werden können. Die Unternehmungen stützen sich daher zwangsläufig 
in manchen Bereichen eher auf begründete Vermutungen denn auf 
harte Fakten. Auf Änderungen der räumlichen und nicht-räumlichen 
Einflußfaktoren reagieren sie nur dann, wenn diese eine bestimmte 
Größenordnung erreichen. Trotz dieser Schwächen bietet die Theorie 
der Bodennutzung im gegebenen Zusammenhang einen Erklärungs­
rahmen, der anderen Ansätzen überlegen ist. 

Die raumwirtschaftlichen Faktoren (Standortbedingungen) welche 
den Verlauf der Raum-Ertrags-Funktion - und auch der Raum-Kosten­
Funktion - mitbestimmen, sind demnach in erster Linie Filter, welche 
eine Auslese unter den Aktivitäten verursachen, und erst in zweiter 
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Linie Bedingungen, die bestimmte Aktivitäten anziehen. Ziel dieses 
Abschnitts ist es zunächst, jene raumwirtschaftlichen Faktoren heraus­
zustellen, die für den spezifischen Verlauf der Raum-Ertrags- (und 
Kosten-)Kurven einiger produktionsbezogener Dienstleistungen von 
Bedeutung sind. 

Die Standorttheorie versucht wie oben dargelegt den optimalen 
Standort einer bestimmten Aktivität zu ermitteln. In bezug auf die 
Standortbedingungen, welche für die räumliche Konzentration der 
informationsintensiven Dienstleistungen wichtig sind, gelangen beide 
Ansätze zu kongruenten Ergebnissen. 

Die raumwirtschaftlichen Faktoren lassen sich grob in nachfrage­
(Absatzmarkt) bzw. angebotsseitige (Kommunikationskosten; Angebot 
an Dienstleistungen, die als Inputs erforderlich sind; Arbeitskräfteange­
bot usw.) klassifizieren. Zwischen diesen Faktoren bestehen - wie zu 
zeigen sein wird - vielfältige Wechselwirkungen dynamischen Charak­
ters. 

2. 1.2.  Transport- und Kommunikationskosten 

Die Wirksamkeit von Transportkosten begünstigt cet. par. die räumli­
che Annäherung wirtschaftlicher Aktivitäten. Für viele Dienstleistun­
gen spielen Transportkosten eine untergeordnete Rolle gegenüber den 
Möglichkeiten und Kosten der Kommunikation. In vielen Fällen ist ein 
unmittelbarer persönlicher Kontakt zwischen Dienstleistungsprodu­
zent und -abnehmer erforderlich, da diese Dienstleistungen weder 
gelagert noch transportiert werden können bzw. da diese Form der 
Kommunikation Effizienzvorteile aufweist. 

Der unmittelbare persönliche Kontakt (d. h. Kommunikation von 
Angesicht zu Angesicht) ist effizienter als andere Formen der Kommu­
nikation, falls: komplexe Information für mehrere Personen bestimmt 
ist; Problemlösung oder Planung den Inhalt der Kontaktaufnahme 
bildet; Verhandlungen oder Diskussionen stattfinden; die Kommunika­
tionspartner einander nicht oder wenig kennen und dem V ertrauensele­
ment im Rahmen des Kontakts große Bedeutung zukommt, u. a. bei 
Transaktionen mit unsicheren, schwerwiegenden Konsequenzen und 
großen finanziellen Umfangs3• Gerade im Falle der informationsintensi­
ven Dienstleistungen besitzen Nicht-Routine-Kontakte der beschriebe­
nen Arten erhebliches Gewicht. 

In den großen Zentren sind unmittelbare persönliche Kontakte mit 
Kunden, Projektpartnern, Konkurrenten und Lieferanten, insbeson­
dere mit den Produzenten intermediärer Dienstleistungen verschieden­
ster Art, kurzfristig und mit geringen Kosten durchführbar. Auch in 
bezug auf die Kommunikationsinfrastruktur verfügen die Agglomera­
tionen über die günstigsten Bedingungen. 

Diese bieten weiters die bessere Einbindung (Routen, Frequenz) in 
das internationale Flug- und Schienenverkehrsnetz zu geringeren 
Kosten. Insbesondere transnationale Großunternehmungen mit vielen 
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Standorten und weit gestreuten Geschäftskontakten profitieren von 
diesen Standortvorteilen. 

2 .1 .3. Absatzmarkt 

Ein - gemessen an der Inputstruktur - hoher Bedarf an (unterneh­
mensintern oder -extern erstellten) Informationsdienstleistungen 
besteht vor allem seitens der Großunternehmungen in der Sachgüter­
produktion (genauer gesagt seitens der Hauptverwaltungen, Divisions­
zentralen, Forschungseinrichtungen usw. derselben), aber etwa auch 
seitens forschungs- und entwicklungsintensiver Klein- und Mittelbe­
triebe dieses Sektors, außerdem in großen Unternehmungen im Dienst­
leistungssektor wie Banken, Versicherungen, Handelsfirmen etc. ,  sowie 
von seiten einer Vielzahl von kleineren und mittleren Unternehmun­
gen, welche selbst produktionsbezogene Dienstleistungen erstellen. 
Innerhalb des funktional definierten Bereichs der intermediären 
Dienstleistungen existieren somit enge Input-Output-Verflechtungen. 

Die Theorie der zentralen Orte befaßt sich mit der räumlichen 
Verteilung von Dienstleistungsbetrieben in einer Marktwirtschaft: Für 
jeden Dienstleistungsbetrieb existiert eine notwendige Mindestgröße 
des Absatzmarktes (Marktschwelle); unterhalb dieser Schwelle kann 
die Dienstleistung nicht rentabel angeboten werden. Das Zusammen­
wirken von drei Faktoren bestimmt die minimale Marktgröße: Skalen­
erträge; räumliche Intensität des Absatzmarktes; Transport- und Kom­
munikationskosten. 

Die Dienstleistungen lassen sich nach der erforderlichen Mindest­
marktgröße ordnen. Dieser Hierarchie der Dienstleistungen entspricht 
eine Hierarchie der Städte. Untergeordnete Dienstleistungen (d. h. 
solche mit niedriger Marktschwelle) befinden sich auch in Kleinstädten 
(Zentren niedrigen Ranges) großer Zahl. Hochrangige Dienstleistungen 
(d. h. solche mit hoher Marktschwelle) finden sich hingegen vornehm­
lich in den wenigen großen Agglomerationen. Da in den letztgenannten 
Zentren höchster Ordnung auch alle Dienstleistungen niedrigeren 
Ranges präsent sind, bieten sie - und nur sie - ein komplettes Spektrum 
an Dienstleistungen. 

Im Modell resultiert notwendigerweise, daß der Bedarf von Zentren 
niedrigen Ranges an höherrangigen Dienstleistungen durch Importe 
aus Städten höherer Ordnung derselben Region gedeckt werden muß. 
Exporte von unten nach oben innerhalb der Hierarchie existieren nicht, 
ebenso Transaktionen zwischen Zentren gleichen Ranges. 

Obwohl die Theorie der zentralen Orte einige restriktive Annahmen 
enthält und folglich vor allem im Hinblick auf die räumliche Verteilung 
von konsumorientierten Dienstleistungen in dünnbesiedelten Gebieten 
Anwendung findet, ist sie auch im Zusammenhang mit produktionsbe­
zogenen Dienstleistungen wertvoll4. Viele der letzteren zählen zu den 
Aktivitäten höchster Ordnung, d. h. sie weisen hohe Marktschwellen 
auf. Skalenerträge determinieren die Größe, welche ein Betrieb errei-
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chen muß, um konkurrenzfähig zu sein. Aufgrund der hohen Kapitalin­
tensität und des Bedarfs an hochqualifizierten Arbeitskräften spielen 
Skalenerträge für viele intermediäre Dienstleistungen eine große Rolle. 
Die - im V er gleich zu den konsumorientierten Dienstleistungen -
geringe Zahl von Abnehmern ist räumlich stark in den Agglomeratio­
nen konzentriert. Wie im obigen Abschnitt begründet, legen die spezifi­
schen Kommunikationserfordernisse den Produzenten von informa­
tionsintensiven Dienstleistungen die Nähe zu ihren Kunden nahe. 

Die Theorie leistet somit einen wichtigen Beitrag zur Erklärung der 
räumlichen Konzentration der intermediären Dienstleistungen in weni­
gen Agglomerationen, der Existenz eines hierarchischen Stadtsystems 
(worin höchstrangige Zentren zum Unterschied von anderen über die 
gesamte Skala von Aktivitäten verfügen, sowohl über jene, die den 
gesamten regionalen bzw. nationalen Markt beliefern, als auch über 
jene, die nur den lokalen Bedarf decken) und der Bedeutung der 
Exporte von hochrangigen Dienstleistungen für die Ökonomie der 
dominanten Zentren. 

Der Absatzmarkt eines in einem hochrangigen Zentrum befindlichen, 
intermediäre Dienstleistungen erstellenden Betriebes umfaßt demnach 
i. d. R. den "Binnenmarkt" (d. h. die Abnehmer innerhalb der Agglome­
ration) ebenso wie interregionale und internationale Exportmärkte. 

2 . 1.4. Agglomerationsvorteile 

Die Theorie der zentralen Orte ist ein statischer Ansatz. Das Wachs­
tum einer Stadtwirtschaft und der Strukturwandel derselben sind 
jedoch dynamische Abläufe. Gesucht sind mithin Elemente einer 
dynamischen Theorie der Stadtwirtschaft. 

Die Zusammensetzung und Veränderung des Bereichs produktions­
bezogener Dienstleistungen in einer Stadtwirtschaft sind nicht einfach 
das Resultat davon, daß viele Betriebe unabhängig voneinander auf 
Nachfrageimpulse reagieren. Vielmehr bestehen wechselseitige Abhän­
gigkeiten zwischen einzelnen Standortentscheidungen. 

Auf die engen Input-Output-Verflechtungen zwischen den einzelnen 
Branchen des intermediären Dienstleistungsbereichs wurde bereits 
oben verwiesen. Die einzelnen Betriebe bzw. betrieblichen Funktionen, 
welche produktionsbezogene Dienstleistungen erstellen, profitieren auf 
mannigfaltige Weise von der Konzentration und Differenzierung dieser 
Aktivitäten innerhalb von Agglomerationen. 
1 .  Die Größe des Absatzmarktes ermöglicht die Ausnutzung von Ska­
lenerträgen, bietet Anreize zur Entwicklung, Anwendung und Diffusion 
technischer und organisatorischer Innovationen, veranlaßt zu produkti­
vitätssteigernder Arbeitsteilung und Spezialisierung. 

Die fortschreitende Spezialisierung verstärkt die wechselseitige 
Abhängigkeit der Aktivitäten voneinander. Insbesondere Dienstlei­
stungen wie beispielsweise Unternehmensberatung und Werbung, 
die in hohem Maße unstandardisierbar sind und deren Inputstruktur 
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sich laufend ändert, sind auf spezifische Dienstleistungen in unmittel­
barer Nähe angewiesen. Die starke Differenzierung des Dienstlei­
stungssektors in den Agglomerationen ermöglicht den dort angesie­
delten Betrieben Kosteneinsparungen, da sie Unsicherheiten vermin­
dert: Selten benötigte Dienstleistungen müssen nicht betriebsintern 
erstellt, sondern können kostengünstig zugekauft werden. 

2. Die Betriebe ziehen Nutzen aus der Konkurrenz unter den Anbietern, 
geringeren Transport- und Kommunikationskosten, kommunaler Ein­
richtungen, die erst ab einer gewissen Benützungsfrequenz zur Verfü­
gung gestellt werden, leistungsfähigen Kapital-, Arbeits- und Informa­
tionsmärkten. 

Tätigkeiten, welche von Erwerbstätigen mit höherer Qualifikation 
ausgeübt werden, kommt bei den Informationsaktivitäten überdurch­
schnittliches Gewicht zu5• Sowohl aufgrund der Tätigkeitsstruktur als 
auch des Tätigkeitsbesetzungseffektes wird dieser Anteil in Hinkunft 
zunehmen. Das Angebot von höherqualifizierten Arbeitskräften ist 
innerhalb der Agglomerationen wesentlich größer und vielfältiger. 
Die Qualität der Bildungseinrichtungen ist überlegen. Zuwanderun­
gen aus den Nicht-Agglomerationsgebieten verstärken die positive 
Selektion. 
Alle informationsintensiven Dienste benötigen eine Vielzahl von 
Informationsdienstleistungen als Inputs. Diese Informationen kön­
nen durch marktmäßige Transaktionen erworben, unternehmensin­
tern gewonnen oder - nicht unwichtig - auf informellem Weg 
kostenlos erlangt werden. 
Die räumlich unterschiedliche Verfügbarkeit von Informationen und 
die Kosten derselben stellen mithin einen wichtigen Standortfaktor 
dar6• Die Produzenten intermediärer Dienstleistungen profitieren von 
der hohen Informationsdichte in den großen Zentren. Diese Aktivitä­
ten erfordern, da ein erhebliches Maß an Unsicherheit über mögliche 
Problemlösungen besteht, vielfältige Kontakte zu potentiellen Infor­
mationsträgern. Unsicherheiten und damit verbundene Risiken kön­
nen durch den häufigen Austausch von Information mit vielen 
Trägern reduziert werden. Die nur in den Zentren gegebene Möglich­
keit, auch unter Zeitdruck relevante Information zu erhalten, ist 
ebenfalls unter dem Gesichtspunkt der Risikominderung und 
Kosteneinsparung zu sehen. Mit jeder Erweiterung des informations­
intensiven Dienstleistungsbereichs einer Stadtwirtschaft (mit jedem 
zusätzlichen Angestellten in einem kontaktintensiven Tätigkeitsfeld) 
erhöht sich der Umlauf spezifischer Information und damit die 
Attraktivität des Standortes. 

3. Betriebe, die Inputs für produktionsbezogene Dienstleistungen 
erzeugen, werden gegründet bzw. wandern zu (backword/linkage) und 
vergrößern die Vielfalt des Input-Angebots. 

Aus der Realisierung der genannten Agglomerationsvorteile - die 
Zusammenstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit - resul­
tiert ein differenziertes, qualitativ hochwertiges und kostengünstiges 
Angebot von intermediären Dienstleistungen, das die Attraktivität des 
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Standorts erhöht und weitere Betriebe bzw. Betriebsfunktionen mit 
hohem Bedarf an derartigen Inputs anzieht (forward-linkage). Die 
Präsenz zusätzlicher Aktivitäten wiederum vergrößert den Markt, was 
zu fortschreitender Spezialisierung etc. Anlaß gibt und ebenfalls die 
Standortvoraussetzungen verbessert und so fort. Es handelt sich hier 
somit um dynamische Prozesse, die sich tendenziell selbst in Gang 
halten - in erster Linie durch Erwartungen der privaten Akteure 
hinsichtlich des Marktpotentials - oder u. U. sogar verstärken. 

Viele der genannten Aggiomerationsvorteile sind externe Effekte. Sie 
resultieren aus der gemeinsamen Nutzung knapper Ressourcen 
(kostengünstiges, differenziertes Angebot von intermediären Dienstlei­
stungen etc.), dem Zugang zu einem konzentrierten Marktpotential und 
der lnformationsdichte. Diese Vorteile werden von den privaten Unter­
nehmungen als niedrigere betriebliche Kosten internalisiert. 

So trägt die Konzentration von Betrieben, die überdurchschnittliche 
Anteile von hochqualifizierten Angestellten aufweisen, zur Qualität und 
Differenzierung des Arbeitsmarktes bei. Andere Betriebe innerhalb 
derselben Agglomeration können diese spezialisierten Arbeitskräfte 
durch Abwerbung gewinnen, ohne den ursprünglichen Arbeitgeber für 
dessen Humankapitalinvestitionen entschädigen zu müssen. 

Ein anderes wichtiges Beispiel für standortbedingte externe Effekte 
stellt die Diffusion von technischen und organisatorischen Innovatio­
nen dar. Letztere vollzieht sich zu einem wesentlichen Teil durch 
Imitation (teilweise mittels Abwerbung der Wissensträger - siehe oben). 
Betriebe, die sich durch hohes technisches Niveau, moderne Organisa­
tionsformen und Innovationsfreudigkeit auszeichnen, bieten somit 
anderen Betrieben der regionalen Wirtschaft die Gelegenheit zur Nach­
ahmung, ohne den Innovator dafür kompensieren zu müssen. Die Reihe 
der Beispiele ließe sich beliebig fortsetzen. 

Um auf die Terminologie und Logik der Theorie der Bodenwerte 
zurückzukommen: Die Agglomerationsvorteile sind der wichtigste 
Bestimmungsfaktor des Verlaufs der Raum-Ertrags-Kurve informa­
tionsintensiver Dienstleistungen. Im Zuge des oben beschriebenen 
Prozesses verstärkt sich das Gefälle dieser Kurve zwischen Agglomera­
tionskern und Nicht-Agglomerationsgebieten. 

Die Thesen in bezug auf die Agglomerationsvorteile und die resultie­
rende Dynamik bieten zudem einen Erklärungsansatz dafür, daß 
Städte, die im Sinne der Theorie der zentralen Orte eine hochrangige 
Position erreicht haben, diese bewahren oder ausbauen können, anders 
ausgedrückt, einen Erklärungsansatz für die relative Stabilität am 
oberen Ende der Hierarchie des Stadtsystems: Jenseits einer bestimm­
ten Größe und Differenzierung des Bereichs der produktionsbezogenen 
Dienstleistungen besitzt die Stadtwirtschaft ausreichend Potential, um 
durch Strukturwandel ihre Position zu erhalten und sich exogenen 
Veränderungen verhältnismäßig reibungslos anzupassen. 

Weiters ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, daß die 
Bedingungen, unter denen die einschlägigen Entscheidungen der 
Unternehmensführungen fallen, ebenso wie die Charakteristika der 
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interurbanen Verbindungen die Stabilität der Positionen hochrangiger 
Zentren stützen: 

Entscheidungen darüber, wie zusätzliche Aktivitäten auf gegebene 
Standorte zu verteilen sind bzw. welcher Standort für einen neuen 
Betrieb am günstigsten ist, erfolgen typischerweise nach einem zeitlich 
und kostenmäßig begrenzten Prozeß des Abwägens und sind in der 
Regel durch das Bestreben beeinflußt, die Unsicherheiten gering zu 
halten7• Beides begünstigt bestehende Standorte in hochrangigen Zen­
tren, deren Agglomerationsvorteile bekannt sind. 

Die interurbanen Verbindungen innerhalb eines nationalen Stadtsy­
stems sind asymmetrisch, d. h. Agglomerationsvorteile bevorzugen 
nicht nur Städte gegenüber den gering verdichteten Gebieten und 
hochrangige Zentren gegenüber nachgeordneten innerhalb derselben 
Region, sondern existieren auch zwischen Zentren gleicher oder unter­
schiedlicher Ordnung verschiedener Regionen. Dies kann etwa zur 
Folge haben, daß die Linkage-Effekte und andere dynamische Wirkun­
gen, die von der Ansiedlung einer zusätzlichen Aktivität irgendwo 
innerhalb eines Stadtsystems ausgehen, nicht in erster Linie dieser 
Stadt selbst, sondern überwiegend den regionalen und nationalen 
Zentren zugute kommen. Besonders ausgeprägt sind diese Asymme­
trien innerhalb von Großunternehmungen mit mehreren Standorten: 
die Erweiterung von Fertigungsaktivitäten in nachgeordneten Städten 
führt i. d. R. zur Expansion des Bereichs der qualitativ hochwertigen 
komplementären Dienstleistungsfunktionen an den Standorten der 
Divisionszentralen und der Hauptverwaltung. 

Die Interdependenz innerhalb des Stadtsystems nimmt zu, zwischen 
den Städten besteht ein dichtes Netz von Verbindungen, keineswegs 
nur in der strikt hierarchischen Art, welche die Theorie der zentralen 
Orte beschreibt. Die diesem Verbindungsnetz innewohnenden Asym­
metrien kommen darin zum Ausdruck, daß die Agglomerationen in den 
obersten Rängen in hohem Maße vom interregionalen und internationa­
len Export intermediärer Dienstleistungen profitieren, während Städte 
niedriger Ordnung im allgemeinen eine hohe Importabhängigkeit auf­
weisen. 

2 .1 .5. Öffentliche Stellen; Lebensqualität 

Zu jenen Institutionen, von deren räumlicher Nähe Hauptverwaltun­
gen, Handelshäuser, Börsenmakler usw. profitieren, zählen öffentliche 
Stellen wie Ministerien, die Großaufträge vergeben; einschlägige Ver­
ordnungen erlassen, über Förderungsmaßnahmen entscheiden, eine 
Vielzahl wichtiger Informationsträger beschäftigen, die Nationalbank, 
Börsen und internationale Organisationen. Diese Institutionen befin­
den sich fast ausschließlich in nationalen und Provinzhauptstädten, 
d. h. in wichtigen Zentren. 

Da bestimmte Teilarbeitsmärkte für hochqualifizierte Arbeitskräfte 
(Manager, Techniker, Forscher, EDV-Spezialisten usw.) typische Ver-
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käufermärkte sind, trifft für diese Bereiche nicht selten zu, daß nicht die 
Arbeitskräfte den Arbeitsplätzen folgen, sondern umgekehrt die 
Arbeitsplätze den Arbeitskräften. Anders ausgedrückt gewinnen 
Aspekte, welche für die Lebensqualität einer Region maßgebend sind ­
die Wohnmöglichkeiten, die Kultur- und Unterhaltungsinfrastruktur 
(Theater, Kinos, Restaurants, Sportstätten etc.), die Umweltqualität, die 
öffentliche Sicherheit und Atmosphärisches wie Weltoffenheit - an 
Bedeutung für Standortentscheidungen im Zusammenhang mit Aktivi­
täten, welche viele Angestellte mit hoher Qualifikation erfordern. 

Es sei erwähnt, daß diese Argumentation, wonach Dienstleistungen, 
die dem Nicht-Basissektor zuzuzählen sind, Exportaktivitäten anzie­
hen, im Widerspruch zur Exportbasistheorie steht. Gemäß dieser Theo­
rie bestimmen lediglich die für den regionalen Export produzierenden 
Basissektoren das Wirtschaftswachstum einer Region, während die nur 
für den regionalen Binnenmarkt herstellenden Nicht-Basissektoren 
derivativer Natur sind. 

In der Realität bestehen auch zwischen diesen Bereichen Wechselwir­
kungen: die Konzentration von Angestellten mit relativ hohem Einkom­
men vergrößert den Markt für Dienstleistungen im Kultur- und Freizeit­
sektor und ermöglicht den Ausbau der entsprechenden kommunalen 
Infrastruktur; dies wiederum erhöht die Anziehungskraft des Standorts 
usw. 

Den in den obigen Abschnitten behandelten Vorteilen zentraler Lage 
(Kontaktvorteile; Marktdichte, Agglomerationsvorteile usw.), welche 
den Verlauf der Raum-Ertrags-Kurve mitbestimmen, stehen Nachteile 
gegenüber, die im Zuge der Verdichtung u. U. zunehmen. Dann ver­
schiebt sich der Schnittpunkt der Raum-Kosten-Kurve mit der Ordi­
nate nach oben und nähert sich dem entsprechenden Schnittpunkt der 
Raum-Ertrags-Kurve: die Rentabilität je Bodeneinheit sinkt. 

Steigen etwa infolge der verschärften Konkurrenz um den knappen 
Boden im Agglomerationskern die Bodenpreise überproportional, so 
beeinflußt das die flächenbezogene Rentabilität einzelner Nutzungsar­
ten in unterschiedlichem Maße. Im Falle von flächenextensiven Nut­
zungsarten wiegen die Agglomerationsvorteile usw. die erhöhten 
Grundstückspreise nicht mehr auf, und diese Betriebe müssen der 
Konkurrenz weichen, deren Aktivitäten den geänderten Bedingungen 
besser entsprechen. Räumliche Dekonzentrationsprozesse sind demge­
mäß eher ein Reflex der Bodenknappheit im Zentrum denn eine Folge 
günstiger Standortbestimmungen in gering verdichteten Gebieten. 

2.2. Nicht-raumwirtschaftliche Faktoren 

Nicht jeder räumliche Unterschied besitzt räumliche Ursachen. Die 
bisher diskutierten raumwirtschaftlichen Faktoren bieten keine voll­
ständige Erklärung der räumlichen Verteilung von informationsintensi­
ven Dienstleistungen. 
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2.2. 1 .  Branchen- und betriebsgrößenspezifische Aktivitätsstrukturen 

Der Anteil der Beschäftigten, die intermediäre Dienstleistungen 
erstellen, ist in den einzelnen Branchen verschieden, ebenso innerhalb 
der Branchen in den einzelnen Betriebsgrößenklassen. Regionen 
(Städte) unterscheiden sich sowohl im Hinblick auf die Branchen- als 
auch auf die Betriebsgrößenstruktur. Die fortschreitende Tertiärisie­
rung der Sachgüterproduktion und das rasche Wachstum im produk­
tionsbezogenen Teil des Dienstleistungssektors begünstigen auch des­
halb in erster Linie die Agglomerationen, da dort Branchen mit hohen 
Beschäftigungsanteilen im Bereich der intermediären Dienstleistungen 
und Standorte von Großunternehmungen überproportional vertreten 
sind. 

2.2.2. Expansion von Großunternehmungen mit mehreren Standorten 

Sowohl im Bereich der Sachgüterproduktion als auch im tertiären 
Sektor dominieren Großunternehmungen mit mehreren Standorten in 
zunehmendem Maße. Infolgedessen üben deren explizite und implizite 
Standortentscheidungen einen wesentlichen Einfluß auf die räumliche 
Verteilung von Aktivitäten aus. 

Die genannten Unternehmungen besitzen mehr Flexibilität in der 
Lokalisierung einzelner Aktivitäten als kleine und mittlere Unterneh­
mungen mit jeweils nur einem Betrieb oder wenigen Standorten, wofür 
zwei Ursachen zu nennen sind. Erstens verfügen sie über ein ausge­
dehnteres Netz von bestehenden Standorten, innerhalb dessen Aktivi­
täten angesiedelt werden können. Zweitens ist aus mehreren Gründen 
die Organisationsstruktur von Großunternehmungen stärker ausdiffe­
renziert. Diese organisatorische Differenzierung stellt wiederum eine 
wesentliche Voraussetzung für die räumliche Trennung von Aktivitäten 
dar. 

Der typische organisatorische Aufbau von Großunternehmungen ist 
die regional-divisionale Struktur mit einer Vielzahl räumlich getrenn­
ter Funktionen: Hauptverwaltung, Divisionszentralen, regionale Ver­
kaufszentren bzw. Handelshäuser, Forschungszentren, andere mono­
funktionale Dienstleistungszentren (z. B. für Außenhandel, Finanzen, 
EDV), Produktionsstätten (gemeinsam mit untergeordneten Verwal­
tungsfunktionen) bzw. Verkaufsfilialen etc. 

Welche sind nun die wichtigsten Gründe für die starke organisatori­
sche Gliederung in Großunternehmungen? Mit zunehmender Größe 
und Spezialisierung des tertiären Bereiches, mit steigender Zahl der 
Produktionsstätten und wachsender Produktdifferenzierung nehmen 
beispielsweise Industrieunternehmungen die organisatorische Tren­
nung bestimmter Dienstleistungsfunktionen vor und geben die räumli­
che Bindung der höheren und spezialisierten Dienstleistungsfunktio­
nen mit den Produktionsstätten auf. Dies ermöglicht die Verteilung 
dieser Aktivitäten auf die gegebenen bzw. allenfalls neue Standorte 
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entsprechend den spezifischen Erfordernissen (Inputs, Kontakte usw.) 
der einzelnen Aktivitäten, sowie in den dann realisierten Dienstlei­
stungszentren (Hauptverwaltung, Divisionszentralen, Forschungsstät­
ten etc.) die Ausnutzung von Skalenerträgen und Vorteilen der Speziali­
sierung. Erleichtert wird die räumliche Trennung von Produktion und 
Hauptverwaltung durch sinkende Kosten routinemäßiger - um solche 
handelt es sich hier überwiegend - Kommunikation. Die Dienstlei­
stungszentren werden aus den im Abschnitt 2 . 1  genannten Gründen vor 
allem in den Agglomerationsstandorten lokalisiert. Arbeitsteilung und 
organisatorische Differenzierung in Großunternehmungen mit mehre­
ren Standorten tragen somit zur räumlichen Konzentration der informa­
tionsintensiven Dienstleistungen in Agglomerationen bei. 

Das Wachstum von Großunternehmungen erfolgt zu einem erhebli­
chen Teil durch Übernahme anderer Unternehmungen oder Fusion. 
Dies hat Auswirkungen auf die räumliche Verteilung nicht nur der 
Aktivitäten der betreffenden Unternehmungen. 

Die übernommene Unternehmung verliert in der Regel einen Teil 
ihrer tertiären Aktivitäten. Um die Kosten zu senken, werden die 
Leitungs- und Kontrollfunktionen vereinheitlicht und integriert, d. h. 
Dienstleistungsfunktionen der übernommenen Unternehmung werden 
in die Hauptverwaltung, die Divisionszentralen usw. des Übernehmers 
transferiert. Insbesondere im Fall horizontaler Zusammenschlüsse sind 
Rationalisierungsmöglichkeiten (Vermeiden von Doppelgleisigkeiten, 
Realisieren von Skalenerträgen) im Bereich der Managementfunktio­
nen offensichtlich. Im Falle vertikaler und konglomerater Zusam­
menschlüsse steigt der Abstimmungs- und Koordinierungsbedarf, dem 
von seiten der Hauptverwaltung entsprochen werden muß. Rationali­
sierungsbestrebungen betreffen nicht nur Funktionen der Hauptver­
waltung und der Divisionszentralen, sondern auch u. a. Forschungsein­
richtungen und Verkaufsfilialen. 

Konsequenzen für die räumliche Verteilung von Aktivitäten ergeben 
sich weiters daraus, daß nach einer Übernahme in der Mehrzahl der 
Fälle Geschäftsbeziehungen zu jenen Betrieben, welche für das über­
nommene Unternehmen bislang Dienstleistungen erstellten, nicht auf­
rechterhalten werden9• Die betreffenden Dienstleistungen produzieren 
nun die Hauptverwaltung und die Divisionszentralen des Übernehmers 
(Internalisierung), oder dieselben werden von den etablierten Lieferan­
ten des erwerbenden Unternehmers angekauft. 

Ob Unternehmenszusammenschlüsse zu einer Verstärkung der räum­
lichen Konzentration von intermediären Dienstleistungsfunktionen 
führen, hängt von der regionalen Verteilung der Aktivitäten des erwer­
benden wie des übernommenen Unternehmens ab. Die Hauptverwal­
tungen und andere Dienstleistungszentren von Großunternehmungen, 
die den empirischen Belegen zufolge am stärksten auf der Erwerbsseite 
von Zusammenschlüssen beteiligt sind, haben überwiegend ihren Sitz 
in den Agglomerationen10• Letzteres trifft ebenso für die Dienstlei­
stungslieferanten dieser Unternehmungen zu. Die Übernahme eines 
Unternehmens, dessen Dienstleistungsfunktionen sich außerhalb der 
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Agglomerationen befinden, bewirkt daher zumeist den Rückgang der 
Nachfrage nach informationsintensiven Dienstleistungen und die Still­
legung derartiger Funktionen in Nicht-Agglomerationsgebieten einer­
seits, und den Transfer der entsprechenden Nachfrage und der Aktivitä­
ten in die Agglomerationen andererseits. In den gering verdichteten 
und peripheren Gebieten verbleiben eher standardisierbare, qualitativ 
weniger hochwertige Dienstleistungen, spezialisierte Dienstleistungen 
müssen in hohem Maße importiert werden. Tendenziell verstärken 
somit Unternehmenszusammenschlüsse die funktionelle Arbeitstei­
lung zwischen Regionen. 

2.2.3. Externalisierung von Dienstleistungen 

Im Zusammenhang mit der Externalisierung von Dienstleistungs­
funktionen stellt sich die Frage nach der räumlichen Verteilung jener -
bereits existierenden oder neu gegründeten - Betriebe, von welchen die 
Dienstleistungen zugekauft werden. Eine Zunahme der Quote extern 
erstellter Dienstleistungen ist vor allem im Bereich der Großunterneh­
mungen zu erwarten. Kleine und mittlere Unternehmungen weisen 
bereits eine relativ hohe entsprechende Quote auf. Die Dienstleistungs­
zentren von Großunternehmungen sind in den Agglomerationen kon­
zentriert. Aufgrund der Kontakterfordernisse, der Marktintensität, der 
Agglomerationsvorteile etc. profitieren von der im Gefolge der Externa­
lisierung zusätzlich wirksamen marktmäßigen Nachfrage nach interme­
diären Dienstleistungen in erster Linie Betriebe bzw. Betriebsfunktio­
nen, die sich in eben diesen Agglomerationen befindenu. 

2.3. Informations- und Kommunikationstechniken: Schlüssel zur 
Dezentralisierung? 

Auf die besondere Bedeutung von Kommunikation und Informa­
tionsinputs für die intermediären Dienstleistungen wurde in den 
Abschnitten 2.1 .2  bzw. 2. 1 .4 ausführlich eingegangen. Aus diesem 
Grunde erscheint es angebracht, Überlegungen im Hinblick auf die 
möglichen räumlichen Veränderungen in diesem Dienstleistungsbe­
reich anzustellen, die aus der gegenwärtig rasch fortschreitenden Ver­
breitung der modernen Informations- und Kommunikationstechniken 
(Teletex, Telefax, Bildschirmtext, Kabelfernsehen, Videotext, breit­
bandiges integriertes Glasfaser-Fernmeldenetz, Datex L!P, lokale [LAN 
- Local Area Network] und globale [WAN - Wide Area Network] 
Computernetze usw.) resultieren. Je informationsintensiver eine 
Dienstleistung, um so eher ist sie prinzipiell den neuen Techniken 
zugänglich. Die Fragen, die sich in diesem Zusammenhang stellen, sind 
vor allem folgende: vermindert die Diffusion dieser Innovationen - wie 
von vielen Seiten vermutet - die räumliche Konzentration der Informa­
tionsdienstleistungen in den Agglomerationen? Welche Konsequenzen 
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ergeben sich für nationale und internationale Stadtsysteme? Es sei 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß räumliche Verschiebungen 
innerhalb von Verdichtungsräumen hier ausgeklammert bleiben. Unter 
Dezentralisierung ist somit die räumliche Verlagerung von Aktivitäten 
aus den Verdichtungsräumen in die Nicht-Agglomerationsgebiete bzw. 
aus den hochrangigen Agglomerationen in mittelgroße Zentren zu 
verstehen. 

Informations- und Kommunikationstechniken wirken nicht direkt 
räumlich, sondern vermittelt, vor allem über Beschäftigungs- und 
Standortwirkungen, die ihrerseits untereinander verknüpft sind'2• 

2.3 . 1 .  Beschäftigungswirkungen 

Negative Beschäftigungseffekte resultieren aus der Realisierung von 
jenen vielfältigen Rationalisierungmöglichkeiten, welche die Informa­
tions- und Kommunikationstechniken eröffnen. In erster Linie sind 
davon Angestellte, die überwiegend Hilfs- und Routinetätigkeiten 
durchführen, betroffen. Andererseits rufen die hier diskutierten Inno­
vationen zusätzliche Nachfrage nach Informations- und komplementä­
ren Dienstleistungen und damit verbundene positive Beschäftigungsef­
fekte hervor. Außerdem entscheidet die Diffusion dieser Innovationen 
in zunehmendem Maße über die Wettbewerbsfähigkeit und außenwirt­
schaftliche Bilanz einer Region. 

Da sowohl die von der Rationalisierung betroffenen als auch die 
expandierenden Aktivitäten räumlich unterschiedlich vertreten sind, 
stellen sich Veränderungen der räumlichen Verteilung ein. Über den 
(absoluten und relativen) Nettoeffekt in Agglomerationen, gering ver­
dichteten Gebieten etc. kann an dieser Stelle nichts Näheres ausgesagt 
werden, zumal sich die geschilderten Prozesse erst in der Anfangsphase 
befinden. 

2.3.2. Standortwirkungen 

Die Effekte der modernen Informations- und Kommunikationstech­
niken auf die Standortbedingungen der Verdichtungsräume sind kei­
neswegs eindeutig. Einerseits vermindern sich Standortvorteile der 
Agglomerationen für informationsintensive Dienstleistungen, nämlich 
Vorteile der spezifischen räumlichen Nähe und der Informationsdichte, 
in dem Maße, wie sich die allgemeine Zugänglichkeit von Informatio­
nen erhöht und unmittelbare persönliche Kontakte durch technisch 
vermittelte Kommunikation ersetzt werden können. In der Terminolo­
gie der Theorie der Bodennutzung bedeutet dies eine Verringerung des 
Gefälles der Raum-Ertrags-Kurve bestimmter Aktivitäten zwischen 
Agglomerationskern und gering verdichteten Gebieten. Die Abhängig­
keit dieser Aktivitäten von Standorten (bzw. die Konkurrenzfähigkeit 
derselben) in Zentren sinkt. Teilauslagerungen entsprechender Dienst­
leistungsfunktionen werden wahrscheinlicher. 
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Demgegenüber stehen direkt vom Einsatz der Informations- und 
Kommunikationstechniken abhängige Wirkungen, welche zentrale 
Standorte begünstigen. Erstens bestehen für viele intermediäre Dienst­
leistungen die Vorteile bzw. Erfordernisse unmittelbaren persönlichen 
Kontakts unvermindert fort oder nehmen sogar zu. Diese Argumenta­
tion läßt sich am Beispiel des Telefons verdeutlichen. Das Telefon 
ersetzt vor allem unmittelbare persönliche Routinekontakte und 
direkte Kontakte zwischen einander vertrauten Personen13. Weiters 
wird es dazu verwendet, direkte persönliche Kontakte zu vereinbaren. 
Das Telefon erhöht den Informationsumlauf in solchem Maße, daß der 
Bedarf an persönlichen Treffen (Konferenzen, Seminaren etc.), wo 
Diskussionen abgehalten werden und Entscheidungen fallen, überpro­
portional steigt14. Die Innovationen, deren Diffusion gegenwärtig rasch 
voranschreitet, wirken offensichtlich in dieselben Richtungen: Kon­
takte mit hohen Routineanteilen werden in zunehmendem Maße durch 
technische vermittelte Kommunikation ersetzt, gleichzeitig steigt der 
Bedarf an unmittelbaren persönlichen Kontakten zur Diskussion des 
expandierenden Informationsumlaufs, zur Entscheidungsfindung, Pla­
nung usw. rasch an. Die Isolation des mit allen Wundern der Informa­
tions- und Kommunikationstechniken ausgestatteten Elfenbeinturms 
ist jedenfalls keine Lösung für informationsintensive Dienstlei­
stungen15. 

Zweitens erhöht sich die Steuerungskapazität von Hauptverwaltun­
gen und anderen zentralen Stellen in der Organisationshierarchie. 
Darauf wird im nächsten Abschnitt näher eingegangen. 

Agglomerationen werden somit weiterhin durch jene Standortvor­
teile begünstigt, welche kontakt- und informationsintensive Dienstlei­
stungen aus der räumlichen Nähe vieler Aktivitäten bzw. Personen und 
der hohen Informationsdichte - welche durch den technischen Fort­
schritt enorm zunimmt - ziehen. Zugleich verringern sich die Standort­
vorteile der Zentren für verschiedene standardisierbare Dienstlei­
stungsfunktionen. 

Weiters ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, daß die 
räumliche Verfügbarkeit und die Kosten der Informations- und Korn­
munikationstechniken wesentliche Standortfaktoren für informations­
intensive Dienstleistungen bilden. Die Diffusion dieser Innovationen 
geht von den Verdichtungsräumen aus, bleibt zunächst auf diese 
beschränkt. In peripheren Gebieten finden sie erst mit erheblicher 
Verzögerung Eingang. 

Diese räumlich-zeitliche Abfolge gilt in besonderem Maße für den 
Ausbau der Telekommunikations-Infrastruktur (z. B. Breitbandverka­
belung). Öffentliche Unternehmungen bilden hier keine Ausnahme: 
Netze werden nutzerabhängig ausgebaut, Verdichtungsräume daher 
zeitlich bevorzugt behandeW6• 

Zumindest vorübergehend erhöhen sich demnach die Standortvor­
teile der Zentren. Wenn das räumliche Beharrungsbestreben in Rech­
nung gestellt wird, kann diese Verzögerung freilich von ausschlagge­
bender Bedeutung sein. Speziell in bezug auf die Integration in Compu-
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ter- und Mehrwertnetze sind periphere Gebiete gegenüber den Agglo­
merationen wesentlich benachteiligt, vor allem, was die Kosten anbe­
langt, in vielen Fällen aber auch hinsichtlich der Verfügbarkeit. Deregu­
lierung und Privatisierung im Telekommunikationsbereich verstärken 
das regionale Gefälle'7• 

2 .3.3. Organisatorisch-räumliche Reaktionsweisen der Unternehmen 

Wie reagieren nun die Unternehmen in räumlich-organisatorischer 
Hinsicht auf diese Effekte? Drei wichtige Tendenzen zeichnen sich ab, 
die zum Teil zueinander im Widerspruch stehen, zum Teil einander 
ergänzen, und in den einzelnen Branchen stark unterschiedliches 
Gewicht haben. 

- Qualitative Zentralisierung: Darunter ist die zunehmende Konzen­
tration von Planungs-, Koordinations-, Steuerungs- und Kontrollkapazi­
täten in der Hauptverwaltung eines Unternehmens als Folge der 
Anwendung der Informations- und Kommunikationstechniken zu ver­
stehen. 

Empirische Befunde belegen, daß Großunternehmen mit mehreren 
Standorten Computernetze (d. h. die Verknüpfung von Computern und 
Telekommunikation) vor allem dazu verwenden, die bestehende Orga­
nisationsstruktur zu stützen und effizienter zu gestalten18• Der schritt­
weise Aufbau eines Netzes spiegelt die divisional-regionale Organisa­
tionsstruktur und die unternehmensinternen Informationsströme. Die 
Computernetze besitzen einen zentralisierten räumlichen Aufbau, 
sowohl Rechenkapazität als auch Informatiker sind zu einem sehr 
hohen Prozentsatz am Sitz der Hauptverwaltung konzentriert'9• Strate­
gische Anwendungsmöglichkeiten des Netzes (Unterstützung des Pla­
nungs-, Koordinations- und Entscheidungsprozesses) gewinnen an 
Bedeutung gegenüber Routineanwendungen in den verschiedenen 
Verwaltungs bereichen. 

Die ökonomischen Gründe für die räumliche Zentralisierung von 
Rechenkapazität und Informatikern sind erstens Skalenerträge in der 
Datenverarbeitung und Software-Entwicklung. Zweitens müssen Infor­
mationen vereinheitlicht werden, um dezentrale Aktivitäten koordinie­
ren zu können. Drittens sind häufige direkte persönliche Kontakte 
sowohl zwischen den Informatikern (Software-Entwicklung etwa ist ein 
komplexer Problemlösungsprozeß) als auch zwischen diesen und dem 
Management notwendig20• Die Zentralisierung hochwertiger Informa­
tikbereiche (Programmieren, Systemanalyse, Großrechenanlagen usw.) 
ist begleitet von der Dezentralisierung gewisser Routinefunktionen wie 
Dateneingabe, Vervielfältigung, Teilen der Datenverarbeitung. 

Qualitative Zentralisierung, d. h. es treten keine räumlichen Verschie­
bungen von Aktivitäten und Beschäftigten ein, kann jedoch auch von 
quantitativer Zentralisierung begleitet sein: zusätzliche Aktivitäten im 
Bereich der strategischen Unternehmensfunktionen sowie komplemen-
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täre Dienstleistungen werden überwiegend am Sitz der Hauptverwal­
tung lokalisiert. Die Zunahme der Steuerungskapazität der Zentrale 
kann außerdem in gewissen Umfang die Dezentralisierung ausgelager­
ter Funktionen oder den Abbau derselben nach sich ziehen. 

Eine qualitative und quantitative Aufwertung der Hauptverwaltung 
ist u. a. im Bankwesen festzustellen21• Gleichzeitig werden Zweigstellen 
im gering verdichteten Gebiet, die freilich nur in beschränktem Aus­
maß Funktionen im Firmenkundengeschäft wahrnehmen, abgebaut. 

Der Industriebereich ist sehr heterogen, sodaß einheitliche Aussagen 
besonders schwierig sind. Die Informations- und Kommunikations­
techniken verstärken jedenfalls die Möglichkeit der räumlichen Tren­
nung von Produktion und Dienstleistungsfunktionen. Daher nimmt die 
Wahrscheinlichkeit zu, daß hochwertige informations- und kontaktin­
tensive Dienstleistungsfunktionen die Standortvorteile in Zentren nüt­
zen. Weitreichende Folgen ergeben sich für national und international 
operierende Industriekonzerne mit einer Vielzahl von Standorten. Die 
Zentralen transnationaler Konzerne werden in die Lage versetzt, welt­
weit zu planen. Die Hauptverwaltungen der Tochterunternehmungen 
verlieren daher einen Teil ihrer diesbezüglichen Kompetenzen. 

Die Schlußfolgerung ist, daß der Einsatz der Informations- und 
Kommunikationstechniken keineswegs die Dezentralisierung der stra­
tegischen Unternehmensfunktionen (langfristige Planung, Koordina­
tion, Steuerung, Kontrolle) sowie weiterer wichtiger Dienstleistungs­
funktionen (Finanzen, Außenhandel, EDV) zur Folge hat, sondern im 
Gegenteil zur verstärkten räumlichen Zentralisierung derselben und 
zur Schwächung der Autonomie dezentraler Standorte beiträgt. Zu 
berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch, daß die qualitative 
und fallweise auch quantitative Stärkung der Hauptverwaltungen und 
anderer Dienstleistungsfunktionen in den Agglomerationen dynami­
sche Auswirkungen hat (z. B. Ansiedlung komplementärer Dienstlei­
stungsaktivitäten). Bisher schon führende Zentren werden weiter auf­
gewertet. Damit schreitet der Prozeß der regionalen funktionalen 
Differenzierung in Führungsregionen und eher fremdbestimmte Aus­
führungsregionen fort. 

- Dezentralisierung von Routinefunktionen: Die räumliche Dezentra­
lisierung von Hilfs- und Routinetätigkeiten in der Verwaltung (wie 
Lohnbuchhaltung, Rechnungswesen), im Bereich der EDV usw. steht 
nicht im Widerspruch zur qualitativen Zentralisierung. Betroffen sind 
Aktivitäten, für welche die Führungs- und andere Standortvorteile der 
Zentren unbedeutend sind. Sie weichen der Konkurrenz höherwertiger 
Aktivitäten sowie den hohen Bodenpreisen in den Zentren aus und 
können, da überwiegend wenig qualifizierte Arbeitskräfte benötigt 
werden, die günstigere Arbeitskostenkonstellation in Nicht-Agglomera­
tionsgebieten ausnützen. 

Eine viel diskutierte Form der Dezentralisierung stellt die Tele­
Heimarbeit dar. Sie steckt noch in den Kinderschuhen. Eine Untersu­
chung des Instituts für Zukunftsstudien und Technologiebewertung in 
Berlin ermittelte in der Bundesrepublik Deutschland kaum mehr als 
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1000 Tele-Heimarbeitsplätze22• Die zukünftige Entwicklung in diesem 
Bereich ist nicht abzuschätzen. 

Insgesamt ist davon auszugehen, daß durch den Einsatz der Informa­
tions- und Kommunikationstechniken die Tendenz, standardisierbare 
Tätigkeiten im Bereich der intermediären Dienstleistungen an Stand­
orte mit geringeren Faktorkosten zu verlegen, verstärkt wird. Dies 
würde ebenfalls zur funktionalen Polarisierung zwischen Regionen 
beitragen. 

Letztlich sei angemerkt, daß die Verlagerung von Routinefunktionen 
- zumindest vorläufig - nur zu einem geringen Teil in das wenig 
verdichtete Gebiet, überwiegend jedoch vom Agglomerationskern an 
den -rand erfolgt. 

- Auslagerung qualitativ hochwertiger Teilfunktionen, Externalisie­
rung: Die räumliche und organisatorische Dezentralisierung von hoch­
wertigen intermediären Dienstleistungsfunktionen beruht auf der Mög­
lichkeit, Daten, Programme und Verarbeitungskapazität sowie die 
damit einhergehenden Produktivitätssteigerungen via Computernetz 
zu verteilen, Informationen überall zugänglich zu machen und damit 
die Kompetenz dezentraler Einheiten zu steigern. Die Auslagerung 
vormals zentral ausgeübter Tätigkeiten auf bereits bestehende Filialen, 
die Einrichtung dezentraler Bürozentren (Satellitenbüros) sind Bei­
spiele hierfür. Dezentrale Entwicklungsabteilungen, die unmittelbaren 
Kontakt zum Fertigungsstandort und Auftraggebern benötigen, um die 
spezifischen Anforderungen der Verwender zu identifizieren, die kor­
rekte Installation sicherzustellen und die Wartung zu gewährleisten, 
können via Computernetz mit zentralen Forschungs- und Entwick­
lungsstandorten kooperieren. Allgemeiner ausgedrückt, interregionale 
Arbeitsteilung zwischen hochentwickelten Dienstleistungsfunktionen, 
deren Kontakterfordernisse in den Zentren, und solchen, deren Kon­
taktvorteile an dezentralen Standorten (Produktionsstätten, Universi­
tätsstädten usw.) liegen, wird erleichtert oder überhaupt erst möglich23• 

Die Verlagerung solcher Aktivitäten erfolgt freilich vor allem inner­
halb der Verdichtungsräume und innerhalb des Stadtsystems zwischen 
den Agglomerationen und auch zugunsten von Zentren mittlerer 
Größe. Die Interdependenzen zwischen den Zentren nehmen also zu. 
Periphere Gebiete zählen kaum zu den Nutznießern. 

Tele-Heimarbeit für hochqualifizierte Angestelltentätigkeiten stellt 
eine extreme Version der Auslagerung dar. Da die meisten dieser 
Tätigkeiten (z. B. Management, Produktentwicklung) in relativ kurzen 
Abständen (wenige Tage) direkte persönliche Kontakte zu Personen in 
der Hauptverwaltung und anderen Dienstleistungsbetrieben benötigen, 
vollzieht sich diese Verlagerung, deren Bedeutung bis jetzt minimal ist, 
hauptsächlich innerhalb von Agglomerationen24. 

Die modernen Informations- und Kommunikationstechniken be­
schleunigen die Externalisierung von bisher im Unternehmen erbrach­
ten Dienstleistungen auf eigenständige Betriebe. Räumlich bedeutet 
diese Form der organisatorischen Dezentralisierung freilich eher eine 
Zunahme des Zentralisierungsgrades (siehe oben Abschnitt 2.3.3.). 
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Die eingangs des Abschnittes 2.3 gestellte Frage nach den räumlichen 
Auswirkungen der Informations- und Kommunikationstechniken auf 
den Bereich der Informationsdienstleistungen kann zusammenfassend 
beim derzeitigen Wissensstand über Prozesse, die eben erst begannen, 
nur in der Form vorsichtig formulierter Hypothesen beantwortet 
werden. 

Offensichtlich wird das infolge des technischen Fortschrittes verfüg­
bare Potential zur Dezentralisierung von Dienstleistungen nur zu einem 
Bruchteil genützt. Ausschlaggebend dafür ist, daß in vielen Fällen die 
Vorteile eines zentralen Standortes, insbesondere die Kontakt- und 
Agglomerationsvorteile, gegenüber den Vorteilen, die aus einer Verle­
gung in Nicht-Agglomerationsgebiete zu ziehen wären (geringere Flä­
chen- und Arbeitskosten), überwiegen25. Die meisten hochwertigen 
intermediären Dienstleistungsfunktionen bleiben daher räumlich stark 
in den Verdichtungsräumen konzentriert. Die Führungsrolle bestehen­
der hochrangiger Zentren wird durch die Informations- und Kommuni­
kationstechniken eher noch betont. 

Aktivitäten, für die traditionelle Standortvorteile der Zentren (bzw. 
Nachteile dezentraler Standorte) an Bedeutung verlieren, werden 
zunehmend an dezentrale Standorte verlegt. Bei weiter stark steigenden 
Bodenpreisen in den Stadtkernen infolge der wachsenden Flächen­
knappheit verstärkt sich diese Tendenz. Dabei ist zu betonen, daß sich 
ein Großteil der Verlagerungen innerhalb der Verdichtungsräume, 
nämlich zugunsten des Randes, abspielt, die Ausweitung und Ausdiffe­
renzierung der Agglomerationen also voranschreitet. Dezentralisierung 
hingegen wie hier gemeint, also zugunsten der gering verdichteten und 
peripheren Gebiete, ist bislang nur in beschränktem Maße festzu­
stellen26. 

Die Interdependenzen zwischen den Städten nehmen infolge der 
Anwendung der modernen Informations- und Kommunikationstechni­
ken zu27. Die Entwicklung von mittelgroßen Städten - vor allem am 
Rand und in der Nähe der Ballungsgebiete - zu spezialisierten Dienst­
leistungszentren, die neben den hochrangigen Zentren mit stark ausdif­
ferenziertem Dienstleistungssektor bestehen können, wird begünstigt28. 

3. Interregionale funktionelle Arbeitsteilung 

3. 1 .  Zur räumlichen Verteilung produktionsbezogener Dienstleistungen 
in einigen europäischen Ländern 

Die vorliegenden Daten vermitteln kein vollständiges Bild von der 
räumlichen Verteilung der Beschäftigten im Bereich der produktions­
bezogenen Dienstleistungen. Sie sind häufig in mehrfacher Hinsicht 
mangelhaft. In der Regel beziehen sie sich nur auf einen Teil des 
gesamten Bereichs. Sektorale Daten sind häufiger als solche über 
Dienstleistungsfunktionen. Abgesehen von diesen oder anderen Män-
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geln, die sich auf die Erfassung des funktional definierten Dienstlei­
stungsbereichs beziehen, wird eine direkte Gegenüberstellung interna­
tionaler Daten auch dadurch verhindert, daß wirtschaftsgeografische 
Begriffe (Agglomeration, gering verdichtetes Gebiet, Peripherie) unter­
schiedlich definiert werden. Die empirischen Belege besitzen somit 
eher impressionistischen Charakter. 

- Bundesrepublik Deutschland: Die Beschäftigten im funktional 
definierten Bereich produktionsbezogener Dienstleistungen (= Verwal­
tungsdienste, Technische Dienste, Unternehmensberatung, EDV, Mar­
keting) sind in den zwölf Agglomerationen29 deutlich überrepräsentiert. 
1983 waren in den Agglomerationen durchschnittlich 33,1 Prozent aller 
Beschäftigten in produktionsbezogenen Dienstleistungsfunktionen 
bzw. 5,2 Prozent in höherwertigen Funktionen ( = Forschung und 
Entwicklung, Unternehmensberatung, EDV, Marketing) tätig30• Die 
entsprechenden Anteile betrugen in den Agglomerationskernen 
36,9 Prozent bzw. 6,3 Prozent, in den Nicht-Agglomerationsgebieten 
24,3 Prozent bzw. 2,6 Prozent. Zwischen 1976 und 1983 verstärkten sich 
diese quotenmäßigen Unterschiede: der Anteil der produktionsbezoge­
nen Dienstleistungen an der jeweiligen Gesamtbeschäftigung stieg in 
den Agglomerationen um 2,1 Prozentpunkte (höherwertige Funktio­
nen: + 1 Punkt), in den Agglomerationskernen um 2,6 Prozentpunkte 
(höherwertige Funktionen: + 1 ,3 Punkte). In den Nicht-Agglomerations­
gebieten fiel diese Zunahme weit schwächer aus31• Die höchsten 
Beschäftigungsanteile produktionsbezogener Dienstleistungen weisen 
die Kerne der Ballungsgebiete München, Stuttgart und Rhein-Main auf. 

Die höherwertigen produktionsbezogenen Dienstleistungsfunktio­
nen sind besonders stark in den Agglomerationen konzentriert. 1983 
entfielen 71 ,1  Prozent aller Beschäftigten in diesen Funktionen auf die 
Verdichtungsräume bzw. 55 Prozent auf die Agglomerationskerne. Der 
Anteil der Agglomerationen an der Gesamtbeschäftigung der BRD 
betrug hingegen nur 55,6 Prozent (Kerne: 35,6 Prozent)32• 

Eine räumliche Arbeitsteilung zwischen Ballungsgebieten und Nicht­
Agglomerationsgebieten besteht somit vor allem im Bereich der inter­
mediären Dienstleistungen. Am deutlichsten ausgeprägt ist sie bei den 
höherwertigen Funktionen. Anhand eines einfach konstruierten Zen­
tralitätsindex wird nachgewiesen, daß die Zentralität einzelner Funktio­
nen in einem eindeutigen Zusammenhang zum Rang steht, den diese 
üblicherweise innerhalb der unternehmensinternen Hierarchie einneh­
men. Die Wirtschaftsdienste Unternehmensberatung, EDV und Marke­
ting zeigten 1983 die höchste Zentralität, gefolgt von den Technischen 
Diensten und den Verwaltungsdiensten. Innerhalb des Bereichs der 
Technischen Dienste wies Forschung und Entwicklung das höchste 
Maß an Zentralität auf, innerhalb der Verwaltungsdienste der leitende 
Verwaltungsbereich33• Im Zeitraum 1976 bis 1983 nahm der Zentralitäts­
index aller intermediären Dienstleistungsfunktionen infolge des Sub­
urbanisierungsprozesses leicht ab, bei den hochrangigen Funktionen 
war die Abnahme am geringsten. 

- Vereinigtes Königreich: Die Beschäftigung im funktional definier-
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ten Bereich produktionsbezogener Dienstleistungen, dessen Grenzen in 
diesem Fall weit gezogen sind (d. h. Großhandel, Verkehrs- und Nach­
richtenwesen einschließen), ist räumlich stark unterschiedlich verteilt. 
Das Ballungsgebiet London, die Großstädte und mehrere mittlere 
Zentren im Süden und Osten Englands wiesen 1981 Standortquotien­
ten34 von eins oder darüber aus35. Auf die Südostregion Englands allein 
entfielen 42,8 Prozent aller Beschäftigten des genannten Dienstlei­
stungs bereichs. Der Agglomerationskern von London bildet das 
Dienstleistungs- und Entscheidungszentrum des Landes (Standortquo­
tient [1981] :  1 ,61). 

Innerhalb des Bereichs intermediärer Dienstleistungen sind Informa­
tionsaktivitäten (Bank-, Versicherungswesen, Wirtschaftsdienste usw.) 
stärker räumlich konzentriert als güterbezogene Dienstleistungen 
(Transport, Großhandel usw.). Die Informationsaktivitäten waren 1981 
nur im Verdichtungsraum London (Standortquotiert im Agglomera­
tionskern: 1 ,85) sowie in den fünf nächstgrößten Agglomerationen 
überproportional repräsentiert. Unter den von Großunternehmungen 
der Sachgüterproduktion intern erstellten Dienstleistungen weisen die 
höheren Verwaltungs- und Entscheidungsfunktionen das höchste Maß 
an Zentralität auf, gefolgt in einigem Abstand von den übrigen Verwal­
tungsaktivitäten, Technischen Diensten und Forschung. Relativ dezen­
tral sind die Funktionen Vertrieb/Verkauf und Wartung lokalisiert36. 

Im nationalen Maßstab nahm von 1971 bis 1981 die räumliche 
Konzentration der produktionsbezogenen Dienstleistungen geringfügig 
zu. Der Kern des Londoner Ballungsraumes verlor hingegen an relati­
ver Bedeutung zugunsten des Agglomerationsrandes. Auf jeder Stufe 
der städtischen Hierarchie schnitten der Osten und der Süden des 
Landes besser ab als der Norden und der Westen. Die qualitative 
Zentralisierung zugunsten der Südostregion Englands schritt fort37. 

- Schweiz: Hochrangige intermediäre Dienstleistungsfunktionen wie 
Bank- und Versicherungszentralen, Hauptverwaltungen von Industrie­
unternehmen, Forschungs- und Entwicklungsstätten etc. sind in hohem 
Maße entlang der Achse Zürich-Basel konzentriert. In dieser Zone 
befinden sich 45 Prozent der Hauptverwaltungen der 1 60 größten 
Schweizer Unternehmungen38. 

Zürich, Basel und Bern sind die Kontrollzentren der Schweizer 
Wirtschaft und verfügen über eine vollständige Skala der Dienstlei­
stungsfunktionen. Auf der zweiten Ebene der städtischen Hierarchie 
befinden sich mit Genf, Lausanne, Neuenburg, Freiburg und St. Gallen 
fünf Städte mit weniger stark differenziertem Dienstleistungssektor. 
Sie werden durch die Dynamik des Dienstleistungsbereichs in der 
Führungsregion begünstigt und bilden die Bindeglieder zwischen den 
hochrangigen Zentren und den verstreuten Zentren niederer Ordnung, 
deren Funktion sich hauptsächlich auf die Bereitstellung untergeordne­
ter Dienstleistungen für die Umgebung beschränkt. Auch für die 
Zentren mittleren Ranges ist der interregionale und internationale 
Dienstleistungshandel von Bedeutung. 

- Niederlande: Der hochrangige Teil des produktionsorientierten 
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Dienstleistungssektor ( = Bank und Versicherungswesen, Realitätenwe­
sen, Rechts- und Wirtschaftsberatung, Computer-Dienstleistungen, 
Engineering, Werbung und andere Wirtschaftsdienste) ist räumlich 
stark in der Westregion konzentriert, d. h. in den vier Großstädten 
Amsterdam, Den Haag, Rotterdam und Utrecht, die gemeinsam einen 
geschlossenen Ballungsraum bilden. 1982 waren 62 Prozent aller 
Beschäftigten dieses sektoral definierten Dienstleistungsbereichs 
innerhalb dieser Agglomeration tätig. Von 1973 bis 1982 nahm der 
Anteil der Führungsregion ab (1973: 65,7 Prozent)39• Innerhalb des 
Verdichtungsraumes verstärkte sich die Suburbanisierung wesentlich. 
Absoluter und relativer Gewinner war in diesem Zeitraum jene Region, 
die im Osten und Süden unmittelbar an die Agglomeration anschließt 
und 13 Zentren mittlerer Größe enthält. 

- Dänemark: Kopenhagen ist das einzige hochrangige Zentrum. Im 
Versicherungswesen entfielen 1981 74,1 Prozent, im Bankenwesen 
45,7 Prozent, im Großhandel 49,3 Prozent und in den Wirtschaftsdien­
sten (Rechts- und Wirtschaftsberatung, EDV, Engineering usw.) 
51 ,  3 Prozent aller Beschäftigten auf das hauptstädtische Ballungsge­
biet40. In allen Branchen des sektoral definierten intermediären Dienst­
leistungsbereichs lag der Standortquotient dort weit über eins. Neben 
Kopenhagen existiert nur ein Zentrum mittleren Ranges: Aarhus weist 
für viele der produktionsbezogenen Dienstleistungen einen Standort­
quotient von etwa eins aus. 

Diese Ergebnisse empirischer Studien befinden sich im Einklang mit 
der These funktioneller räumlicher Arbeitsteilung, wonach die ver­
schiedenen wirtschaftlichen Aktivitäten eines Landes nicht mehr oder 
weniger gleichmäßig über alle Regionen verteilt sind, sondern sich je 
nach Art der Funktion auf bestimmte Gebiete konzentrieren, und mit 
den hier im Mittelpunkt stehenden Thesen in bezug auf die funktionelle 
Spezialisierung der Verdichtungsräume auf intermediäre Dienstlei­
stungen. 

Je hochwertiger eine Funktion, z. B. gemessen am Einkommen oder 
an der erforderlichen Ausbildung, desto stärker ist sie in den Agglome­
rationen und in deren Kernen konzentriert. Diese Standortpräferenz der 
hierarchisch bedeutsamen Dienstleistungsfunktionen ist ein branchen­
übergreifendes Phänomen. 

3.2. Produktionsbezogene Dienstleistungen in Zentren mittleren Ranges 

Die raumwirtschaftlichen Standortvorteile, welche produktionsbezo­
gene Dienstleistungen in den Agglomerationen vorfinden und die zu 
deren überlegener Rentabilität je Bodeneinheit ebendort wesentlich 
beitragen, sind in mittelgroßen Städten in Nicht-Agglomerationsgebie­
ten nur in geringem Ausmaß vorhanden. Der Absatzmarkt einschließ­
lich des interregionalen Exports ist vergleichsweise beschränkt, sodaß 
für viele intermediäre Dienstleistungen die erforderliche Marktschwelle 
nicht überschritten wird. Kontaktvorteile bestehen in geringerem 
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Maße, die Informations-, Arbeits- und Kapitalmärkte sind weniger 
leistungsfähig als in den Verdichtungsräumen. Die Auswirkungen der 
modernen Informations- und Kommunikationstechniken auf die relati­
ven Standortvorteile für verschiedene Aktivitäten in Zentren hohen 
und mittleren Ranges wurden in Abschnitt 2.3 ausführlich behandelt. 

Zudem sind nicht-raumwirtschaftliche Faktoren zu berücksichtigen. 
Innovative Industriebranchen und Standorte von Großunternehmun­
gen sind in den Nicht-Agglomerationen unterrepräsentiert. Die Diffu­
sion der Informations- und Kommunikationstechniken erfolgt außer­
halb der Verdichtungsräume mit Verzögerung. 

Der Bereich produktionsbezogener Dienstleistungen ist daher in den 
Zentren der Nicht-Agglomerationsgebiete relativ kleiner und weniger 
differenziert. In Betrieben der Sachgüterproduktion befinden sich vor 
allem untergeordnete Verwaltungsfunktionen sowie jene z. T. höher­
wertigen Dienstleistungsfunktionen, die in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der Fertigung stehen, wie Beschaffungswesen, Entwicklung, 
Konstruktion, Fertigungsplanung, Arbeitsvorbereitung, Qualitätskon­
trolle, Instandhaltung, Verkaufslager, Kundendienst usw. Auch die 
entsprechenden Filialen großer Dienstleistungsunternehmungen (z. B. 
Banken, Versicherungen) führen eher Routine- denn hochwertige Akti­
vitäten durch. Nur wenige Unternehmungen, die hochwertige Informa­
tionsintensive Dienstleistungen erstellen, finden in mittleren Zentren 
einen ausreichenden Markt vor. Spezialisierte Leistungen in den 
Bereichen Marktforschung, Werbung, Rechts- und Unternehmensbera­
tung, EDV, Rechnungswesen, Finanzdienstleistungen usw. müssen 
daher (unternehmensintern oder marktmäßig) importiert werden. 

Die vergleichsweise geringe Größe und Qualität des Bereichs inter­
mediärer Dienstleistungen haben zur Folge, daß Agglomerationsvor­
teile kaum zum Tragen kommen und die in den Ballungsgebieten zu 
beobachtenden dynamischen Effekte schwächer ausgeprägt sind. 

Qualität und Kosten des regionalen Angebots an produktionsbezoge­
nen Dienstleistungen beeinflussen wesentlich die regional wirksame 
marktmäßige Nachfrage. Die geringe Konkurrenzfähigkeit vieler 
Dienstleistungsunternehmungen in den mittleren Zentren spiegelt sich 
daher in einem Defizit in der entsprechenden Bilanz des interregionalen 
Dienstleistungshandels. 

Der Beitrag, den produktionsbezogene Dienstleistungen zur Wirt­
schaft einer gering verdichteten oder peripheren Region leisten (lin­
kage-Effekte zu regionalen Anbietern, Export, Beschäftigung), ist in 
nicht unerheblichem Maße auch von den Kontroll- bzw. Besitzverhält­
nissen in diesem Dienstleistungsbereich abhängig. 

Empirisch belegt ist, daß extern kontrollierte Dienstleistungsfunktio­
nen und Produktionsstätten, d. h. solche, die zu einem Unternehmen 
gehören, dessen Hauptsitz sich außerhalb der jeweiligen Region befin­
det, relativ wenige Geschäftsbeziehungen zu regionalen Anbietern 
intermediärer Dienstleistungen unterhalten41• Sie beziehen Dienstlei­
stungen wie Rechtsberatung, Rechnungswesen, Marktforschung usw. 
eher unternehmensintern, d. h. von der Hauptverwaltung, der Divi-

321 



sionszentrale oder anderen Dienstleistungszentren, die sich zumeist in 
den Ballungsräumen befinden. Hauptverwaltungen regionaler Unter­
nehmungen sowie Dienstleistungsfunktionen und Produktionsstätten, 
deren Unternehmenszentrale sich innerhalb der jeweiligen Region 
befindet, erwerben hingegen einen höheren Anteil ihres Bedarfs an 
produktionsbezogenen Dienstleistungen von regionalen Dienstlei­
stungsbetrieben42. Dies gilt in besonderem Maße für kleine und mittlere 
Unternehmungen, die aus Kostengründen bestimmte Aktivitäten nicht 
unternehmensintern erstellen. Regionale Anbieter können dieser quali­
tativ weniger anspruchsvollen Nachfrage entsprechen. Für die jeweilige 
Region bedeutet dies, daß die Ansiedlung zusätzlicher extern kontrol­
lierter Dienstleistungsfunktionen relativ wenige backward-linkage­
Effekte zugunsten des regionalen Dienstleistungssektors mit sich 
bringt und die Importabhängigkeit zunimmt43• 

Die Übernahme eines kleineren oder mittleren Unternehmens mit Sitz 
in einem mittleren Zentrum durch ein Großunternehmen, dessen 
Hauptverwaltung in einer Agglomeration lokalisiert ist, hat für die 
betreffende Region überwiegend negative Auswirkungen (vergleiche 
den Abschnitt 2.2.2.). Traditionelle Geschäftsbeziehungen zu regionalen 
Anbietern intermediärer Dienstleistungen werden zumeist gelöst, die 
Aufträge an die etablierten Lieferanten des übernehmenden Unterneh­
mens - die sich in der Regel ebenfalls in den Ballungsgebieten befinden­
vergeben oder die Dienstleistungen unternehmensintern erstellt. In 
beiden Fällen resultiert für den regionalen Dienstleistungssektor ein 
Nachfrageverlust44. Zudem transferieren die übernehmenden Unterneh­
men die Entscheidungs- und andere hochwertige Dienstleistungsfunk­
tionen des übernommenen Unternehmens in die eigene Zentrale. In den 
belassenen regionalen Standorten verbleiben eher Routinefunktionen45• 

Extern kontrollierte Dienstleistungsfunktionen weisen eine geringere 
Exportquote auf als solche mit regionaler Hauptverwaltung46• Diese 
Tatsache überrascht nicht, da ein Hauptzweck regionaler Filialen darin 
besteht, den regionalen Markt zu bedienen. Andererseits ist in mehre­
ren Ländern festzustellen, daß in den mittleren Zentren die extern 
kontrollierten Dienstleistungsfunktionen jenen Teil des produktions be­
zogenen Dienstleistungsbereich bilden, wo die Beschäftigung am stärk­
sten steigt. 

In bezug auf den interregionalen Dienstleistungshandel mittlerer 
Zentren ist zu konstatieren, daß der Export produktionsbezogener 
Dienstleistungen in vielen Fällen keineswegs eine zu vernachlässigende 
Größe bzw. Möglichkeit darstellt. Für Dienstleistungsunternehmen wie 
Softwarehäuser, Ingenieurbüros, Werbungsfirmen usw., deren regiona­
ler Absatzmarkt unzureichend ist, eröffnet der Export die Möglichkeit 
rentabler Produktion an diesen Standorten. Andere Dienstleistungsun­
ternehmen bzw. Filialen überschreiten die minimal erforderliche 
Marktschwelle, da sie neben den Aufträgen von Firmenkunden einen 
erheblichen Teil ihres Umsatzes mit Endverbrauchern erzielen (Bank­
und Versicherungswesen, Rechtsberatung, Realitätenwesen, Wartung/ 
Instandhaltung, Transportwesen etc.). 
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Die große und wachsende Bedeutung der produktionsbezogenen 
Dienstleistungen für die Stadtwirtschaft kam in der Einleitung 
(Abschnitt 1) zur Sprache. Die Regionalpolitik setzte in der Vergangen­
heit auf Wachstumspole und deren Ausstrahlungskraft. Das "Durchsik­
kern" von Wachstumsimpulsen aus den Agglomerationen bis in peri­
phere Regionen stellte sich jedoch nicht im erwarteten Umfang ein. 
Gegenwärtig liegen die Schwerpunkte der regionalwirtschaftlichen 
Diskussion eher in den Möglichkeiten der Verbesserung der endogenen 
Wirtschaftsstruktur gering verdichteter und peripherer Regionen und 
der räumlichen Verteilung von Entscheidungsbefugnissen. Sie trägt der 
Tatsache, daß produktionsbezogene Dienstleistungen wesentlich zur 
Anpassungs- und Wettbewerbsfähigkeit einer Region/Stadtwirtschaft 
beitragen, in zunehmendem Maße Rechnung. 

An dieser Stelle sollen nur einige für die Regionalpolitik relevanten 
Schlüsse aus den obigen Überlegungen gezogen werden. Maßnahmen, 
die eine stärkere Differenzierung und höhere Qualität des Angebots an 
intermediären Dienstleistungen in mittleren Zentren bewirken, tragen 
dazu bei, daß ein höherer Teil der regionalen Nachfrage nach diesen 
Leistungen auch regional wirksam wird, die Importabhängigkeit sinkt, 
sowohl Industriebetriebe als auch Dienstleistungsfunktionen bessere 
Standortbedingungen vorfinden. Die Erwartung, daß angebotsseitig 
wirkende Instrumente zur Umleitung von Nachfrageströmen zugun­
sten der regionalen Anbieter führen, kann sich keineswegs auf alle 
produktionsbezogenen Dienstleistungen, insbesondere nicht auf hoch­
spezialisierte, beziehen, wohl aber auf bestimmte Schlüsselaktivitäten 
mit weniger hohen Marktschwellen, welche für die jeweilige Regional­
wirtschaft von strategischer Bedeutung sind. 

Anreize für regionale Industriebetriebe, etwa in der Gestalt von 
Subventionen für dienstleistungsbezogene Kosten, ihre internen 
Dienstleistungsfunktionen auszubauen, bergen jene Gefahr, die nahezu 
alle regionalpolitischen Instrumente mit sich bringen, nämlich die 
künstliche (gesamtwirtschaftlich ineffiziente) Aufblähung des geförder­
ten Bereichs. Die Subventionierung dienstleistungsbezogener Kosten 
ohne Nebenbedingungen wiederum kann fallweise indirekt eine finan­
zielle Unterstützung des Dienstleistungssektors in einer nahen Agglo­
meration, der Dienstleistungen kostengünstiger anbietet, bedeuten. 
Dieser Nachteil ist in Kauf zu nehmen, wenn Unternehmen in periphe­
ren Regionen hochwertige Dienstleistungen erhalten sollen, die lokal 
nicht, zu sehr hohen Preisen oder in unzureichender Qualität verfügbar 
sind47• 

Letztlich sei noch darauf hingewiesen, daß Gebietskörperschaften 
wie Kommunen, Bezirke und Provinzen dazu beitragen können, den 
Markt für bestimmte intermediäre Dienstleistungen in mittleren Zen­
tren soweit zu vergrößern, daß ein rentables regionales Angebot mög­
lich wird und die Arbeitsteilung zunimmt. 
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4. Standortfaktoren einiger produktionsbezogener Dienstleistungen 

Der folgende Abschnitt befaßt sich mit jenen raumwirtschaftlichen 
Faktoren, welche den Verlauf der Raum-Ertrags- und Raum-Kosten­
Kurven einzelner intermediärer Dienstleistungsfunktionen mitbestim­
men, sowie mit wichtigen nicht-raumwirtschaftlichen Bestimmungs­
gründen der räumlichen Verteilung dieser Aktivitäten. 

4. 1 .  Leitungsfunktionen von Industrieunternehmungen 

Die Funktionen von Hauptverwaltungen im Bereich der Sachgüter­
produktion sind die Festlegung und die Koordination strategischer 
Ziele, langfristige Planung, Entscheidung über wichtige Investitions­
vorhaben und Übernahmen, Finanzierungsstrategie, Kontrolle und 
interne Konfliktlösung, Festsetzung allgemeiner Marketing-Leitlinien, 
Führung der Import- und Exportgeschäfte und Entscheidung über 
Auslandsinvestitionen. Informationen unterschiedlichster Art, die sich 
durch Komplexität, Unterschiedlichkeit von Fall zu Fall und häufig 
durch Vertraulichkeit auszeichnen, sind die bei weitem wichtigsten 
Inputs dieser Aktivitäten. Leitende Angestellte und deren Stäbe benöti­
gen infolge ihrer Funktionen und der Art der erforderlichen Informatio­
nen eine Vielzahl unmittelbarer persönlicher Kontakte (vgl. Abschnitt 
2.2. 1 .). Diese dienen der Vermittlung komplexer und/oder vertraulicher 
Informationen, Diskussion, Problemlösung, Entscheidung, Verhand­
lungen usw. 

Die Standortanforderungen von Hauptverwaltungen unterscheiden 
sich je nach Unternehmensgröße, Branchenzugehörigkeit, Forschungs­
intensität und anderen Kriterien. Nur Einzelanalysen können aufdek­
ken, welche Bedeutung einzelne Faktoren im konkreten Fall haben. Im 
allgemeinen benötigen Hauptverwaltungen von Industrieunterneh­
mungen die Nähe zu48: 
- den Führungsfunktionen jener Industrieunternehmungen, die zu den 

wichtigsten Handels- und Kooperationspartnern zählen. 
- den Hauptverwaltungen von Banken oder anderen Bankstellen der 

oberen Hierarchiestufe, deren Hauptfunktion das Firmenkundenge­
schäft bildet. 

- spezialisierten Dienstleistungsbetrieben wie Werbegesellschaften, 
Rechts- und Wirtschaftsberatern, Versicherungszentralen, Software­
Häusern usw. Da keineswegs alle intermediären Dienstleistungen 
vom eigenen Personal erstellt werden können, bestehen zwischen 
Hauptverwaltungen und Anbietern hochwertiger Dienstleistungen 
sehr enge, geradezu symbiotische Beziehungen. Aus der räumlichen 
Konzentration von Leitungsfunktionen und komplementären Dienst­
leistungen in den Ballungszentren erwachsen wie oben ausgeführt 
allen Beteiligten wesentliche Agglomerationsvorteile. 
Bedeutsam ist häufig auch die Nähe der wichtigen Produktionsstät­

ten des eigenen Unternehmensverbandes, zu Forschungsstätten, zu 
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Produkt- und Warenbörsen, zu Ministerien und anderen öffentlichen 
Stellen. 

Wesentliche Standortanforderungen bilden weiters hochwertige Ver­
kehrs-(Großflughäfen) und Kommunikationsinfrastrukturen. Ein 
erstrangiges Kriterium stellt ein differenzierter Arbeitsmarkt für hoch­
qualifizierte Arbeitskräfte dar. Sowohl für die erforderlichen interme­
diären Dienstleistungen als auch für Informations- und Kommunika­
tionstechniken und Arbeitskräfte gilt, daß Verfügbarkeit und Qualität 
von den Entscheidungsträgern bedeutsamer eingestuft werden als die 
Kosten derselben49• An Bedeutung gewinnen attraktive Lebensbedin­
gungen für die Führungskräfte und Spezialisten. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Vorteile, die sich aus 
dem Angebot an spezialisierten Dienstleistungen, Informationen und 
qualifizierten Arbeitskräften, den Kontaktmöglichkeiten und der Quali­
tät der Infrastruktur ergeben, die starke räumliche Konzentration der 
Hauptverwaltungen von Industrieunternehmen in den Agglomeratio­
nen (genauer gesagt: in den Kernen derselben) bedingen. Die Wahr­
scheinlichkeit, daß die Unternehmensleitung ihren Sitz in einem Bal­
lungszentrum hat, steigt mit der Unternehmensgröße. 

Die Fusionen und Übernahmen in der verarbeitenden Industrie sowie 
die Internationalisierung verstärken diese räumliche Konzentration der 
Führungsfunktionen (vgl. Abschnitt 2.2.2). Die modernen Informations­
und Kommunikationstechniken tragen sowohl zur qualitativen Zentra­
lisierung als auch zur Dezentralisierung von Routinefunktionen (inner­
halb von Agglomerationen) bei (siehe Abschnitt 2.3.2). 

Die für Divisions- und regionale Zentralen großer Industrieunterneh­
mungen wesentlichen Standortanforderungen stimmen weitgehend 
mit jenen der Hauptverwaltungen überein. Für regionale Unterneh­
menszentralen, deren Aufgabe in der Koordination der Aktivitäten 
eines transnationalen Konzerns in einer bestimmten Region besteht, 
nimmt allerdings in der Regel die Nähe zu den wichtigsten regionalen 
Produktionsstandorten einen höheren Stellenwert ein1;o. Diese Binde­
glieder zwischen Hauptverwaltung der Muttergesellschaft und regiona­
len Produktionsstandorten besitzen einen Freiheitsgrad, falls Aktivitä­
ten in mehreren Ländern koordiniert werden. Für Divisionszentralen 
gilt, daß neben den oben genannten raumwirtschaftlichen Faktoren die 
Nähe zu den größten Fertigungsstandorten der Division und zu den 
Führungsfunktionen der Geschäftspartner die Standortwahl maßgeb­
lich beeinflussen51• 

4.2. Leitungsfunktionen 
·
von Banken 

Die wichtigsten Standortfaktoren der Hauptverwaltungen von Ban­
ken, welche überwiegend die intermediären Funktionen des Bankwe­
sens, nämlich das Firmenkunden- und Auslandsgeschäft, wahrnehmen, 
sind die Nähe zu den Führungsfunktionen anderer Banken, zur Noten­
bank und zur Börse52• 
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Das Erfordernis der Nähe zu den Zentralen anderer Banken beruht 
auf dem gemeinsamen Interesse im Konsortial- und Emissionsgeschäft. 
Diese Zweige des Aktivgeschäfts können am besten an einem Standort 
betrieben werden, der eine jederzeitige rasche persönliche Kontaktauf­
nahme zwischen den Partnern erlaubt. Unmittelbare persönliche Kon­
takte sind in diesen Fällen aus vielen Gründen notwendig, insbesondere 
aber, da diese Transaktionen ein Höchstmaß an Vertrauen voraus­
setzen. 

Die Notenbank setzt die Rahmenbedingungen für den Kapitalabsatz 
der Geschäftsbanken und tritt als Kapitalnachfrager für den Staat auf. 
Viele Geldgeschäfte, insbesondere Auslandsgeschäfte, bedürfen der 
Zustimmung der Zentralbank Die Geschäftsbanken versuchen durch 
regelmäßigen Kontakt Einfluß auf die Entscheidungen der Notenbank 
zu nehmen und rechtzeitig über bevorstehende Maßnahmen informiert 
zu sein. Die Zusammenarbeit zwischen den Geschäftsbanken und der 
Notenbank erstreckt sich in der Regel auf zahlreiche Einzelfragen der 
Kreditpolitik 

Das mit vielfältigen Informationsbedürfnissen verbundene Effekten­
geschäft erfordert die Nähe der Effektenabteilungen der Bankzentralen 
zur Börse. Neben den genannten Faktoren sind auch die Nähe zu den 
Hauptverwaltungen der größten kapitalnachfragenden lndustrieunter­
nehmungen, speziell von transnationalen Konzernen, zu verschiedenen 
staatlichen Stellen und den Anbietern hochwertiger Dienstleistungen 
(Rechts- und Wirtschaftsberater, Softwarehäuser, Versicherungszentra­
len usw.) von Bedeutung. Weitere wichtige Sandortfaktoren sind das 
Angebot an hochqualifizierten Arbeitskräften sowie die Verkehrs- und 
Kommunikationsinfrastruktur. Infolge der fortschreitenden Internatio­
nalisierung des Bankgeschäfts bildet ein Standort mit einem leistungs­
fähigen Großflughafen und Telekommunikationsnetz eine unabding­
bare Voraussetzung. Kontakte auch direkter persönlicher Art zu Fir­
menkunden und Filialen im Inland sowie Tochtergesellschaften, Kon­
sortialpartnern usw. im Ausland sind häufig nötig. 

Die Banken sehen sich dazu veranlaßt, auf die Unternehmenskonzen­
tration in der Industrie und die Internationalisierung des Bankge­
schäfts (Finanzierung ausländischer Regierungen und transnationaler 
Konzerne, ausländische Direktinvestitionen usw.) zu reagieren, um 
nicht Marktanteile einzubüßen. Reaktionsweisen sind sowohl Unter­
nehmenszusammenschlüsse als auch grenzüberschreitende Koopera­
tionsformen. Großkredite an Regierungen und transnationale Konzerne 
können nur noch durch Konsortien vergeben werden, die häufig 
Permanenz annehmen. Die Spezialisierung von Banken auf bestimmte 
Bereiche des Kreditsektors geht zurück, das Universalbankprinzip setzt 
sich durch. Alle genannten Tendenzen erhöhen den Grad der Unterneh­
menskonzentration und begünstigen die räumliche Zentralisierung der 
verbleibenden Hauptverwaltungen in wenigen Agglomerationen. Die 
Leitungsfunktionen von Banken sind daher die am stärksten territorial 
konzentrierte Aktivität. 
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4.3. Leitungsfunktionen von Versicherungen 

Innerhalb von Versicherungsunternehmungen werden intermediäre 
Dienstleistungen vor allem in der Hauptverwaltung erstellt. Diese 
bevorzugen Standorte anderer Versicherungszentralen, da die Koopera­
tion im Rahmen der Mit- und Rückversicherung direkte persönliche 
Kontakte voraussetzt. Versicherungsunternehmen, bei denen sich Ver­
sicherungs- und Kreditgeschäft überschneiden, finden bessere Kapital­
anlagemöglichkeiten an Bank- und Börseplätzen. Auch die Hauptver­
waltungen von Versicherungen suchen somit die Nähe zu den Füh­
rungsfunktionen der Wirtschaft53• 

Die Zentralen einzelner Versicherungssparten orientieren sich stär­
ker an der Konzentration der jeweiligen Objekte, d. h. Transportversi­
cherer ziehen Verkehrsknotenpunkte und Güterumschlagplätze, Unter­
nehmen, die sich auf das Seeversicherungsgeschäft spezialisiert haben, 
große Hafenstädte vor. Die Bestimmungsfaktoren Geschäftssparte und 
-gebiet verlieren jedoch infolge der Konzentrationstendenz in der 
Versicherungswirtschaft an Gewicht. 

In den bevorzugten Führungsregionen bestehen außer den Möglich­
keiten rascher Kontaktaufnahme und der Informationsdichte auch ein 
spezifischer Teilarbeitsmarkt, das Angebot an hochwertigen interme­
diären Dienstleistungen sowie die Einbindung in das überregionale 
Verkehrs- und Kommunikationsnetz. Dies sind Standortfaktoren, die 
für alle hochwertigen Dienstleistungsfunktionen große Bedeutung 
haben. 

4.4. Forschung und Entwicklung; Technische Dienste 

Die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten sind in der verarbei­
tenden Industrie Westeuropas auf wenige Branchen (Luft- und Straßen­
fahrzeuge, Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Maschinenbau, 
Chemie) und wenige Großunternehmungen konzentriert54• Erst ab einer 
bestimmten Größenordnung werden die FuE-Aktivitäten in von den 
Fertigungsbereichen separaten AbteHupgen und Instituten organisiert, 
für die sich die Standortfrage stellt. Die Vorteile einer zentralen Lösung 
bestehen in hohen Skalenerträgen (spezialisiertes Personal, Ausrüstun­
gen, EDV, Risikokapitalbeschaffung, Informationsdichte usw.)55 der 
Kommunikation zwischen verschiedenen Forschergruppen und den 
Kontakten derselben zu den Leitungsfunktionen. Dezentrale Organisa­
tion wiederum ermöglicht engen Kontakt der FuE-Abteilungen zu den 
Betriebsfunktionen Fertigung und Marketing sowie zu den Kunden. 

Für die drei Bereiche Grundlagenforschung, angewandte Forschung 
und Entwicklung besitzen die genannten Faktoren unterschiedliche 
Bedeutung. Da der Wissenstransfer vor allem durch unmittelbare 
persönliche Kontakte erfolgt, bilden die unterschiedlichen Kontakter­
fordernisse der einzelnen Bereiche die wichtigsten Bestimmungs­
gründe der räumlichen Verteilung der FuE-Aktivitäten multidivisiona­
ler Großunternehmungen56• 
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Diese Unternehmungen, in deren langfristiger Strategie FuE zentrale 
Positionen einnehmen, lokalisieren die Grundlagen- und vielfach auch 
die angewandte Forschung in der Nähe der Hauptverwaltung, um die 
direkte Kommunikation zwischen Unternehmensführung und For­
schungsabteilung zu erleichtern. Das Ziel ist die Koordination der 
Forschungstätigkeiten mit der Unternehmensstrategie. Im einzelnen ist 
die Mitwirkung der Forschungsabteilung an der langfristigen Planung, 
an Investitionsentscheidungen, an der Festlegung der Marketing-Stra­
tegie usw. zu gewährleisten. Bestehen zwischen den Divisionen wesent­
liche Unterschiede in bezug auf die Produktionstechnik, so wird die 
angewandte Forschung auf Divisionsebene zusammengefaßt. In diesen 
Fällen hat die Nähe zur Divisionszentrale Priorität, dienen die Kontakte 
zu den divisionalen Leitungsfunktionen den obengenannten Zwecken. 

Die Aufgabe der Entwicklungsabteilungen besteht darin, die Ergeb­
nisse der angewandten Forschung in Produkte und Verfahren umzuset­
zen. Da dies enge Zusammenarbeit mit dem Fertigungsbereich voraus­
setzt, erfolgen Entwicklungsaktivitäten in der Regel dezentral in kleine­
ren Labors an den Produktionsstandorten. Die in manchen Fällen 
weltweit verstreuten Entwicklungstätigkeiten können für den gesam­
ten Unternehmensverband oder divisional mittels globaler Computer­
netze (WANs) koordiniert werden57• 

Die genannten Bereiche der FuE-Aktivität lassen sich somit verschie­
denen Ebenen der organisatorischen Hierarchie industrieller Großun­
ternehmungen zuordnen. Daraus ergibt sich die räumliche Verteilung: 
Zum einen finden sich Forschungsaktivitäten an den Standorten der 
Hauptverwaltungen und Divisionszentralen, also in den Agglomera­
tionszentren. Die Produktionsstandorte der forschungsintensiven Indu­
striebranchen zum anderen tragen den unterschiedlichen Standortan­
forderungen der Betriebsfunktionen Fertigung und Entwicklung Rech­
nung. Während die Entwicklungsabteilung auf verschiedenste Weise 
von einer eher zentralen Lage profitiert, muß die flächenintensive 
Fertigung die hohen Bodenpreise meiden. Einen akzeptablen Kompro­
miß bildet die Standortwahl zugunsten der Agglomerationsränder und 
angrenzender gering verdichteter Gebiete58• 

Länderstudien bestätigen die Konzentration von FuE-Aktivitäten 
und technisch hochentwickelter Fertigung in den dominanten Agglo­
merationen und deren gering verdichtetem Umland59• Die Führungsre­
gionen sind somit auch an der Produktion und Diffusion von Innovatio­
nen weit überproportional beteiligt. Die räumliche Konzentration 
begünstigt Arbeitsteilung und Spezialisierung, sie erhöht die Informa­
tionsdichte. 

Auch hinsichtlich der übrigen wichtigen Standortanforderungen von 
FuE-Aktivitäten weist eine eher zentrale Lage Vorteile auf. Von größter 
Bedeutung ist die Verfügbarkeit von hochqualifizierten Wissenschaf­
tern, Ingenieuren und technischem Personal. In den Agglomerationen, 
die sich durch starke Präsenz von technisch hochwertigen Produktions­
stätten, industriellen und anderen Forschungseinrichtungen auszeich­
nen sowie Sitz von Universitäten sind, ist das diesbezügliche Angebots-
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segment größer und differenzierter. Ein zunehmend gewichtiger Faktor 
bei der Rekrutierung von Fachleuten stellt die Lebensqualität dar, 
welche der jeweilige Standort bietet. 

Industrielle Forschungsabteilungen ziehen Nutzen aus der Nähe zu 
Universitäten und anderen Forschungseinrichtungen. Auf die Bedeu­
tung des Informationsaustausches durch unmittelbare Kontakte und 
den Aspekt der Anwerbung qualifizierter Arbeitskräfte wurde bereits 
verwiesen. Beide Seiten profitieren von projektbezogener Kooperation. 
Bibliotheken, Labors und andere Universitätseinrichtungen können 
häufig auch von externen Wissenschaftern benützt werden. 

Weiters benötigen FuE-Aktivitäten die Nähe verschiedener interme­
diärer Dienstleistungen (Software-Häuser, Wirtschaftsberatung, Marke­
ting, technische Dienste usw.) und die Einbindung in das internationale 
Kommunikations- und Verkehrsnetz. Abgesehen von den Kontaktvor­
teilen bietet die Lage in den Ballungszentren oder in der Nähe dersel­
ben den FuE-Aktivitäten somit die Möglichkeit, die vielfältigen Agglo­
merationsvorteile zu internalisieren. 

Die Tendenz der Übernahme forschungsintensiver Unternehmungen 
durch Großkonzerne verstärkt die räumliche Konzentration von FuE­
Aktivitäten. Aus Rationalisierungsgründen und mit dem Ziel der Reali­
sierung von Skalenerträgen werden diese Funktionen an jene Standorte 
verlegt, welche die besseren Voraussetzungen aufweisen, d. h. zumeist 
in die Verdichtungsräume oder deren angrenzendes Gebiet. Die regio­
nalen Disparitäten im Forschungsbesatz nehmen daher zu. 

Die Skala der Standortanforderungen von unabhängigen For­
schungsinstituten und von Technischen Büros stimmt weitgehend mit 
jener der industriellen FuE-Aktivitäten überein. An die Stelle der 
Kontakterfordernisse zu den verschiedenen Ebenen der Unterneh­
menshierarchie tritt die Nähe zu potentiellen Auftraggebern, d. h. 
staatlichen Stellen und Firmenkunden. Auch hier zeigt daher die 
räumliche Verteilung eine überproportionale Präsenz in den Ballungs­
gebieten. 

4.5. Wirtschaftsdienste 

Die von eigenständigen Dienstleistungsunternehmungen produzier­
ten Wirtschaftsdienste wie Rechnungswesen und Buchführung, Lei­
stungen der Wirtschaftstreuhänder, Unternehmens- und Wirtschaftsbe­
ratung, Werbung usw. werden vor allem von mittleren und großen 
Industrieunternehmungen, Banken, Versicherungen und anderen Fir­
men des Dienstleistungssektors nachgefragt, soweit sie diese Dienstlei­
stungen nicht unternehmensintern erstellen. Der Absatzmarkt für spe­
zialisierte Wirtschaftsdienste ist somit räumlich stark auf die hochrangi­
gen und mittleren Zentren konzentriert. Für Leistungen mit Routine­
charakter wie etwa Steuerberatung, Buchführung und -prüfung hinge­
gen liegt die minimal erforderliche Marktschwelle so niedrig, daß sie 
auch in kleineren Zentren angeboten werden. 
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Zwischen den Anbietern hochrangiger Wirtschaftsdienste und den 
Hauptverwaltungen, regionalen Zentralen etc. der nachfragenden 
Unternehmungen sind häufige unmittelbare persönliche Kontakte 
erforderlich, da es sich um die Vermittlung komplexer Informationen, 
um Problemlösung und Planung handelt (Beispiel: Unternehmensbera­
tung), da den spezifischen Anforderungen der Kunden entsprochen 
werden muß (Beipiel: Werbung) usw. Während für diese Dienstlei­
stungsbetriebe die Kontaktvorteile zentraler Standorte vorrangige 
Bedeutung genießen, besteht für andere Aktivitäten, die sich durch ein 
hohes Maß an Standardisierbarkeit auszeichnen, die Möglichkeit der 
Verlegung des Geschäftssitzes an Orte mit geringeren Faktorkosten. 
Spezialisierte Anbieter im Bereich des Rechnungswesens etwa sind 
durch den Fortschritt in den Informations- und Kommunikationstech­
niken in der Lage, ihre Dienste über Online-Verbindungen zu ver­
breiten. 

Die Produzenten von Wirtschaftsdiensten benötigen eine Vielzahl 
intermediärer Dienstleistungen. Werbefirmen beispielsweise ziehen die 
Leistungen von Marktanalytikern, Psychologen, Schauspielern, Tex­
tern, Komponisten, Designern, Filmproduzenten usw. heran60• In der 
erforderlichen Diversität und Qualität werden diese Inputs nur in den 
hochrangigen Zentren angeboten. Insofern diese Vorleistungen am Ort 
ihrer Verwendung erstellt werden müssen oder häufige direkte persön­
liche Kontakte voraussetzen, stellt dieser Faktor ein weiteres Argument 
zugunsten eines Standorts in einem Verdichtungsgebiet dar. Auch in 
bezug auf das Angebot an qualifizierten Arbeitskräften und die infra­
strukturellen Voraussetzungen ist eine zentrale Lage günstiger. 

5. Zusammenfassung 

Die im Bereich der informationsintensiven intermediären Dienstlei­
stungsfunktionen Beschäftigten konzentrieren sich räumlich in den 
Agglomerationsgebieten. Ausschlaggebend hierfür sind zum einen 
raumwirtschaftliche Faktoren wie Kontaktvorteile, Marktdichte, lei­
stungsfähige Informations-, Arbeits- und Kapitalmärkte, ein qualitativ 
hochwertiges Angebot an intermediären Dienstleistungen und andere 
Agglomerationsvorteile. Zum anderen tragen nicht-raumwirtschaftli­
che Faktoren zur Erklärung der räumlichen Verteilung der Informa­
tionsaktivitäten bei. Branchen mit hohen Beschäftigtenanteilen im 
Bereich der intermediären Dienstleistungen und Standorte von Groß­
unternehmungen sind in den Ballungsgebieten überproportional ver­
treten. Das Wachstum von Großunternehmen mit mehreren Standor­
ten, das zu einem erheblichen Teil durch Übernahme oder Fusion 
erfolgt, verstärkt tendenziell die funktionale Arbeitsteilung zwischen 
den Regionen. Trotz steigender relativer Bodenpreise, Verkehrsbela­
stung und anderer Nachteile werden die Verdichtungsräume ihre 
Anziehungskraft für den hier erörterten Dienstleistungsbereich be­
halten. 
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Die betreffenden Stadtwirtschaften ziehen auf vielfältige Weise Nut­
zen aus der Konzentration von Führungsstellen und Dienstleistungs­
zentren der verarbeitenden Industrie, Hauptverwaltungen des Bank­
und Versicherungswesens, Forschungs- und Entwicklungsstätten, 
Betrieben, die spezialisierte Wirtschaftsdienste erstellen usw. Produk­
tion, Beschäftigung und Einkommen in diesem Bereich weisen hohe 
Wachstumsraten auf. Zumindest ebenso bedeutend wie diese direkten 
Effekte sind die verschiedenen indirekten Auswirkungen auf die regio­
nale Wirtschaft. Vor allem hängen die Innovations- und Konkurrenzfä­
higkeiten derselben maßgeblich von diesen Aktivitäten ab. 

Der Prozeß der regionalen Differenzierung betrifft auch die Vertei­
lung von Entscheidungsbefugnissen. Die Hierarchie der Städte drückt 
sich aus in der unterschiedlichen Differenzierung und Qualität der 
informationsintensiven intermediären Dienstleistungsfunktionen und 
der Präsenz von Leitungsfunktionen. Der Ausbildung von Führungs­
und Ausführungsregionen wohnt ein Zug zur Selbstverstärkung inne. 
Die hochrangigen Zentren besitzen nicht nur eine günstigere Ausgangs­
position für selbsttragende wirtschaftliche Dynamik, auch externe 
Wachstumsimpulse kommen stärker zum Tragen: Ökonomische und 
technische Entwicklungen begünstigen das Wachstum von Beschäfti­
gung und Wertschöpfung im Bereich der produktionsbezogenen 
Dienstleistungen, nicht im Bereich der Fertigung. Führungsregionen 
besitzen die Kontrolle über die Diffusion von Innovationen, Investi­
tionsströme und die Arbeitsplatzschaffung in den nachgeordneten 
Zentren und peripheren Gebieten. Von den zunehmenden interregiona­
len und -nationalen Interdependenzen, die u. a. in dem steigenden 
Gewicht des Dienstleistungshandels zum Ausdruck kommen, profitie­
ren auch infolge dieser Asymmetrien die bereits bevorzugten Zentren in 
überproportionaler Weise. Aufgrund der wirtschaftlichen Dynamik der 
städtischen Dienstleistungszentren erhöht sich wiederum die Attrak­
tivität eines Standorts innerhalb dieser Regionen für intermediäre 
Dienstleistungsfunktionen. 

Der Einsatz der modernen Informations- und Kommunikationstech­
niken wird, soweit sich das derzeit einschätzen läßt, an der räumlichen 
Zentralisierung des diskutierten Dienstleistungsbereichs wenig ändern. 
Für die kontaktintensiven Dienste bleiben die Vorteile zentraler Lage 
bestehen. Die Informations- und Kommunikationstechniken dienen 
hier der Unterstützung der Tätigkeiten und erhöhen die Effizienz und 
Qualität der Dienstleistungen. In einigen Branchen nimmt die räumli­
che Konzentration der Leitungs- und anderer hochrangiger Dienstlei­
stungsfunktionen zu (qualitative Zentralisierung). Hingegen werden 
Dienstleistungen, die sich durch ein hohes Maß an Standardisierbarkeit 
auszeichnen, an Standorten mit niedrigeren Faktorkosten erstellt und 
auf dem Wege der Telekommunikation angeboten. Diese Dezentralisie­
rung erfolgt (vorerst?) vor allem zugunsten der Agglomerationsränder 
und des angrenzenden Umlands. 

Im Lichte der Ergebnisse dieser Studie sind einige Anmerkungen zur 
Position Wiens als Dienstleistungszentrum möglich. Die Agglomeration 
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Wien steht mit anderen westeuropäischen Großstädten im_ Wettbewerb 
um hochrangige intermediäre Dienstleistungsfunktionen. Im Rahmen 
von Standortentscheidungen auf internationaler Ebene berücksichti­
gen transnationale Konzerne freilich neben den oben diskutierten 
Faktoren auch andere: Steuergesetzgebung, sektorspezifische juristi­
sche Beschränkungen (z. B. im Bankwesen), bürokratische Hinder­
nisse, Kontrolle der Devisentransfers, Modalitäten der Arbeitserlaubnis 
für Ausländer, politische Stabilität usw. 

Wien weist im Vergleich zu anderen westeuropäischen Führungsre­
gionen eine kleinere Anzahl von Hauptverwaltungen und regionalen 
Zentralen von Großunternehmungen auf. Die Eigentums- und Größen­
struktur der Österreichischen Wirtschaft sowie die geringe Internationa­
lisierung von Unternehmungen im Österreichischen Mehrheitsbesitz 
erweisen sich hier als Nachteile. Außerdem droht im Zuge der qualitati­
ven Zentralisierung innerhalb vieler transnationaler Konzerne eine 
Entwertung der in Wien lokalisierten Zentralen. 

Gerade in Anbetracht dieser Bedingungen kommt angebotsseitigen 
Maßnahmen zugunsten der intermediären Dienstleistungen verstärkte 
Bedeutung zu: Forcierung der Forschungs- und Technologiepolitik; 
Patent- und Lizenzpolitik; Beseitigung von Regelungen, die einem 
qualitativ höherwertigen und effizienten Angebot an intermediären 
Dienstleistungen entgegenstehen (z. B. beschränkte Befugnisse für 
Ziviltechniker und Technische Büros); Initiierung eines Investitions­
schubs im Bereich der Informationstechniken mittels direkter und 
indirekter Investitionsförderung; rascher Ausbau der Telekommunika­
tionsinfrastruktur; Maßnahmen zugunsten immaterieller Investitionen 
im allgemeinen; Bildungs- und Weiterbildungspolitik. Auf der Nachfra­
geseite ist für einzelne Branchen die öffentliche Beschaffungspolitik 
nicht unwesentlich. Hier wäre die Berücksichtigung inländischer 
Anbieter verschiedener spezialisierter Dienstleistungen (Engineering, 
Wirtschaftsberatung usw.) wünschenswert. Letztlich stellt die Erhal­
tung bzw. Schaffung attraktiver Lebensbedingungen einschließlich 
eines ausländerfreundlichen Klimas einen zunehmend wichtigen 
Standortfaktor dar. 
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Die neue Luftverkehrspolitik 
der Europäischen Gemeinschaft 
und ihre Auswirkungen auf die 

Austrian Airlines und die 
Österreichische EG­
Integrationspolitik 

Claus Dadak 
Manfried Gantner 

1. Einleitung 

Im Hinblick auf die geplante Errichtung des EG-Binnenmarktes ab 
1992 wurde mit 1 .  Jänner 1988 der Luftverkehr innerhalb der EG mit 
dem Inkrafttreten des "EEC-Package on Air Transport" liberalisiert1• 
Die neuen Bestimmungen über Tarife, Kapazitäten und Marktzugang 
weichen wesentlich von den bisher geltenden Regeln ab und bedeuten 
eine umfassende Liberalisierung des EG-Luftverkehrs, die allerdings 
nicht mit einer De-Regulierung nach dem Vorbild der US-amerikani­
schen "deregulation" von 1978 gleichzusetzen ist. Vielmehr handelt es 
sich um eine Art "freie Regulierung" des EG-Luftverkehrsmarktes, da 
aufgrund der nationalistisch geprägten Strukturen der europäischen 
Luftfahrt ein gewisses Maß an ordnenden Rahmenbedingungen weiter­
hin notwendig und aus nationaler Sicht auch vielfach wünschenswert 
erscheint. 

Wie weit die Bestimmungen des "EEC-Package" in der Zukunft auch 
auf den Luftverkehr mit Nicht-EG-Staaten ausgedehnt werden, wurde 
von der EG vorerst nicht geklärt. Die EG-Diskussion in Österreich und 
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die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Luftverkehrspolitik machen 
eine genaue Analyse der Auswirkungen dieser EG-Beschlüsse auf 
Österreich und seine Fluglinienunternehmen erforderlich. 

Ein gewisses Problem besteht darin, daß eine Koordination der 
Luftverkehrspolitik der EG mit jener einzelner Nichtmitglieder nicht 
isoliert von der gesamten Politik der EG-Staatengemeinschaft gesehen 
werden kann. Überdies scheint sich innerhalb der EG ein in Luftver­
kehrsfragen retardierendes Lager herauszubilden (Italien, Frankreich, 
Griechenland), das einer Einbeziehung von Drittstaaten in die Luftver­
kehrspolitik der Gemeinschaft ablehnend gegenübersteht. An die Stelle 
des traditionellen Nord-Süd-Gefälles bei der Liberalität innerhalb Euro­
pas könnte ein für Nicht-EG-Staaten unangenehmer "inside-outside­
EEC"-Gegensatz entstehen. Unangenehm aus zwei Gründen: 
- Erstens, weil Einschränkungen in den Verkehrsrechten im Verkehr 

mit EG-Staaten entstehen könnten. Gerade diese Staaten sind aber 
wichtige Verkehrsgebiete für Österreichische und andere Nicht-EG­
Luftverkehrsgesellschaften. 

- Zweitens, weil die EG-Fluglinien in allen Gremien und Kommissio­
nen des Weltluftverkehrs eine bedeutende Macht darstellen und es 
daher eine Erschwernis darstellt, als einzelnes Nicht-EG-Land von 
einer singulären Basis her argumentieren zu müssen. 
Im folgenden werden zunächst jene institutionellen und ökonomi­

schen Charakteristika behandelt, die die Entwicklung des Luftverkehrs 
und seiner Strukturen maßgeblich beeinflussen (Abschnitt 2). Die 
Diskussion der neuen Bestimmungen für den EG-Luftverkehr 
(Abschnitt 3.1)  bildet den Ausgangspunkt für vier Szenarien, in denen 
mögliche zukünftige Positionen der Österreichischen Luftfahrt, im 
besonderen der Austrian Airlines, beleuchtet werden (Abschnitt 3.2). 
Dabei werden die jeweiligen Alternativen für Österreich (EG-Beitritt 
oder Nicht-Beitritt) und für den EG-Luftverkehrsmarkt (Binnenmarkt 
oder Beibehaltung des Systems der nationalen Teilmärkte) berücksich­
tigt. Einige daraus resultierende zusammenfassende Empfehlungen 
bilden im Hinblick auf die derzeitige EG-Diskussion in Österreich den 
Abschluß (Abschnitt 4). 

2. Ökonomische Aspekte des internationalen Linienluftverkehrs 

Zum Verständnis der verkehrspolitischen Entwicklung ist es vorteil­
haft, zunächst folgende ökonomische und institutionelle Charakteri­
stika der internationalen Zivilluftfahrt zu erörtern: 
- Den planwirtschaftliehen Aspekt des Luftverkehrs aufgrund interna­

tionaler Vereinbarungen. 
- Aspekte von Wettbewerb und Monopolisierung im nationalen und 

internationalen Bereich. 
- Rechtsform und Besitzverhältnisse bei Luftverkehrsgesellschaften. 
- Flughäfen und Flugsicherung als infrastrukturelle Engpaßfaktoren 

der Luftfahrt. 
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2. 1 .  Planwirtschaftliche Züge des Weltluftverkehrs 

Die internationale Zivilluftfahrt ist durch ein System von Regelungen 
und Organisationen bestimmt, das mehrere Ebenen umfaßt. Zunächst 
verfügt jeder Staat über spezifische Gesetze, die einerseits die kommer­
ziellen, technischen und institutionellen Rahmenbedingungen für 
inländische Luftverkehrsgesellschaften festlegen und andererseits die 
Art der Beziehungen bilateraler und multilateraler Natur determinie­
ren. Insbesondere im bilateralen Bereich werden Entscheidungen meist 
von Regierungskommissionen getroffen, die in Anlehnung an die von 
internationalen Dachorganisationen herausgegebenen Bestimmungen 
gefunden werden müssen. Herausragender Bestandteil dieser Verein­
barungen sind die Luftverkehrsabkommen (LV A), die wesentlichen 
Einfluß auf die Flugplangestaltung der Luftverkehrsgesellschaften der 
Partnerstaaten haben. Weltweit gibt es schließlich eine Reihe von 
Abkommen, denen die meisten Staaten beigetreten sind und die somit 
die Rahmenbedingungen des internationalen Luftverkehrs abgeben2• 

Als Organisationen sind global die ICAO (International Civil Aviation 
Organisation) und die IATA (International Air Transport Association), 
europaweit die ECAC (European Civil A viation Conference) und die 
AEA (Association of European Airlines) maßgeblich3• 

Bedeutender Bestandteil dieser genannten Gruppen von Rahmenbe­
dingungen sind im internationalen Linienluftverkehr die sogenannten 
"5 Freiheiten"4• Ihre Anwendung regelt in der Praxis den Rahmen, 
innerhalb dessen eine Fluglinie eines Staates außerhalb seiner Grenzen 
tätig werden kann. Im allgemeinen kommen die ersten vier Freiheiten 
heute innerhalb der IATA-Mitgliedsstaaten weitgehend zur Anwen­
dung, während die fünfte Freiheit bisher nicht der allgemeinen Übung 
unterliegt (vgl. Abb. 1). 

Eine wesentliche Ausnahme bilden bei der Ausübung von Rechten 
der 5. Freiheit US-amerikanische Fluggesellschaften, die einseitig der­
artige Rechte für sich beanspruchen können, während europäischen 
Fluglinien die Aufnahme von Passagieren auf inneramerikanischen 
Strecken weiterhin nicht gestattet ist. De facto bedeutet dies, daß ein 
Linienunternehmen weitgehend nur für den heimischen Markt operie­
ren kann, wobei dieser sowohl den "incoming-" als auch den "outgoing­
traffic" umfaßt. 

Exkurs: Für die Sonderstellung der US-amerikanischen Flugunternehmen können drei 
wesentliche Gründe namhaft gemacht werden: 
- Der US-amerikanische Luftverkehr erlangte seine verkehrspolitische Bedeu­

tung vor dem europäischen. Obwohl die Europäer ebenfalls zahlreiche Pionier­
leistungen auf dem Gebiet der Luftfahrt vollbrachten, erreichte der europä­
ische kommerzielle Luftverkehr erst nach dem amerikanischen eine entspre­
chende Breitenwirkung. In der Zwischenzeit konnten sich die US-Fluglinien 
bereits auf dem europäischen Markt etablieren. 

- Nach dem zweiten Weltkrieg abgeschlossene Verträge und Luftverkehrsab­
kommen schufen Vorteile für die US-Fluglinien, die oft erst in späteren Jahren 
richtig zur Geltung kamen. Die erst im Aufbau begriffenen europäischen 
Fluglinien konnten mit den expandierenden amerikanischen Unternehmen 
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vorerst nicht mithalten. Daher wurden den Amerikanern großzügig Rechte der 
5. Freiheit eingeräumt, welche heute erhebliche Wettbewerbsvorteile für die 
US-Fluggesellschaften darstellen. 

- Die bedeutenden Flugzeughersteller stammten nahezu alle aus den USA. Dies 
hat sich erst in den letzten Jahren durch den Aufschwung der europäischen 
Flugzeugindustrie (Aerospatiale, Airbus Konsortium, British Aerospace) etwas 
verändert. Mit Ausnahme der meisten Ostblockstaaten verwendet jede große 
Fluggesellschaft zumindest einige Flugzeugtypen amerikanischer Provenienz. 
Es läßt sich vermuten, daß die starke wirtschaftliche Stellung der US­
amerikanischen Hersteller in der Vergangenheit eine zumindest vorteilhafte 
verkehrspolitische Verhandlungsbasis für die US-Fluglinien schuf. 

Abbildung 1: 

Die ,,5 Freiheiten der Luftfahrt" am Beispiel eines Österreichischen 
Carriers mit den Destinationen BRD oder/und Frankreich 

1 .  ö D F 
� �  

2.  Ö D F 

3 .  ö D F 

4. ö D F 

5 .  

BRD gewährt dem österr. Car­
rier Überflugsrechte für Passa­
giere, Cargo und Post. 

BRD gewährt dem österr. Car­
rier das Recht auf eine techni­
sche Zwischenlandung. 

BRD und Frankreich gewäh­
ren dem österr. Carrier die 
kommerzielle Landung bei 
Ankunft aus Österreich. 

BRD und Frankreich gewäh­
ren dem österr. Carrier den 
kommerziellen Start mit der 
Destination Österreich. 

BRD/Frankreich gestatten 
dem österr. Carrier, auch Pas­
sagiere für die Destination 
Frankreich/BRD aufzu­
nehmen. 

2.2. TraditioneUe Begründungen für nationale FZuggeseUschaften 

In fast jedem Staat existiert heute jeweils ein im relativen Ausmaß 
großes nationales Luftverkehrsunternehmen ("national carrier"). 
Andere, kleinere Flugunternehmen sind zumeist in speziellen Marktni­
schen oder ausschließlich im Chartergeschäft tätig5• Die Regierungen 
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der einzelnen Staaten sind seit jeher bemüht, ihren "national carrier" 
nach Möglichkeit zu unterstützen. Dafür können mehrere Gründe 
namhaft gemacht werden: 
- Der Staat ist häufig selbst am Unternehmen beteiligt. Dem Unterneh­

mer "Staat" liegt folglich einiges am Erfolg seines Unternehmens. 
- Die Dienstleistungen des international tätigen Flugunternehmens 

sind eine wichtige Infrastruktureinrichtung für die nationale Wirt­
schaft. Die Volkswirtschaft hat somit einiges Interesse an einer 
günstigen Ausgangsbasis ihres Unternehmens. 

- Der oben skizzierte verkehrspolitische Rahmen bringt es mit sich, 
daß offizielle staatliche Stellen auf internationaler Basis mehr errei­
chen können, als eine private Fluglinie ohne behördliche Unterstüt­
zung. Dies schließt jedoch nicht aus, daß der "national carrier" ein 
Privatunternehmen sein kann; wichtig ist nur die behördliche Unter­
stützung auf dem internationalen Parkett. 

- Nationales Prestigedenken und die nicht unerheblichen externen 
Effekte eines nationalen Flugunternehmens für die gesamte Volks­
wirtschaft lassen sich stellvertretend für eine Vielzahl weiterer 
Gründe nennen. 
Vor diesem Hintergrund wurden und werden die bilateralen LV A 

abgeschlossen und Kapazitätsvereinbarungen getroffen, wobei vielfach 
die auf Länderbasis ausgehandelten Kontingente restlos ausgeschöpft 
werden. 

Ein Ergebnis dieser Kapazitätsvereinbarungen ist das Problem, daß 
eine Fluggesellschaft des Landes A im Verkehr mit dem Land B 
automatisch das Anrecht auf eine Anzahl von Passagieren verliert, 
sobald eine zweite Linie des Landes A ebenfalls eine Konzession für das 
Land B erhält, aber Land B keiner Kapazitätserweiterung zustimmt. 
Dies erschwert die Konzessionserteilung an Newcomer ganz erheblich6• 

2.3. Nationale Fluggesellschaften - natürliche Monopole? 

Auf nationaler Ebene interessiert vor allem die Frage, ob der jeweilige 
"national carrier" ein natürliches Monopol darstellt oder wie weit er 
lediglich einen gesetzlichen bzw. behördlichen De-facto-Monopol­
schutz erhäW. 

Es sei anhand von zwei für die Existenz eines natürlichen Monopols 
notwendigen Bedingungen belegt, daß es sich bei einer nationalen 
Fluggesellschaft keineswegs um ein solches handelt: Durch die Anwen­
dung moderner Finanzierungsformen beim Erwerb von Fluggeräten ist 
der Kapitalbedarf zur Eröffnung eines geregelten Flugbetriebes heute 
vergleichsweise gering, wenn auch das Risiko einer dünnen Eigenkapi­
taldecke nicht unterschätzt werden sollte8• 

Auch die Leitungsgebundenheit ist im Normalfall auf eine Flugplan­
periode beschränkt, sodaß grundsätzlich die Gestionen an die sich 
ändernden Marktbedingungen angepaßt werden können. Der Auf­
nahme des Flugbetriebes auf einer Strecke der nationalen Fluggesell-
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schaft durch ein zweites Unternehmen desselben Staates, stehen daher 
aus ökonomischer Sicht keine ökonomisch nicht zu rechtfertigenden 
Kosten entgegen. 

Welche Argumente lassen sich nun für den behördlichen De-facto­
Monopolschutz des nationalen Flugunternehmens anführen? Die Not­
wendigkeit strenger Sicherheitsauflagen bedingt die Vorgabe rigoroser 
Richtlinien für die Zulassung von Unternehmen zum Linien betrieb. Ein 
bereits existierendes Unternehmen kann diese Erfordernisse in der 
Regel leichter erfüllen, als ein neu zu gründendes. Erschwerend kommt 
hinzu, daß die Zulassungsbehörde von einem neu in den Markt eintre­
tenden Unternehmen meistens noch keinerlei Erfahrungswerte besitzt. 

Damit ist zwar eine politische Begründung, aber noch keine Rechtfer­
tigung aus ökonomischer Sicht gegeben. Diese ökonomische Rechtfer­
tigung leitet sich aus der bisher sehr restriktiven Handhabung der LV A 
durch die Luftverkehrsbehörden der meisten Staaten ab. Durch die 
ausgesprochen strengen Kapazitätsvorschriften würde eine allzu libe­
rale Konzessionspolitik eine bewußte Schwächung der eigenen Luft­
fahrt bedeuten. Diesem Gedanken wurde bisher in sämtlichen europä­
ischen Staaten Rechnung getragen, d. h., innerhalb der internationalen 
Rahmenbedingungen könnte es eine ökonomisch rationale Politik sein, 
kein weiteres Flugunternehmen zuzulassen. 

2.4. Die nationa�en F�ug�inien unterliegen auf internationa�er Basis 
starkem Wettbewerbsdruck 

Mit wenigen Ausnahmen sind alle europäischen Linienflugunterneh­
men auf internationaler Basis tätig, ein Umstand, der sie in mehrfacher 
Hinsicht dem Wettbewerb aussetzt. 

Eine erste Form des Wettbewerbs besteht in der direkten Konkurrenz 
mit einem zweiten (in wenigen Fällen: mehreren) Unternehmen auf 
derselben Strecke. Zur Freude des Passagiers starten auf manchen 
bedeutenden europäischen Strecken die Maschinen der involvierten 
Gesellschaften aus Gründen des Wettbewerbs nahezu zeitgleich. Da der 
Preiswettbewerb aufgrund der bilateralen Übereinkommen im regulier­
ten Markt im wesentlichen ausgeschlossen ist, bleibt es dem Passagier 
überlassen, ob er Bordservice, Reputation der Gesellschaft, Umsteige­
facHitäten oder puren Chauvinismus zur Diskriminante seiner Wahl 
macht. 

Die Effizienz einer Streckenbedienung kann somit aus Sicht des 
Passagiers durch die Existenz mehrerer Anbieter durchaus gesteigert 
werden, da diese einander durch besonders kundengerechte Angebote 
konkurrenzieren können. In einem liberalisierten Umfeld könnte 
zusätzlich die Konkurrenz über den Preis hinzukommen. Während nun 
jedoch der Servicewettbewerb unter vertretbaren Kosten im Sinne 
eines qualitativ hochwertigen Flugbetriebes zu begrüßen ist, könnte die 
nach unten weisende Preisspirale eine Reihe von Nachteilen mit sich 
bringen, die zunächst in Form von verringerten Gewinnmargen nur die 
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Unternehmen, in weiterer Folge jedoch in der Gestalt von Qualitätsein­
bußen auch die Passagiere betreffen könnten. Schwerwiegendere Fol­
gen als nur schlechte Bordverpflegung hatten Einsparungen bei den 
Sicherheitsmaßnahmen. Sowohl Präventivmaßnahmen zur Verbre­
chensbekämpfung als auch Wartung und Kontrolle moderner Verkehrs­
maschinen sind aufwendig und damit äußerst kostspielig9• Einsparun­
gen bei der Personalschulung und -fortbildung bergen zusätzliche 
Gefahren in sich. Der nordamerikanische "deregulation"-Alltag bietet 
eine Fülle von Beispielen von Sicherheits- und Qualitätseinbußen10• 
Generell ist aber festzuhalten: Preiswettbewerb muß die Sicherheit 
dann nicht gefährden, wenn entsprechende Regelungen, Kontrollen 
und Sanktionen ihre Einhaltung sicherstellen. Die Sicherheit im Flug­
betrieb ist vermutlich ein zu wichtiges Gut, als daß man sie allein "dem 
Markt" überlassen könnte. 

Eine zweite Form von Wettbewerb resultiert aus dem ständigen 
Druck von innen. Gerade die nationalen Fluglinien repräsentieren in 
ihrem Tätigkeitsbereich den Staat nach außen und fungieren damit als 
Werbeträger des Heimatlandes11• 

Eher unbedeutend ist hingegen in Europa jene Form des Wettbe­
werbs, die dem "national carrier" aus der Existenz anderer nationaler 
oder regionaler Fluglinien entsteht. Die Vergangenheit zeugt zwar von 
einer Reihe kleinerer Auseinandersetzungen (Tyrolean Airways contra 
Austrian Airlines in Österreich; Swissair contra Crossair in der 
Schweiz), aber dabei geht es stets nur um marginale Marktsegmente der 
nationalen Fluglinie. 

Als Ergebnis dieser Überlegungen läßt sich feststellen, daß ein 
Flugunternehmen im internationalen Luftverkehr keineswegs einen 
Monopolbetrieb darstellt, da es für den internationalen Fluggast weitge­
hend belanglos ist, ob er etwa mit Austrian Airlines oder mit Lufthansa 
von Wien nach Frankfurt fliegt. Für die Fluggesellschaften ist hier ein 
wesentlicher Ansatzpunkt zu einer Produkt- bzw. Imagedifferenzierung 
gegeben. 

2.5. Die großen nuggesellschaften als standortgebundene Mischkonzerne 

Die Notwendigkeit, bei einem geregelten Flugbetrieb von bestimm­
ten infrastrukturellen Voraussetzungen auszugehen, macht eine räumli­
che Bindung der Unternehmen an einen (z. B. Austrian Airlines:  Wien) 
oder mehrere (z. B. Lufthansa: Frankfurt, München, Düsseldorf) Flug­
häfen unvermeidlich. Fluggesellschaften sind also im wesentlichen 
standortgebunden, was eine Vercharterung einzelner Fluggeräte jedoch 
nicht ausschließt. 

Die Erreichung der Kapazitätsgrenzen auf einzelnen europäischen 
Flughäfen wird die Relevanz der Standortbindung noch erhöhen, wie 
bereits das "hub-and-spoke"-System12 in den USA zeigt13• 

Die Tatsache, daß der Linienluftverkehr starken wirtschaftlichen 
Schwankungen unterliegt und in diesem Sektor immer wieder mit 
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Rezessionen gerechnet werden muß, läßt viele Luftverkehrsgesellschaf­
ten auch in anderen, meist komplementären Sparten, tätig werden. 
Dabei ergeben sich bedeutende Synergieeffekte. Auf diese Weise kön­
nen allfällige Verluste im Flugbetrieb unternehmensintern ausgegli­
chen werden. Beteiligungen an Computer-Reservierungssystemen, 
Hotelketten, Reisebüros, Wartungs- und Carterringfirmen sowie an 
Versorgungsunternehmen stellen häufige Formen horizontaler und 
vertikaler Diversifikation dar14• 

2.6. Die Irretevanz der rechttichen Besitzverhältnisse für den 
Unternehmenserfotg bei FtuggeseUschaften 

Im Zusammenhang mit der Organisationsform sei auch kurz auf die 
weitgehende Irrelevanz der Besitzverhältnisse der einzelnen Luftver­
kehrsgesellschaften für ihren wirtschaftlichen Erfolg hingewiesen. In 
Europa bewegen sich die Eigentumsstrukturen von 100 Prozent Staats­
eigentum (z. B. Iberia) über gemischtwirtschaftliche Strukturen (z. B. 
Lufthansa: 82 Prozent Staatseigentum, Austrian Airlines :  75 Prozent, 
Swissair: 22 Prozent) bis hin zu vollständigem Privatbesitz (z. B. British 
Airways). In den USA sind hingegen die großen Fluggesellschaften in 
privatem Besitz. In einer Reihe von Beispielen zeigt sich, daß die 
Besitzverhältnisse für den wirtschaftlichen Erfolg einer Fluggesell­
schaft nicht entscheidend sind. Wie Fälle von amerikanischen Flugli­
nien zeigen, schützt Privatbesitz natürlich nicht vor Verlusten15• 

Andererseits gerieten viele verstaatlichte europäische Fluggesell­
schaften während der Rezession zu Beginn der achtziger Jahre in die 
Verlustzone16• 

2. 7. Ftughäfen und Ftugsicherung bitden den (zukünftigen) 
Engpaj3faktor in der Luftfahrt 

Bei der Deregulierungsdiskussion des Flugverkehrs wird meist ledig­
lich auf die Flugunternehmen Bezug genommen, während die komple­
mentären Bereiche, wie Flughäfen und Flugsicherung weitgehend 
unberücksichtigt bleiben. 

Das System Luftverkehr muß als Ganzes betrachtet und entwickelt 
werden. Das "Chaos in der Luft" ist durch die infrastrukturellen 
Grenzen "am Boden" mitbedingt. Die Flughäfen versuchen, ihre Eigen­
wirtschaftlichkeit u. a. dadurch zu sichern, daß sie möglichst viel 
Verkehr an sich ziehen. Die wettbewerbsorientierten Fluggesellschaf­
ten wiederum trachten, über möglichst günstige Anschlußzeiten mög­
lichst viele Anschlußpassagiere zu gewinnen. Dadurch und wegen 
weitgehend fehlender "Spitzenlastpreisbildung" kommt es zu ausge­
sprochenen Verkehrsspitzen, die sowohl die Flughäfen als auch vor 
allem die staatliche Flugsicherung überlasten16•. 

Die Flugsicherung befindet sich in allen der ICAO angehörenden 
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Staaten in den Händen der staatlichen Luftfahrtbehörde. Nach Ansicht 
vieler Experten der Flugsicherung ist der globale Zentralisationsgrad 
dieser Einrichtungen noch zu gering und der Koordinationsaufwand 
zwischen den Ländern zu hoch, was letztlich Gefahren in sich birgt17• 

Das System "Eurocontrol", das eine engere Zusammenarbeit aller 
europäischen Staaten im Bereich der Flugsicherung vorsieht, wurde 
1 960 geschaffen. Militärische Bedenken Großbritanniens, Frankreichs 
und der Niederlande sowie Besoldungsprobleme beim Kontrollperso­
nal hemmen jedoch bisher die Weiterentwicklung dieser Einrichtung. 

In Österreich ist das Bundesamt für Zivilluftfahrt verpflichtet, "die 
Flugsicherungsdienste für die gesamte Luftfahrt zu leisten und die 
hiefür erforderlichen technischen Anlagen zu errichten und zu be­
treiben 18". 

Die Verkehrsflughäfen Europas befinden sich durchwegs im Besitz 
der öffentlichen Hand, in den USA finden sich häufig zusätzlich private 
Teilhaber (nirgends steht ein Verkehrsflughafen in vollständigem Pri­
vatbesitz). 

Die große räumliche Entfernung zwischen den Flughäfen einerseits 
und die Einteilung in 3 Kategorien19 andererseits, verhalfen den Groß­
flughäfen bisher weitgehend zu regionalen, häufig sogar nationalen 
Monopolstellungen. Die zukünftige Situation der Flughäfen wird 
jedoch vor allem von zwei Tendenzen gekennzeichnet sein: 

- Ein Aufbrechen der Monopole zugunsten des vermehrten Wettbewer­
bes zwischen den Flughäfen. 
Der Aufschwung des Regionalverkehrs und die Tendenz von Reise­
veranstaltern, ihre Charterflüge über kleinere Regionalflughäfen 
abzuwickeln, brachte beispielsweise für die Flughäfen Innsbruck und 
Salzburg in den letzten Jahren zum Teil zweistellige Zuwachsraten. 
Der Einsatz leiserer Fluggeräte bedeutet eine zusätzliche Aufwertung 
regionaler (meist siedlungsnaher) Flughäfen. Zeitaufwendige und 
kostspielige Transfers können deshalb entfallen. 
Die Existenz mehrerer Großflughäfen im Umfeld von Metropolen 
(Paris, London, N ew Y ork) schuf bereits in der Vergangenheit eine 
Basis für Wettbewerbe zwischen den infrastrukturellen Einrichtun­
gen. Die neu gebauten Flughäfen sind durchwegs passagierfreundli­
cher und verkehrsgünstiger als die bereits bestehenden alten An­
lagen20. 

- Kapazitätsengpässe auf den Kat.-I-Flughäfen. Berechnungen der 
AEA zufolge wird das Passagierwachstum auf den 42 größten westeu­
ropäischen Airports mindestens 55 Prozent, maximal aber 157 Pro­
zent bis zum Jahr 2000 (seit 1986) betragen. Dies bedeutet für das Jahr 
2000 jährliche Passagierzahlen zwischen 435 Mio. und 720 Mio. im 
Vergleich mit 280 Mio. im Jahre 1986. 
Wie immer man dieses Wachstum einschätzt- bei mittlerem Wachs­
tum beträgt die Zunahme 100 Prozent zwischen 1986 und 2000 - wird 
ab 1995 aller Voraussicht nach kein westeuropäischer Kat.-I-Flugha­
fen (mit der Ausnahme von Rom, Luton und Thessaloniki) zusätzli­
chen V er kehr aufnehmen können, was vor allem im dichtbeflogenen 
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mitteleuropäischen und britischen Luftraum ein Chaos auslösen 
könnte21• 
Bereits heute sind in den USA die Andockrechte ("Slots") auf den 
Flughäfen auf Jahre hinaus an Fluggesellschaften vergeben, lediglich 
auf vier Flughäfen stehen solche Rechte zum Verkauf, können aber 
aufgrund fehlender Landerechte gar nicht verwendet werden22• 
Ähnlich prekär wie bei den Flughäfen ist die Situation auf den 
Luftstraßen. Großräumige militärische Sperrzonen, die nicht vom 
Zivilluftverkehr überflogen werden dürfen, teilweise veraltete techni­
sche Sicherungseinrichtungen sowie die mangelnde Attraktivität des 
Fluglotsenberufes, die zu Personalknappheit und Motivationsmän­
geln führt, gelten als Hauptursachen der gegenwärtigen Probleme. 
Als Ausweg bleibt in erster Linie der Bau neuer Großflughäfen oder 
eine Dezentralisierung des Gesamtverkehrs unter stärkerer Berück­
sichtigung freier Kapazitäten auf Kat.-II/III-Flughäfen. Da weltweit 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt lediglich drei Großflughäfen in Bau 
sind und München II der einzige europäische Mega-Airport wird, 
zeigt sich deutlich die Notwendigkeit der Berücksichtigung der 
zweiten genannten Alternative. 
Eine Entlastung und teilweise Konkurrenz für den Luftverkehr in 
Europa stellen schließlich die "Neue-Bahn"-Konzepte dar. So soll 
etwa die Strecke London-Paris, mit über 3 Millionen Passagieren pro 
Jahr die meistbeflogene Verbindung Europas, nach Vollendung des 
Ärmelkanaltunnels in 2% Stunden mit der Bahn überwunden werden 
können. 

3. Die Pläne der EG und der Österreichische Luftverkehr 

3. 1 .  Die Pläne der EG für den Luftverkehr 

Bis zum Inkrafttreten des in Kapitel 1 genannten "EEC Package on 
Air Transport" war auch innerhalb der EG der Luftverkehr im wesentli­
eßen von bilateralen Verträgen bestimmt. Auch die EG brachte bisher 
kein alle Mitgliedsstaaten umfassendes spezifisches Regelwerk für den 
Luftverkehr hervor, durch welches sie sich signifikant vom Luftverkehr 
im übrigen Europa abgehoben hätte. Das im Dezember 1987 verabschie­
dete Paket stellt somit einen bedeutenden Einschnitt in der europä­
ischen Luftverkehrspolitik dar, die ihre wesentlichen Impulse von der 
EG-erhält, es stellt aber lediglich einen ersten Schritt in Richtung eines 
EG-Luftverkehrsbinnenmarktes dar. 

Welche Änderungen sieht das Paket nun für den innergemeinschaftli­
chen Luftverkehr vor? 

1. Sondertarife (Council Directive 87/601/EEC) 
Unter bestimmten, genau definierten Bedingungen sind die Tarife 
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nicht der behördlichen Genehmigungspflicht unterworfen und können 
in manchen Fällen auf 45 Prozent des Normaltarifs reduziert werden. 
Auf diese Weise schaffen die Fluglinien eine echte Konkurrenz zum 
umstrittenen "flight-only"-Charter. Zusätzlich steht es den EG-Mit­
gliedsstaaten frei, noch liberalere Bestimmungen anzuwenden22". 

2. KapazitätsregeLung (Council Decision 87 /602/EEC) 
Im zwischenstaatlichen Verkehr innerhalb der EG kann ohne Ein­

spruchsmöglichkeit der Regierungen das Sitzplatzangebot von einer 
Fluggesellschaft einseitig auf das Verhältnis 55 : 45 (nach 2 Jahren: 
60 : 40) verschoben werden. Bisher kam häufig eine strenge 50 : 50-
Klausel zur Anwendung (vgl. Kap. 1), während in der Zukunft vorhan­
dene Kapazitäten von den Fluglinien besser eingesetzt werden 
können23• 

3. Marktzugang (Council Decision 87/602/EEC) 
Rechte der 5. Freiheit werden automatisch gewährt, wenn Kat.-II/III­

Flughäfen in die Route miteinbezogen werden. Ab einem bestimmten 
festgesetzten Passagieraufkommen darf von einem Staat mehr als eine 
Fluglinie pro Strecke namhaft gemacht werden ("multiple designa­
tion"). Die Kategorien der Flughäfen sind in einem Annex zur Decision 
genau festgelegt, um Irrtümern vorzubeugen. 

4. Anwendung der EG-Wettbewerbsordnung auf den Luftfahrtsektor 
(Council Regulation No. 3976/87). 

Kraft dieses Beschlusses werden Formen der Zusammenarbeit zwi­
schen EG-Luflinien ermöglicht, die ansonsten mit den strengen Wettbe­
werbsbestimmungen der EG nicht konform gehen. Diese Bestimmung 
macht die Weiterentwicklung der bereits bestehenden gemeinsamen 
Reservierungs-, Wartungs- und Cateringsysteme möglich. 

Es zeigt sich, daß durch diese Vereinbarungen die nationale Souve­
ränität in der Luftverkehrspolitik nur in geringem Umfang angetastet 
wird. Auch an der Stellung der nationalen Fluggesellschaften ändert 
das Paket wenig, sieht man einmal von der - unter strenge Bestimmun­
gen fallenden - "multiple designation" ab. Von einem Flug-Binnen­
markt ist jedoch auch die EG unter den gegenwärtigen Voraussetzun­
gen noch weit entfernt. 

Eine Frage lautet nun, warum Europa und im besonderen die EG 
nicht Anleihen beim amerikanischen "deregulation"-Modell nehmen. 
Zehn Jahre Erfahrung mit der Deregulierung in den USA müßten es 
doch möglich machen, die Liberalisierung des europäischen Luftver­
kehrs nach dem Vorbild, jedoch unter Vermeidung der Fehler des 
amerikanischen Systems, zu vollziehen. Wesentliche Gründe sprechen 
jedoch gegen dieses Vorgehen: 

Wichtigstes Argument ist die Tatsache, daß bislang keine "Vereinig­
ten Staaten von Europa" existieren, und die Praxis zeigt, wie viel den 
einzelnen Nationen an ihrer jeweiligen Fluglinie liegt. Kein europä-

347 



ischer Staat würde gegenwärtig ein Gesetz verabschieden, das die 
Gefahr in sich birgt, daß gerade seine nationale Fluggesellschaft vom 
Markt verdrängt werden könnte. Der europäische Markt weist weiters 
einige wesentliche Unterschiede zum amerikanischen auf: 

Charterflüge sind innerhalb der USA weitgehend unbekannt, wäh­
rend in Europa bereits über 50 Prozent des Verkehrs durch Charter­
flüge abgedeckt werden. Dementsprechend ist auch die Zusammenset­
zung des Passagieraufkommens unterschiedlich. Der europäische 
Linienverkehr dient vorrangig dem Geschäfts- und Individualreisen­
den, während der Tourismus-Verkehr zumeist im Charter abgewickelt 
wird. Diese Trennung kann unter den US-amerikanischen Bedingun­
gen nicht vorgenommen werden. Weiters hat das Flugzeug als Massen­
transportmittel in den USA einen anderen verkehrspolitischen Stellen­
wert als in Europa, was vor allem auf die Dimensionsunterschiede der 
beiden Kontinente zurückzuführen ist. Die Konkurrenz durch alterna­
tive Transportmittel ist in den USA nur bedingt gegeben, während sie in 
Europa durch die Verstopfung des Luftraums einerseits und den 
Ausbau von Hochgeschwindigkeitsstrecken der Eisenbahnen anderer­
seits an Attraktivität gewinnt. Die sozial- und wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen in den USA weisen für den Binnenmarkt libera­
lere Züge auf als die meisten europäischen Wirtschaftsverfassungen. So 
vereinfacht beispielsweise das System des "hire and fire" die Personal­
politik der Fluggesellschaften erheblich24• 

Der europäische Luftverkehr wird daher einen von der US-"deregula­
tion" verschiedenen Weg beschreiten. Es läßt sich eine "Politik der 
kleinen Schritte" erkennen, mit der man dem Markt genügend Zeit für 
Anpassungsreaktionen geben möchte. Im Rahmen der zukünftigen 
europäischen Gesamtverkehrskonzeption bedeutsam ist vor allem die 
Aufwertung des Regionalverkehrs durch Kapazitätszugeständnisse und 
die automatische Einräumung von Rechten der 5. Freiheit unter 
bestimmten Bedingungen. 

Dennoch nicht völlig ausschließen darf man die Möglichkeit, daß im 
Zuge des EG-Binnenmarktes auch ein Luftverkehrsbinnenmarkt 
geschaffen wird. Dieser könnte sowohl in einer weitgehenden Aufgabe 
der nationalen Souveränität bezüglich der Luftverkehrspolitik oder im 
Verzicht auf jegliche Begünstigungen für den "national carrier" in 
seinem jeweiligen Heimatstaat resultieren, als auch in der Kombination 
beider Maßnahmen bestehen, worin ein weiterer Schritt in Richtung 
einer umfassenden Liberalisierung des europäischen Luftverkehrs 
bestünde. Bedenkt man aber, was für ein mühevoller Prozeß bereits die 
Ratifizierung des genannten "EEC-Package on Air Transport" war und 
an welchen für das Problem vergleichsweise sachfremden Aspekten 
dieses Papier beinahe gescheitert wäre25, so läßt sich die Annahme 
treffen, daß das System nationaler Teilmärkte auch im Luftverkehr der 
EG nach 1992 für eine gewisse Zeit weiter bestehen wird. Auch liberale 
Politiker in der EG dürften darvor zurückschrecken, "ihre" nationale 
Luftverkehrsgesellschaft der Gefahr auszusetzen, auch im Inlandsver­
kehr von Unternehmen aus Drittstaaten konkurrenziert zu werden. 
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Der Widerstand gegen einen EG-Binnenflugmarkt würde aber vor 
allem von den betroffenen Fluggesellschaften ausgehen. Im Interesse 
einer Optimierung des Status quo sind sie zwar durchaus bereit, die 
Streckennetze zu koordinieren, im technischen (Wartung), kaufmän­
nischen (Reservierung) und im Servicebereich (Catering) zusammenzu­
arbeiten und Datenaustausch zu betreiben. Dennoch wollen sich Unter­
nehmen und Regierungen ein gewisses Mindestmaß an "splendid 
isolation" bewahren. 

3.2. Österreichs nationale Fluggesellschaft und die EG - 4 Szenarien 

Die Diskussion über den EG-Beitritt Österreichs rückt auch die 
Entwicklungen im EG-Luftverkehr in ein besonderes Licht26• Das 
folgende Diagramm beinhaltet die vier denkbaren Szenarien, mit denen 
sich die Österreichische Luftverkehrspolitik im Hinblick auf die Weiter­
entwicklung der EG auf diesem Gebiet im allgemeinen und die Aus­
trian Airlines im besonderen auseinandersetzen müssen. 

Abbildung 2: 

EG - Beitritt Österreichs 

Schaffung eines nein ja 
EG-Binnen-

EG - Flugmarktes (1) (2) 
Luft-
fahrt Beibehaltung des 

Systems nationaler (3) (4) 
Teilmärkte 

Die Fälle (1) und (2), also die Schaffung eines EG-Binnenflugmarktes 
unter den in Abschnitt 3 .1 .  genannten Bedingungen (Aufgabe der 
nationalen Souveränität in der Luftverkehrspolitik mit oder ohne 
Aufgabe des Systems der "national carriers") sind zwar denkbar, aber 
auf absehbare Zeit auch über 1992 hinaus eher unwahrscheinlich. Sollte 
der EG-Luftverkehrs-Binnenmarkt dennoch eintreten und Österreich 
nicht der EG angehören (Fall (1) ), so bieten sich für die Austrian 
Airlines mehrere Alternativen: 
- Eine enge Zusammenarbeit mit Swissair, Finnair und anderen Gesell­

schaften, die sich in einer vergleichbaren Situation befinden. 
- Eine Expansion auf die Verkehrsgebiete Naher und Mittlerer Osten 

sowie N ordafrika. 
- Eine Fusion mit einer EG-Luftlinie. Dadurch könnten die Austrian 

Airlines in denselben Status gelangen, wie er sich im Fall der SAS 
bietet. Es ist allerdings anzunehmen, daß dies das Ende eines 
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Österreichischen "national carrier" bedeuten würde und die AUA 
allenfalls als Partner an einem supranationalen Flugkonzern beteiligt 
wäre27• 

- Zusätzlich besteht natürlich die Möglichkeit, daß Österreich auf 
verkehrspolitische Ebene etwa durch eine Änderung der bilateralen 
Verträge mit den EG-Staaten schrittweise eine Annäherung an die EG 
erreicht. Diese Variante stößt jedoch bisher in der EG auf erheblichen 
Widerstand. 
Verwehrt bliebe den Austrian Airlines das lukrative Geschäft von 

Flügen unter Ausnutzung der 5. Freiheit innerhalb der EG. Wenig 
Chancen hätte auch eine verstärkte Bearbeitung des Osteuropa-Mark­
tes, da der Zugang hier besonders schwierig ist. 

Eine völlige Deregulierung des europäischen Luftverkehrs könnte 
auch ein Ausweichen der Austrian Airlines in bestimmte, von der Größe 
der vorhandenen Fluggeräte her optimale, Marktlücken bedeuten. 
Doch würde sich selbst in diesem Extremfall herausstellen, daß der 
Luftverkehr zwar nicht leitungsgebunden, aber doch standortgebunden 
abläuft. Deshalb würde eine Deregulierung wenig an der Tatsache 
ändern, daß die Austrian Airlines mit dem "hub" Wien operieren, wo 
alle wichtigen infrastrukturellen Einrichtungen konzentriert sind, und 
damit im wesentlichen eine Österreichische Fluglinie bleiben. 

Im Fall (2) wäre die AUA als kleinster "national carrier" im EG-Raum 
weitgehend gezwungen, sich den Aktionen der anderen Luftverkehrs­
gesellschaften in der EG anzupassen. Da ein EG-Binnenmarkt wahr­
scheinlich eine Reihe von Fusionen hervorbringen würde, müßte sich 
auch die Austrian Airlines mit diesem Problem auseinandersetzen. Ob 
sich das Unternehmen auf Dauer allein gegen die Übermacht einer 
Lufthansa oder British Airways wehren könnte, ist zu bezweifeln. 
Denkbar wäre für diesen Fall auch eine "österreichische Lösung", 
ähnlich der Fusion von British Airways und British Caledonian in 
Großbritannien. Gemeint ist damit eine Verbindung von Austrian 
Airlines, Lauda Air und Tyrolean Airways. Für den Fall, daß sich in 
anderen Ländern Europas Tendenzen in Richtung Fusionen oder 
zumindest intensiver Zusammenarbeit bemerkbar machen, sollte das 
Modell eines Österreichischen "Mega-Carriers" ernsthaft in Erwägung 
gezogen werden. 

Nochmals sei darauf hingewiesen, daß diese beiden Fälle zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt noch fiktiv erscheinen. Realistisch sind hingegen 
die Szenarien (3) und ( 4). 

Szenario (3) läßt sich wie folgt darstellen: 
Die weitere Stellung Österreichs wird unter diesen Umständen 

wesentlich vom Wohlwollen der ECAC abhängen, wo es darauf ankom­
men wird, ob die Möglichkeit der Einbeziehung weiterer europäischer 
Staaten in die EG-Verkehrspolitik besteht oder nicht. Im günstigen Fall 
der Einbeziehung entstünde die Konstellation, daß sich der Österrei­
chische Zivilluftverkehr an EG-N ormen orientieren müßte, während 
dies für den Staat Österreich nicht zuträfe. Es ist denkbar, daß daraus 
eine Reihe von wettbewerbsrechtlichen Problemen und Gegensätzen 
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resultieren könnten (z. B. größere Abweichungen bei der Besteuerung 
und den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften). 

Der ungünstige Fall bedeutet den Ausschluß aller Nichtmitglieder 
aus der EG-Verkehrspolitik und damit eine Polarisierung innerhalb 
Europas. Selbst wenn sich Österreich mit den EG-Beschlüssen konform 
verhält, bedeutet dies dennoch nicht, daß Österreichische Fluglinien 
auch automatisch in den "Genuß" der EG-Verkehrsbestimmungen 
kommen. Die von den EG-Staaten in anderen Bereichen (z. B. dem 
Agrarsektor) gemachten Kompromisse lassen eher darauf schließen, 
daß die Gemeinschaft einer spartenweisen Integration (hier des Luft­
verkehrs) eines Nichtmitgliedes nicht zustimmen wird. Ein weiterer 
Grund ist die Tatsache, daß die Frage der Sanktionierung von Verstös­
sen gegen das EG-Wettbewerbsrecht durch Nichtmitglieder noch nicht 
geklärt wurde. Innerhalb der EG herrscht deshalb die Befürchtung, 
Fluggesellschaften aus dritten Staaten könnten in der Rolle von "Rosi­
nenpickern" agieren. Dieses Problem sollte man auch unter dem 
Aspekt betrachten, daß Österreich zu einem späteren Zeitpunkt der EG 
beitritt. Zumindest in der Luftverkehrspolitik und der davon betroffe­
nen Industrie wird die Umstellung dann zunehmend schwieriger sein. 

Ein weiterer Gesichtspunkt spielt hier ebenfalls eine Rolle. Mit 
Beginn des Sommerflugplanes 1989 wollen die Austrian Airlines die 
Destination New York in ihr Liniennetz aufnehmen. Zwischen der EG 
und den USA finden bereits Verkehrsrechtsverhandlungen statt, an 
denen die EG als Staatengemeinschaft und nicht mehr jeder Staat 
einzeln auf bilateraler Basis teilnimmt. 

Es ist noch nicht geklärt, welche Auswirkungen dieser Schritt auf die 
Beziehungen zwischen den USA und Nicht-EG-Mitgliedern haben 
wird. Die gegenüber dem Ausland sehr restriktive Luftverkehrspolitik 
der USA und die Tendenz, sich aktiv in den europäischen Luftverkehr 
einzumischen, lassen jedoch befürchten, daß sich die Situation zum 
Nachteil von Ländern wie der Schweiz, Österreich oder Finnland 
entwickeln könnte28• Es ist nämlich durchaus denkbar, daß Zugeständ­
nisse bei den Verkehrsrechten an die starke EG, die dann als Einheit 
auftritt, in Abstrichen bei den schwächeren Ländern resultiert. Bedenkt 
man weiters, daß selbst die Privatisierung von British Airways erst nach 
langen Verhandlungen mit den USA von diesen gleichsam "genehmigt" 
wurde, kann man erkennen, wie groß der Einfluß der USA auf diesem 
Gebiet ist29• 

Als Alternativen bleiben der AUA in diesem Fall wieder die bereits 
für Szenario (1) genannten Möglichkeiten. 

Zumindest aus der Sicht der Österreichischen Luftfahrunternehmen 
ist somit Szenario (4) das günstigste. Unter der Annahme, daß das oben 
erwähnte "EEC-Package on Air Transport" auch die Basis der künftigen 
EG-Luftverkehrspolitik sein wird und diese Rahmenbedingungen auch 
für Österreich gelten, lassen sich für die Österreichischen Fluggesell­
schaften und deren Passagiere exemplarisch einige Vor- und Nachteile 
anführen (vgl. Tabelle 1): 
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Tabelle 1: 
Vor- und Nachteile der Regelungen des "EEC-Package on Air Transport" für die Austrian Airlines und ihre 

Passagiere 

Austrian Airlines 

Vorteile 

Sondertarife Nachfragebelebung in verkehrs-
schwachen Zeiten 

höherer Passagierladefaktor1 

Wegfallen bürokratischer 
Hemmnisse 

attraktive Alternativen zu Billig-
chartern 

Kapazitätsrege- Ausbau des bestehenden Netzes 
lung/Marktzu- durch die Möglichkeit zu kom-
gang merziellen Zwischenlandungen 

Kapazitätserweiterung im V er-
kehr mit bisher besonders re-
striktiven Ländern 

rationellerer Einsatz des Flugge-
rätes - höhere Zahl von Block-
stunden pro Tag 

Dezentralisierung des Verkehrs 
bringt eine Entlastung der Kat.-
I-Flughäfen, dadurch Lande-
und Andockrechte leichter er-
hältlieh 

Anwendung der Zusammenarbeit mit den tech-
EG-Wettbe- nisch versierten großen EG-
werbsordnung Luftlinien - Ausnutzung von 
auf den Luftver- "economies of scale" 
kehr nur in be- Einbindung in Reservierungssy-schränktem 
Ausmaß 

steme der EG-Fluglinien 

1 PLF = ausgelastete �itzplätze x 100 
angebotene Sitzplatze 

Nachteile 

nicht ersichtlich 

die genannten Vorteile gelten 
auch für die anderen Flugunter-
nehmen, die damit "Verkehr 
wegnehmen" können 

engerer Spielraum für die Pool-
verträge als bisher 

Passagiere 

Vorteile Nachteile 

Preissenkungen bei Linien- einschränkende Bedingungen 
flügen beim Kauf von Sondertickets 

zusätzliche Alternativen zu 
Charterflügen 

mehr Frequenzen auf wichtigen Aufgabe bestimmter Destinatio-
Routen nen durch Konzentration auf an-

mehr Direkt- anstelle von Um- dere 

Steigeverbindungen mehr Zwischenlandungen 

geringere Verspätungen durch (mehr Direkt-, aber weniger 

Entlastung der Großflughäfen Nonstopflüge) 

übersichtliche Tarife und Flug- weiterhin Möglichkeiten der 
pläne durch bessere Koordina- Preisabsprachen durch die Flug-
tion gesellscharten 

2 Poolverträge sind "Vereinbarungen zwischen zwei oder mehreren Luftverkehrsgesellschaften über den gemeinsamen Betrieb des Flugverkehrs einer 
Strecke und Teilung der Einnahmen (häufig: und Kosten) nach festgelegten Schlüsselwerten" (Thier, 1987, S. 46). 



4. Zusammenfassung und Empfehlungen 

Seit 1. Jänner 1988 ist mit dem "EEC Package on Air Transport" eine 
neue Phase in der Luftverkehrspolitik der Europäischen Gemeinschaft 
in Kraft getreten, die Regelungen hinsichtlich der Gewährung von 
Sondertarifen, der Kapazitätsabstimmung, dem Marktzugang und der 
Kooperation zwischen Luftverkehrsunternehmen aus dem EG-Raum 
vorsieht. Gleichzeitig haben in diesem Jahr Fragen des EG-Beitritts 
Österreichs einen hohen Stellenwert bekommen und es gibt erste 
Privatisierungsschritte für die Österreichische nationale Fluglinie. 

Die vorliegende Arbeit diskutiert diese neue Situation unter besonde­
rer Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf die künftige Österrei­
chische Luftverkehrspolitik, auf die nationale Luftverkehrslinie ("natio­
nal carrier") und daraus resultierend auf die EG-Integrationspolitik 
dieses Staates. Zu diesem Zweck werden vier Szenarien in den Mittel­
punkt gestellt, die jeweils eine Möglichkeit der Weiterentwicklung der 
EG-Luftverkehrspolitik (Beibehaltung des Systems nationaler Teil­
märkte oder Schaffung eines einheitlichen EG-Binnenmarktes) und 
künftiger Integrationsschritte Österreichs (Beitritt oder Nichtbeitritt 
Österreichs zur EG) miteinander kombinieren. 

Vor der Diskussion um die möglichen Auswirkungen dieser vier 
Szenarien auf die Österreichische Luftverkehrs- und EG-Integrations­
politik sowie auf den Österreichischen "national carrier", Austrian 
Airlines, werden einige institutionelle und ökonomische Besonderhei­
ten des internationalen Luftverkehrs diskutiert. Es zeigt sich, daß der 
Weltluftverkehr planwirtschaftliche Züge aufweise, da ein dichtes Netz 
von institutionellen Regelungen auf Basis internationaler und bilatera­
ler Abkommen sowie nationaler gesetzlicher Regelungen über diesen 
Wirtschaftszweig gezogen ist. Dennoch unterliegen die nationalen Flug­
linien der einzelnen Staaten im internationalen Bereich dem Wettbe­
werb. Die rechtlichen Besitzverhältnisse erscheinen - wie der interna­
tionale Vergleich der Geschäftspolitik unterschiedlicher nationaler 
Luftverkehrsgesellschaften zeigt - weitgehend irrelevant für das Ver­
halten der betreffenden Unternehmen. 

Eine allfällige (De-)Regulierungsdebatte müßte nicht nur die ökono­
mischen und (inter- bzw. supranational festgelegten) institutionellen 
Rahmenbedingungen dieses Wirtschaftszweiges beachten, sie sollte 
auch die komplementären Einrichtungen wie Flughäfen und Flugsiche­
rung aus natürlichen Gründen stärkere Monopolisierungsmerkmale als 
die Fluglinien selbst aufweisen, umfassen. Diesen beiden Engpaßfakto­
ren ist größtes Augenmerk zu widmen. 

Aus den genannten vier Szenarien der Weiterentwicklung der EG­
Luftverkehrspolitik und der künftigen EG-Integrationspolitik Öster­
reichs resultieren folgende Ergebnisse und Empfehlungen: 

Tritt Österreich der Europäischen Gemeinschaft nicht bei, so hat dies 
für den Österreichischen Luftverkehr überwiegend negative Konse­
quenzen. Von einem EG-Binnenflugmarkt wären Fluggesellschaften 
der Nicht-EG-Staaten in jedem Fall ausgeschlossen, wodurch ein deutli-
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ches "inside - outside - EEC" - Verhältnis zum Nachteil der Nichtmit­
glieder entstünde. Die Beibehaltung des Systems nationaler Teilmärkte 
auf diesem Sektor würde diesen Gegensatz zwar entschärfen, macht 
aber die weitere Stellung der Austrian Airlines dennoch erheblich vom 
"Wohlwollen" der EG-Luftverkehrsgesellschaften abhängig. Als Alter­
nativen bleiben der AUA das Ausweichen in - nur gering vorhandene ­
Marktlücken, eine enge Zusammenarbeit mit Unternehmen, die sich in 
derselben Situation befinden oder auch die Fusion mit einer EG­
Fluglinie. Daneben besteht die - allerdings geringe - Hoffnung auf eine 
Anpassung an den EG-Status über die bilateralen Verträge mit den EG­
Staaten. 

Im Fall eines EG-Beitritts Österreichs bleiben den Austrian Airlines 
hingegen eine Reihe von Optionen offen. Die aus der Liberalisierung 
des EG-Luftverkehrs resultierenden Vorteile (etwa die Möglichkeit der 
Ausübung von Verkehrsrechten zwischen zwei EG-Staaten) können 
dann auch von der AUA in vollem Umfang genützt werden. Da ein EG­
Binnenflugmarkt gegenwärtig eher unwahrscheinlich erscheint, bleibt 
auch die nationale Eigenständigkeit des Österreichischen "national 
carrier" erhalten. Aus der Sicht des Österreichischen Luftverkehrs ist 
daher ein EG-Beitritt Österreichs zu befürworten. 

Anmerkungen 

1 Die Maßnahmen wurden am 14. Dezember 1987 in Brüssel beschlossen. Eine Veröf­
fentlichung findet sich unter anderem im "Official Journal of the European Commu­
nity" vom 31.  Dezember 1987. 

2 Die beiden wichtigsten Grundsatzabkommen sind das Warschauer Abkommen 1929 
mit Folgeabkommen und die Chicago Convention 1944. Vorbild für die meisten 
bilateralen LV A war das Bermuda-Abkommen zwischen den USA und Großbritan­
nien von 1946. 

3 Vgl. die Überblicksbeiträge von Thier (1987) und Rößger/Hünermann (1968). 
4 Die ICAO definiert weitere 3 Freiheiten, deren Anwendung im internationalen 

Luftverkehr noch kaum verbreitet ist, da sie im wesentlichen den Transport zwischen 
und innerhalb von Drittstaaten betreffen (vgl. Weber (1981) S. 43-46). 

5 Die Fusion von British Caledonian Airways und British Airways im Herbst 1987 
machte aus dem einzigen Beispiel von Konkurrenz innerhalb eines Staates eine Mega­
Fluglinie. 

6 Umfangreiche Diskussionen löste in der EG die Verweigerung einer Konzession an die 
dänische Gesellschaft Sterling Airways für die Strecke Kopenhagen-London aus, da 
die SAS dadurch eine Beeinträchtigung ihrer Interessen befürchtete (vgl. Weber (1981) 
s. 6 f.). 

7 Um ein natürliches Monopol handelt es sich, wenn ein einziges Unternehmen in der 
Lage ist, den relevanten Markt kostengünstiger zu versorgen, als dies mehreren 
Unternehmen möglich wäre. 
Weitere Merkmale charakterisieren ein natürliches Monopol: 
- Abhängigkeit der Gesamtkosten von Anzahl, regionaler Dichte und zeitlicher 

Abnahmestruktur der Kunden. 
- Leitungsgebundenes Angebot, Produkte nicht lagerbar. 
- Weitgehend fixe Kosten. 
- Starke zeitliche Fluktuation der Nachfrage. 
- Interesse bzw. Verpflichtung zur ständigen Lieferbereitschaft. 
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- Erschwerung des Marktaustritts aufgrund hoher "exit-Kosten". 
(Vgl. dazu im Detail Kaufer (1981), S. 22 et al., Teufelsbauer, (1987), S. 622-631,  
Windisch (1987) S. 1-137). 

8 Vgl. Jaeggi (1988). 
9 Meier (1987) setzt sich ausführlich mit den Auswirkungen von Einsparungen auf die 

Sicherheit auseinander. 
10 Ederer (1986) gibt als Beispiele "Verspätungen, schlechteres Service während des 

Fluges und Überbuchungen", sowie die vermehrten "Verletzungen der Sicherheitsvor­
schriften" an. 

1 1  Auf diese Weise entstehen dem Unternehmen gewisse Verpflichtungen, die sich 
beispielsweise in den Unternehmensgrundsätzen der Deutschen Lufthansa so aus­
drücken: "Wir (. . .  ) sind uns der Verpflichtung, die nationale Luftverkehrsgesellschaft 
Deutschlands zu sein, jederzeit bewußt." 
(Vgl. Lufthansa Jahrbuch 1987), Umschlaginnenseite). 

12 "Hub and spoke" (wörtlich: Radnabe mit Speichen): Ein oder mehrere Flughäfen 
dienen als Verteilerknoten einer Fluggesellschaft, an denen diese den Verkehr 
"sammeln" und anschließend neu aufteilen kann. Anstelle der Verbindung zweier 
Regionalflughäfen durch einen Nonstopflug wird der Passagier über den Knotenflug­
hafen transportiert. 

13 Kilman (1987) und Spencer/Cassell (1987) weisen darauf hin, daß amerikanische 
Fluggesellschaften ein monopolistisches Verhalten in Form von lokalen Monopolen 
aufbauen. So wickelt Continental gemeinsam mit United Airlines 90 Prozent der 
Passagiere in Denver ab, TW A 87 Prozent in St. Louis, USAir und N orthwest je 80% in 
Pittsburgh und Memphis. Jaeggi (1988) gibt an, daß Delta und Eastern gemeinsam 
95 Prozent des Verkehrs von und nach Atlanta betreiben. 

14 Die Deutsche Lufthansa AG, Köln, stellt einen Konzern aus 32 zum Teil 100prozenti­
gen Beteiligungen dar. Das Gesamtergebnis aus Verkehrsleistungen hätte der Luft­
hansa 1986 einen Verlust von rund 251 Millionen DM gebracht, zusammen mit den 
Ergebnissen aus sonstigen Betriebsleistungen und betriebsneutralen Erträgen ergab 
sich hingegen ein Gewinn von 63 Millionen DM für den Konzern (Lufthansa 
Geschäftsbericht 1986, S. 31). 
Etwas anders hingegen war die Situation bei British Airways. Einem Gewinn von 
170 Millionen Pfund aus den Verkehrsleistungen standen im Geschäftsjahr 1986-1987 
Verluste von insgesamt 8 Millionen Pfund in allen anderen Tätigkeitsbereichen 
gegenüber (British Airways Report and Accounts 1986-1987, S. 40). 
Bei Austrian Airlines mit ihren 8 Tochterbetrieben waren 1986 alleine die Erträge aus 
dem Liniendienst höher als die gesamten Aufwendungen des Konzerns. Der Gesamt­
ertrag von 5,7 Milliarden Schilling verteilte sich 1986 zu 71,7 Prozent auf Linienerträge 
und zu 28,3 Prozent auf Charter- und sonstige Erträge. Mittlerweile ist die Zahl der 
Tochtergesellschaften und Beteiligungen auf 13 Unternehmen gestiegen. Der Gesamt­
ertrag für 1987 betrug 6,2 Milliarden Schilling, wobei die Erträge aus dem Liniendienst 
noch an Bedeutung (72,3 Prozent) gewannen (Austrian-Airlines-Geschäftsbericht 1986, 
S. 30; Geschäftsbericht 1987, S. 38). 

15 Austermann (1985) beschäftigt sich mit den wirtschaftlichen Ergebnissen der amerika­
nischen Fluglinien (S. 76 ff.). 
Gantner (1986) verweist darauf, daß Manager öffentlicher Unternehmen im "unge­
schützten Sektor (z. B. Bank, lndustrieunternehmen) insgesamt ein privatwirtschaftli­
ebes Selbstverständnis" aufweisen. 

16 Hofton (1986) und Merz (1986) gehen in zwei Beiträgen auf die Effizienz und die 
Produktivität von Luftverkehrsgesellschaften ein. 

16a Der Anteil der um 15 Minuten oder mehr verspäteten Starts im Linienflugverkehr hat 
sich im ersten Halbjahr 1988 von 1 1,5 Prozent auf 22 Prozent erhöht (vgl. NZZ 1988/ 
Nr. 187, S. 6). Für eine Bestandsaufnahme und für Lösungsvorschläge zu den drei 
Teilsystemen: Flugunternehmen - Flughafen - Flugsicherung vgl. Guldimann (1988) 
sowie NZZ 1988/Nr. 180. Von Interesse ist, daß die Diskussion um den Luftverkehr 
fast ausnahmslos in Richtung infrastrukturelle "Bewältigung des prognostizierten 
Wachstums" und nicht - wie etwa mittlerweile beim Straßenverkehr - in Richtung 
"Bewältigung der Folgen des Wachstums" läuft. 
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17 Ein Flug Frankfurt-Madrid durchläuft beispielsweise bis zu 1 1  verschiedene Flugsi­
cherungsbereiche (Angaben: Lufthansa). 

18 Arbeitsbehelf zum Bundesfinanzgesetz 1988, S. 271.  
19  In Österreich ist nur Wien ein Kat.-I-Flughafen, Salzburg und Linz gehören zu Kat. li, 

alle anderen zu Kat. III. Diese Einteilung spiegelt zum Teil auch Präferenzen in der 
nationalen Verkehrspolitik wider und präliminiert so den Wettbewerb zwischen den 
Flughäfen. 

20 Beispielsweise ist der neue Flughafen Gatwick vom Zentrum Londons wesentlich 
rascher zu erreichen als Heathrow, und auch die Orientierung im Flughafen selbst ist 
wesentlich einfacher. 

21 Alle Angaben: AEA Brüssel. 
22 John F. Kennedy/La Guardia in New York; Chicago O'Hare; Washington National 

Airport (vgl. Jaeggi (1988). 
22a Die Lufthansa verrechnet derzeit zum Beispiel auf der Route München-Athen einen 

Sondertarif ("Flieg & Spar"), der nur 35 Prozent des Normaltarifs ausmacht. 
23 Folgendes Beispiel zur Illustration: 

Lufthansa beschließt, auf der Strecke Frankfurt-Paris einen zusätzlichen Airbus pro 
Woche einzusetzen. Dies konnte bisher von den Regierungen Frankreichs und der 
BRD verweigert werden, da Lufthansa damit mehr als 50 Prozent der vereinbarten 
bilateralen Kapazität angeboten hätte. Seit 1. Jänner 1988 kann Lufthansa hingegen so 
lange die Kapazität erhöhen, als das bilaterale Verhältnis nicht mehr als 55 : 45 Prozent 
beträgt. 

24 Vgl. Papousek (1984) S. 7. 
25 Gleichsam in letzter Minute einigten sich Spanien und Großbritannien im November 

1987 in der Gibraltarfrage und ermöglichten so die Verabschiedung des Pakets (vgl. 
"Spiegel" vom 6. Juli 1987, "Neue Züricher Zeitung" vom 9. Dezember 1987). 

26 Die Resonanz in Österreich ist im Vergleich mit der Bedeutung eines solchen Schrittes 
für die Österreichische Luftfahrt eher dürftig. Mit Ausnahme der Zeitung "Die Presse" 
beschäftigt sich keine Österreichische Zeitung/Zeitschrift auch nur annähernd aus­
führlich mit den aktuellen Entwicklungen in diesem Sektor. Selbst das jüngst 
veröffentlichte Werk von Breuss und Stankovsky (1988) erübrigt lediglich eine einzige 
auf Österreich bezogene Zeile für dieses Thema (S. 250). 

27 Die SAS hat den Status einer EG-Fluglinie, obwohl bekanntlich nur Dänemark als 
Mitbetreiber des Unternehmens Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist. Aller­
dings gelten Flüge von und nach Schweden/Norwegen vorerst noch als außerhalb der 
EG gelegen. 

28 Die Lufthansa beklagt in ihrem Jahresbericht 1986 die janusköpfige Haltung der USA 
bei der Liberalisierung des Luftverkehrs, die einseitig auf den Vorteil der amerikani­
schen Unternehmen bedacht sei (S. 23). 

29 Auch British Airways geben in ihrem Geschäftsbericht 1985/86 ihrem Bedauern über 
die Verzögerung der Privatisierung von British Airways durch die Intervention der 
amerikanischen Behörden Ausdruck: "The directors are obviously disappointed with 
this further delay . . .  " (S. 7). 
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Sind Konkurrenzmärkte 
machtfrei? 

Anmerkungen zum Verhältnis von Macht und Ökonomie 

Helga Fehr-Duda 
Ernst Fehr 

1. Einleitung 

Die Problematik von Macht und Herrschaft ist ein altes sozialwissen­
schaftliches Thema. Es hat nicht an V ersuchen gefehlt, diese Begriffe zu 
definieren und für die Analyse sozialer Phänomene fruchtbar zu 
machen. Die Diagnostizierung von Machtverhältnissen in sozialen 
Beziehungen ist in der Regel ein heißumkämpftes ideologisches Ter­
rain. Angesichts der allmählichen Durchsetzung demokratischer politi­
scher Ordnungen und Werte - zumindest in den meisten kapitalisti­
schen Industriestaaten - verbinden viele Menschen mit der Existenz 
von Machtverhältnissen etwas Negatives. 

Gerade wegen der normativen Assoziationen, die viele mit dem 
Begriff der Macht verknüpfen, ist es notwendig, Macht exakt zu 
definieren. Jenen Wissenschaftlern, die mit dem Machtbegriff operie­
ren, ist ja sowohl von Ökonomen als auch von Soziologen und Politolo­
gen häufig vorgeworfen worden, daß dieser sehr vage sei und allen 
Anstrengungen der Operationalisierung widerstanden habe (vgl. dazu 
Williamson/Ouchi 1983) und daß die analytische Ergiebigkeit der 
Machtkategorie daher nicht sehr groß sei. Andere wiederum, die auf der 
sozialwissenschaftliehen Relevanz des Machtphänomens bestehen, 
scheinen sich mit der (vermeintlichen) Vagheit abzufinden. Rothschild 
(197 1 ,  S. 15) vergleicht beispielsweise den Machtbegriff mit dem Begriff 
der Krankheit. Beide seien sehr schwer zu definieren und keine 
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Definition könne voll befriedigen, aber trotzdem wisse letztlich jeder, 
was damit gemeint sei. Diesem Plädoyer für eine vage "Definition" und 
Verwendung des Machtbegriffs können wir uns auch nicht anschließen. 
Demgegenüber insistieren wir auf der Notwendigkeit einer exakten 
Definition, selbst um den Preis, daß damit nicht alle Phänomene, die 
man intuitiv mit Macht assoziiert, erfaßt werden können. Die Definition 
erweist sich bereits dann als wissenschaftlich fruchtbar, wenn damit 
einige Machtphänomene einer besseren Erklärung zugänglich gemacht 
werden. Der erste Teil dieser Arbeit ist deshalb dem Versuch einer 
exakten Definition des Machtbegriffes gewidmet. Damit einher geht die 
Definition eines Zustandes, den man als machtfrei bezeichnen kann. 

Max Weber, für den Herrschaft eine Sonderform der Macht darstellt, 
unterscheidet zwischen Herrschaft kraft Interessenkonstellation und 
Herrschaft kraft Autorität. Bei ersterer fügt sich der Beherrschte aus 
rein zweckrationalen Motiven. Er gehorcht, weil es unter den gegebenen 
Umständen in seinem eigenen Interesse liegt. Es liegt somit ein Gehor­
chenwollen vor. Nicht autoritäre Befehlsgewalt eines Machthabers, 
sondern der stumme Zwang der herrschenden Verhältnisse veranlaßt 
ihn zur Fügsamkeit. 

Die Herrschaft kraft Autorität beruht hingegen auf einer "von allen 
Motiven und Interessen absehenden schlechthinigen Gehorsams­
pflicht" (1985, S. 542); der Herrschende besitzt autoritäre Befehlsgewalt. 
Herrschaft kraft Autorität ist letztlich legitime, d. h. konsensgestützte 
Herrschaft. Ihr Hauptfundament ist die Übereinstimmung zwischen 
dem Herrscher und dem Beherrschten über die Legitimität der Herr­
schaft. Trotzdem meint Weber, daß auch sie nicht ohne ein Minimum an 
Gehorchenwollen seitens der Beherrschten auskommt. Um die Füg­
samkeit der Machtunterworfenen zu gewährleisten, ist ein letzter Rest 
an zweckrationalem Kalkül erforderlich. 

Wir interessieren uns in diesem Aufsatz für die Herrschaft kraft 
Interessenkonstellation. Wenn sich diese Form der Machtausübung im 
Gewande einer dem äußeren Anschein nach gleichberechtigten Tausch­
beziehung verbirgt, ist sie besonders schwer zu entdecken. Sofern 
wirtschaftliche Monopole vorliegen, ist die Aufdeckung noch relativ 
einfach. Bereits Max Weber meinte: "Jeder Inhaber auch eines nur 
unvollständigen Monopols, der in weitem Umfang trotz bestehender 
Konkurrenz Tauschgegnern und Tauschkonkurrenten die Preise ,vor­
schreiben', d. h. durch eigenes Verhalten sie zu einem ihm genehmen 
Verhalten nötigen kann, obwohl er ihnen nicht die geringste ,Pflicht' 
zumutet, sich diese Herrschaft gefallen zu lassen" (1985, S. 543), übt 
Herrschaft kraft Interessenkonstellation aus. 

Wie steht es indessen um die Existenz von Machtverhältnissen auf 
Märkten mit atomistischer Konkurrenz? Hier herrscht doch Freiheit, 
Gleichheit und Bentham (Marx, MEW 23, S. 189). Wo überhaupt, wenn 
nicht auf atomistischen Konkurrenzmärkten, sollte man die Abwesen­
heit von Macht vermuten? Es ist nicht zuletzt diese Vermutung, die in 
den Augen vieler Ökonomen eine kapitalistische Konkurrenzwirtschaft 
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so attraktiv erscheinen läßt. Wir wollen prüfen, inwiefern diese Vermu­
tung auf Arbeitsmärkte zutrifft. 

2. Macht in der ökonomischen Theorie 

2. 1 .  Der Machtbegriff 

Die bekannteste Definition von Macht stammt von Max Weber: 
"Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den 
eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel 
worauf diese Chance beruht" (1985, S. 28). Um diesen Begriff für die 
ökonomische Theorie operationalisierbar zu machen, gehen wir von 
Dahls Formulierung aus, die besagt, daß das Individuum A in dem 
Ausmaß Macht über B hat, als es B dazu bringen kann, etwas zu tun, 
was B sonst nicht getan hätte. Die Dahlsche Definition ist noch sehr 
allgemein, allerdings bereits deutlich enger als die Webersche. Sie 
schließt nämlich konsensgestützte Herrschaft aus, da explizit gefordert 
wird, daß B anders handelt, wenn A seine Macht nicht ausübt. Nach 
Weber kann A seinen Willen auch gegen Widerstreben durchsetzen; für 
die Existenz einer Machtbeziehung ist aber ein Widerstreben des B 
nicht unbedingt erforderlich, da sich B auch wegen einer "schlechthini­
gen Gehorsamspflicht" fügen kann. 

Da wir auf einen mikroökonomisch fundierten Machtbegriff abzielen, 
ist aber auch die Dahlsche Formulierung noch zu allgemein, da sie eine 
Machtausübung durch die Beeinflussung von B's Präferenzen nicht 
ausschließt. Die Manipulation der Präferenzen des Beherrschten wirft 
das Problem auf, daß - wenn B's Präferenzen einmal geändert sind ­
kein Widerstreben mehr vorliegt. Die unseres Erachtens für eine exakte 
Definition erforderliche kontrafaktische Handlung von B (B's Aktion 
bei Nichtausübung der Macht) verschwindet damit im Zeitablauf Wo 
aber kein Interessengegensatz zwischen A und B vorliegt, weil B stets 
freiwillig die von A gewünschte Handlung wählt, liegt keine Herrschaft 
kraft Interessenkonstellation vor. 

Das Entscheidungsmodell des methodologischen Individualismus, 
wie er in Standardökonomielehrbüchern verwendet wird (z. B. Gravelle 
und Rees, 1981), besteht aus folgenden Bausteinen: Mit jeder Handlung 
sind bestimmte Konsequenzen (u. U. abhängig davon, welcher Zustand 
der Welt eintritt) verbunden. Das Individuum besitzt Präferenzen 
bezüglich dieser Konsequenzen, wobei es völlig belanglos ist, ob diese 
Präferenzen mit Hilfe einer Nutzenfunktion darstellbar sind. Das Ratio­
nalitätspostulat besagt nun, daß der Entscheidungsträger auf konsi­
stente Art jene Handlung aus der Menge aller zulässigen Aktionen 
wählt, die die am meisten gewünschte Konsequenz zur Folge hat. Die 
Menge der zulässigen Handlungen, feasible set, wird durch Parameter 
wie z. B. Preise und Anfangsausstattung beschrieben. 

Wie kann man Macht in diesem Modellrahmen abbilden? Gehen wir 
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davon aus, daß das Individuum B eine bestimmte Entscheidung trifft, 
wenn A keinen Einfluß ausübt. Jetzt tritt A auf den Plan und bringt B zu 
einer Revision seiner Entscheidung. Da wir davon ausgehen, daß die 
Präferenzen von B fix sind, kann eine Änderung von B's Verhalten über 
zwei verschiedene Kanäle hervorgerufen werden: Entweder durch eine 
Änderung der Parameter, die den feasible set definieren, oder durch 
Änderung von Parametern, die unmittelbar in die Nutzenfunktion 
eingehen. A's Macht kann erstens darin bestehen, die Menge der 
wählbaren Alternativen zu beeinflussen, d. h. entweder zu reduzieren 
oder zu vergrößern. Oder A kann, wie z. B. im Falle der Interdependenz 
von Präferenzen, eine Handlung setzen, die auch bei gleichbleibendem 
feasible set das Nutzenniveau von B verschiebt. Ein solcher Fall kann 
z. B. eintreten, wenn dem Individuum B nicht gleich ist, wieviel eines 
bestimmten Gutes A konsumiert. Es kommt aber bei der Machtdefini­
tion nur darauf an, daß A die Möglichkeit zu diesen Parameteränderun­
gen besitzt, und nicht darauf, ob A von dieser Möglichkeit tatsächlich 
Gebrauch macht. 

Die bisherigen Überlegungen gestatten uns nun eine zusammenfas­
sende Definition: A besitzt Macht über B, wenn - unter der Vorausset­
zung, daß B's Präferenzen gegeben sind - A die Möglichkeit besitzt, 
durch eine Variation des Handlungsspielraumes oder durch direkte 
Kontrolle einer Variablen in der Nutzenfunktion von B,  B zu einer 
Handlung zu veranlassen, die sonst nicht gewählt worden wäre. 

Für diejenigen, die mit dem mikroökonomischen Konzept der indi­
rekten Nutzenfunktion vertraut sind, läßt sich diese Definition noch 
anders fassen. Diese Funktion gibt den maximalen Nutzen eines 
Individuums in Abhängigkeit von exogenen - für das Individuum 
unbeeinflußbaren - Parametern an. A besitzt somit Macht über B, wenn 
er B durch Beeinflussung der Parameter in der indirekten Nutzenfunk­
tion zu einer Handlung veranlassen kann, die B sonst nicht wählen 
würde. 

Die hier verwendete Machtdefinition ist statischen Charakters. Es 
gibt wichtige Formen von Machtausübung, die durch einen entschei­
dungstheoretisch fundierten Machtbegriff nicht erfaßt werden können. 
Darunter fallen folgende Phänomene: Macht, die darauf beruht, daß der 
Mächtige im Laufe der Zeit auf die Präferenzen der Machtunterworfe­
nen dadurch einwirkt, daß es eine Rückkoppelung zwischen feasible set 
und Präferenzen gibt, wird hier nicht berücksichtigt. Ebenso wird die 
direkte Manipulation von Präferenzen nicht als Macht erfaßt. Und 
schließlich läßt sich auch keine Aussage über den Zusammenhang 
zwischen Individualinteresse und kollektiver Entscheidungsfindung 
machen. 

Unsere obige Definition des Machtbegriffs ist qualitativer Natur. Den 
unserer Meinung nach besten Versuch zur Quantifizierung des Macht­
begriffes hat Harsanyi (1971) vorgenommen, der folgende Elemente 
unterscheidet: 
1 .  Die Basis der Macht (Ressourcen, Prestige, institutionelle Vorrechte), 

die A zur Verfügung hat, um B's Verhalten zu beeinflussen. 
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2. Die Instrumente der Macht (Versprechungen, Drohungen, Appelle), 
die A tatsächlich zur Beeinflussung einsetzen kann. 

3. Der Umfang der Macht, das ist jene Menge von Handlungen, zu denen 
A unter Einsatz seiner Machtmittel B veranlassen kann. 

4. Die MachtfüUe, jener Nettozuwachs an Wahrscheinlichkeit, daß B 
tatsächlich das geforderte Verhalten X nach Anwendung der Macht­
mittel durch A zeigt. 

5. Die Ausdehnung der Macht, das ist die Anzahl der Personen, über die 
A Macht hat. 
Die beiden ersten Kategorien sind keine direkten Maße für die Macht 

eines Individuums. Man kann aus der Tatsache, daß A über viele 
Personen und Mittel verfügt, nur schließen, daß A mächtig ist. Umfang, 
Ausdehnung und Fülle sind jedoch zur Definition und Messung von 
Macht geeignet. Harsanyi ergänzt nun diese Dimensionen der Macht, 
um eine quantitative Charakterisierung einer Machtbeziehung zu er­
möglichen. 
6. Die Kosten der Macht, das sind die Opportunitätskosten, die A beim 

Versuch erwachsen, B's Verhalten zu beeinflussen. 
7 .  Die Stärke der Macht, das sind die Opportunitätskosten, die B 

entstehen, wenn B den Wünschen von A nicht nachgibt. 
A's Macht über B ist cet. par. umso größer, je geringer die Kosten und 

je größer die Stärke von A's Macht über B sind. Diese beiden Kostenva­
riablen können in physischen Einheiten, in Geld- oder in Nutzeneinhei­
ten ausgedrückt werden. Die Kosten der Macht sind reale (objektive) 
Kosten, während die Stärke der Macht als jene Höhe der Opportunitäts­
kosten gemessen werden soll, wie B sie wahrnimmt. Mithilfe dieser 
Erweiterungen definiert Harsanyi Macht folgendermaßen: A's Macht 
über B besteht darin, B mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit p zu 
Kosten u zu der Handlung X zu veranlassen, indem er B überzeugt, daß 
B im Falle des Zuwiderhandeins die Kosten v tragen müßte. 

A kann mit verschiedenen Methoden B's Opportunitätskosten direkt 
beeinflussen: 
- A kann B Güter zur Verfügung stellen, die komplementär zu X oder 

substitutiv zu den Alternativen von X sind; oder A kann B Güter 
vorenthalten, die substitutiv zu X oder komplementär zu seinen 
Alternativen sind. 

- A kann Belohnungen und Strafen abhängig von B's zukünftigem 
V erhalten vorsehen. 

- A kann B mit Informationen (auch Fehlinformationen) über die 
jeweiligen Vor- und Nachteile von B's Handlungsmöglichkeiten 
ausstatten. 

- A verläßt sich auf seine legitime Autorität oder B's Zuneigung. 

2.2. Eine berühmte Kontroverse 

Dem Machtbegriff wird in der Literatur oft vorgeworfen, daß er vage 
und schlecht zu operationalisieren sei. In den 60er Jahren wurde ein 
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heftiger Streit unter den Politologen geführt, der sich im wesentlichen 
um die Beobachtbarkeit einer Machtbeziehung drehte. Diese unter dem 
Namen Nondecision-Debatte in die Literatur eingegangene Auseinan­
dersetzung, zwischen den Pluralisten einerseits und Bachrach und 
Baratz andererseits, knüpft an Webers Passus "auch gegen Widerstre­
ben" in der Machtdefinition an. 

Nach der Willensäußerung des mächtigen Individuums A sind zwei 
Reaktionsweisen des Unterlegenen B möglich: 
1. B widerstrebt. Nach Webers Definition muß A's Machtausübung aber 

erfolgreich sein, oder anders ausgedrückt, B's Widerstreben erfolglos. 
Dann stellt sich aber die Frage, warum B überhaupt etwas unter­
nimmt, wenn der Mißerfolg für seine Handlung schon vorprogram­
miert ist. Die einzig sinnvolle Möglichkeit besteht darin, daß sich B 
nicht bewußt ist, daß Widerstand sinnlos ist. Andererseits kann aber 
Widerstand gerade bedeuten, daß A's Machtposition gefährdet oder 
gar in Auflösung begriffen ist. 

2. B widerstrebt nicht. In diesem Fall könnte B's Verhalten entweder auf 
A's Macht beruhen oder darauf zurückzuführen sein, daß A's Absich­
ten mit B's eigenen Interessen übereinstimmen. Also ist auch in 
einem solchen Fall nicht entscheidbar, ob eine Machtbeziehung 
vorliegt oder nicht. 
Das Problem besteht also darin, daß bei einer Machtausübung 

üblicherweise kein beobachtbarer Konflikt zu erwarten ist. Um diesem 
Dilemma zu entgehen, haben Bachrach und Baratz einen zweistufigen 
Machtbegriff vorgeschlagen. Neben der handlungstheoretischen Ebene 
können mit dessen Hilfe Machtphänomene aufgedeckt werden, die das 
Feld politischer Prozesse derart einengen, daß überhaupt nur für A 
vergleichsweise harmlose Probleme erörtert werden (Bachrach und 
Baratz, 1977, S. 46). Wie schon erwähnt, ist unsere Machtdefinition nicht 
geeignet, diese Form von Macht zu erfassen. 

Dieser Ansatz fand noch eine Weiterentwicklung in einer dreidimen­
sionalen Machtkonzeption von Lukes (1983), deren Fokus im Vorhan­
densein eines latenten Konflikts zwischen den Interessen der Macht­
ausübenden und den wahren Interessen der Machtunterworfenen liegt. 

Ein Mißverständnis in dieser Debatte liegt unseres Erachtens darin, 
daß man sehr wohl einen Begriff theoretisch sauber definieren kann, 
auch wenn die empirische Beobachtbarkeit Schwierigkeiten macht. 
Um Machtausübung diagnostizieren zu können, ist unbedingt eine 
Theorie vonnöten, was denn B getan hätte, hätte A die für B's Entschei­
dung relevanten Parameter nicht verändert. Worin besteht nun die 
sogenannte kontrafaktische Handlung des Wirtschaftssubjektes B, 
wenn kein anderer Akteur Macht über ihn besitzt? 

2.3. Ökonomische Macht 

Der methodologische Individualismus bietet einen klaren Referenz­
rahmen, anhand dessen bestimmte Formen der Macht gemessen wer-
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den können. Ein Zustand vollkommener Macht-Abwesenheit besteht 
gerade darin, daß die Menge der zulässigen Aktionen von keinem 
anderen Akteur manipulierbar ist und daß alle Variablen, die den 
Nutzen eines Individuums beeinflussen, von keinem anderen Hand­
lungsträger beeinflußt werden können. Diese Situation entspricht 
einem Gleichgewicht im Modell der vollkommenen Konkurrenz ohne 
externe Effekte, in dem sowohl Anbieter als auch Nachfrager Preisneh­
mer sind, alle Eigentumsrechte vollständig definiert und kostenlos 
durchsetzbar sind, keine sonstigen Transaktionskosten auftreten und 
alle Wirtschaftssubjekte vollständig informiert sind. 

Externe Effekte liegen dann vor, wenn die Nutzenniveaus der Indivi­
duen nicht unabhängig voneinander sind, die Produktionsmöglichkei­
ten verschiedener Unternehmungen voneinander abhängen, oder eine 
Interdependenz zwischen Nutzenniveau und Produktionsaktivitäten 
besteht. 

Betrachten wir Beispiele zu den angeführten Fällen: Interdependente 
Nutzen treten typischerweise in sozialen Beziehungen auf. So ist es z. B. 
den Eltern nicht egal, wie viele Vitamine ihre Kinder konsumieren; 
einem Menschen geht es gut, wenn es einem engen Freund ebenfalls gut 
geht. Wenn Bienen, die einem Züchter gehören, einen Obstgarten 
bestäuben, liegt der Fall von abhängigen Produktionsmöglichkeiten 
vor. Umweltverschmutzung schließlich ist ein Standardbeispiel für 
Interdependenz von Konsum und Produktion. 

In all diesen Fällen ist das Verhalten eines Akteurs mitentscheidend 

Abbildung 1: 
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für die Handlungen eines anderen Wirtschaftssubjektes. Das bedeutet 
daß eine walrasianische Ökonomie mit externen Effekten nicht macht� 
frei ist. Eine Wirtschaft ohne externe Effekte soll hier ideale walrasiani­
sche Wirtschaft heißen. Die relevante kontrafaktische Handlung 
besteht daher in jener Aktion, die das Individuum bei vollkommener 
Konkurrenz ohne externe Effekte im Gleichgewicht gewählt hätte. Alle 
Abweichungen von dieser Situation konstituieren somit Machtbezie­
hungen. 

Vollkommene Konkurrenz setzt viele - eigentlich unendlich viele -
Marktteilnehmer auf beiden Marktseiten voraus. Es ist offensichtlich 
und gehört zum mikroökonomischen Lehrbuchwissen, daß kleine 
Teilnehmerzahlen Marktmacht erzeugen. Hier soll der Fall des reinen 
Monopsons auf dem Arbeitsmarkt zur Illustration des benutzten Macht­
begriffes dargestellt werden, wobei - im Einklang mit der herrschenden 
Lehrbuchliteratur - angenommen wird, daß der einzelne Arbeiter seine 
Arbeitszeit selbst wählen kann. 

Sei w0 der Stundenlohn, 1 die Arbeitszeit, k das Nichtlohneinkommen 
und y = k + w0 1 das Einkommen, so läßt sich die Menge der 
Handlungmöglichkeiten des Arbeiters durch die Fläche Oky0 T in 
Abb. 1 beschreiben, wobei T die maximale Arbeitszeit darstellt (z. B.,  
18  Stunden am Tag) und y0 das dazugehörige Einkommen. 

Durch Variation des Stundenlohnes, z. B. auf Wt. kann die monopso­
nistische Unternehmung die Handlungsmöglichkeiten des Arbeiters 
verändern (0ky1 l) und ihn dazu bringen, statt 10 die Arbeitsmenge 11 zu 
wählen (U0 und U1 repräsentieren die dazugehörigen Indifferenzkur­
ven). Das Monopson übt daher Macht im Sinne von Dahl aus. Die 
Machtfülle im Sinne von Harsanyi ist absolut, da im Rahmen dieses 
Modells der Arbeiter keine gemischten Strategien wählt. Der Zuwachs 
der Wahrscheinlichkeit für die vom Monopsonisten induzierte Hand­
lung ist eins. 

Schließlich ist hier noch etwas zu beachten. Wenn der Arbeiter l 
selbst wählen kann, ist es i. a. nicht möglich, jedes Niveau von l 
zwischen 0 und T zu erreichen. Sind die Indifferenzkurven bei T steiler 
als die Einkommenslinie, kann der Monopsonist T nie induzieren. Der 
Umfang der Macht im Sinne von Harsanyi ist dann durch die Präferen­
zen, d. h. durch das Arbeitsleid des Arbeiters, begrenzt. 

Betrachten wir noch einmal Harsanyis Aufzählung von A's Möglich­
keiten der Beeinflussung von B's Opportunitätskosten: Wenn A Güter 
zur Verfügung stellt, die komplementär zur gewünschten Aktion oder 
substitutiv zu deren Alternativen sind, nimmt A nur dann Einfluß auf 
B's feasible set, wenn B diese Güter nicht zu denselben Kosten von 
einem x-beliebigen anderen Vertragspartner beziehen kann. 

Eine Belohnung z. B. besteht in der Bezahlung einer Lohnprämie 
über den Marktlohn hinaus. Verhält sich B nicht in gewünschter Weise, 
verliert er den Anspruch darauf. Hier liegt klar eine Machtbeziehung 
vor. 

Ebenso verhält es sich mit Informationen über die Vor- und Nachteile 
von B's Handlungsmöglichkeiten. Informationen sind ein konstitu-
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ierender Bestandteil des feasible set, wie er subjektiv wahrgenommen 
wird. 

Wenn sich A auf B's Zuneigung verläßt, liegt ein externer Effekt vor. 
Da bei zwischenmenschlichen Beziehungen wohl kaum mit Konkur­
renzmärkten für diese Externalitäten argumentiert werden kann, kann 
hier ebenfalls von einer Machtausübung gesprochen werden. 

Ist nun eine Autoritätsbeziehung, wie sie etwa zwischen Vorgesetz­
tem und Untergebenem besteht, Machtausübung? Der Beantwortung 
dieser Frage ist der dritte Teil des Artikels gewidmet. 

3. Macht und Arbeitsmarkt 

Die wichtigsten Voraussetzungen für die Existenz eines machtfreien 
Zustandes, die weiter oben bereits herausgearbeitet worden sind, sind 
unseres Erachtens sehr restriktiv. Die Feststellung, daß in kapitalisti­
schen Marktwirtschaften diese Voraussetzungen der Abwesenheit von 
Macht nicht erfüllt sind, grenzt daher an eine Trivialität. Aufgrund der 
Tatsache, daß viele Ökonomen dazu neigen, ein ideales walrasianisches 
Marktsystem mit der Realität kapitalistischer Marktwirtschaften zu 
identifizieren oder als erste theoretische Approximation an die Realität 
zu betrachten, erscheint uns diese Feststellung trotzdem nicht überflüs­
sig. In diesem Zusammenhang ist es erwähnenswert, daß die hervorra­
gendsten Exponenten der Allgemeinen Gleichgewichtstheorie - z. B. 
Arrow, Debreu oder Hahn - diese nie als (approximierende) Beschrei­
bung kapitalistischer Marktwirtschaften gesehen haben. Sie sprechen 
immer nur von einer "private ownership economy". 

Aufgrund der Restriktivität der Voraussetzungen für einen macht­
freien Zustand können wir mit Crozier und Friedberg feststellen, daß 
Macht ein allgegenwärtiges Phänomen ist. Sie ist insbesondere dann zu 
erwarten, wenn externe Effekte eine große Rolle spielen. Immer wenn 
die Interaktion zwischen verschiedenen Personen sehr eng ist - z. B. in 
Familien und am Arbeitsplatz - kann man vermuten, daß Macht eine 
Rolle spielen wird, sei es, weil durch Freundschaften und Sympathien 
interdependente Nutzenfunktionen existieren, oder weil die Beschäftig­
ten wechselseitig ihre Produktionsmöglichkeiten beeinflussen können, 
sodaß direkte Abhängigkeiten entstehen. 

3. 1 .  Die Notwendigkeit von Macht auf atomistischen Arbeitsmärkten 

3.1 . 1 .  Die UnvoHständigkeit des Arbeitsvertrages 

Kennt man die Handlungsmöglichkeiten eines Arbeiters in einer 
idealen walrasianischen Wirtschaft und ist auch die Zielfunktion 
bekannt, so weiß man, was in einer Situation ohne Macht geschieht. 
Existiert stattdessen eine monopsonistische Marktsituation, kann die 
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Unternehmung im Ausmaß ihres Machtumfanges die gewünschte 
Handlung des Arbeiters induzieren, ohne daß ein offener Konflikt 
entsteht. Da das Machtverhältnis eindeutig ist unq da der Tauschgegen­
stand klar definiert ist, entstehen keine weiteren Schwierigkeiten. 
Sofern die Tauschgegenstände und die Tauschrelationen eindeutig 
bestimmt sind und eine vollständige Übertragbarkeit der getauschten 
Gegenstände möglich ist, existiert weder auf atomistischen noch auf 
monopsonistischen oder monopolistischen Märkten nach dem 
Abschluß des Vertrages ein Problem. Es kann natürlich bei der Ausfüh­
rung der Vertragsbestimmungen zu Versäumnissen oder sonstigen 
Zwistigkeiten kommen. Doch diese sind unter den getroffenen Voraus­
setzungen rasch zu klären. Fundamentale Probleme entstehen erst, 
wenn nicht alles Wesentliche eindeutig geregelt ist oder wenn aus 
systematischen Gründen Zweideutigkeiten auftreten. Wir sind der 
Meinung, daß diese Situation gerade auf Arbeitsmärkten, und zwar 
unabhängig von der Anzahl der Marktteilnehmer, gegeben ist. 

Unsere These lautet, daß auf dem Arbeitsmarkt nicht eine wohlspezi­
fizierte Menge an Arbeit (Arbeitsleistung) gegen einen Lohn getauscht 
wird, sondern daß die Arbeitskraft - die Fähigkeit zu arbeiten -
Gegenstand des Tauschaktes ist. Der kapitalistische Unternehmer kauft 
nur das Recht, während einer bestimmten Zeitspanne über die Arbeits­
kraft verfügen zu können. Über die konkret zu leistende Arbeit enthält 
der Arbeitsvertrag nur vage Bestimmungen. Ein Elektriker wird zwar 
nur Probleme mit elektrischen Anlagen im Unternehmen bewältigen 
müssen, doch wieviel (Arbeitsintensität) und was genau (Arbeitsinhalt) 
zu tun ist, wird im Arbeitsvertrag nicht bestimmt. Aus unserer Sicht 
sind Arbeitsverträge daher in inhärenter Weise unvollständig spezifi­
zierte Verträge. Diese Unvollständigkeit ist eine wichtige Ursache für 
die besondere Konflikthaftigkeit der Arbeitsmärkte, denn worüber 
keine genaue Übereinkunft erzielt wird, wird eine ständige Auseinan­
dersetzung im Gange sein. Dieser Konflikt wird ins besondere in der 
Produktion stattfinden. 

Unsere These deckt sich bis zu einem gewissen Grad mit den 
Begründungen der Unternehmung durch Coase (1937) und Sirnon 
(1957). Im Zentrum ihrer Theorien steht die Ersetzung des Marktmecha­
nismus durch die Organisation der Unternehmung. Der kapitalistische 
Unternehmer ersetzt Markttransaktionen durch interne Finanztransak­
tionen, bis der Grenzerlös dieses Substitutionsvorganges gleich seinen 
Grenzkosten ist. Innerhalb der Firma lenken nicht Preissignale, son­
dern Anweisungen durch Vorgesetzte die Produktion. 

Sirnon streicht in seinem berühmten Beitrag über den Unterschied 
von Kauf- und Arbeitsverträgen ebenfalls ein von uns betontes Spezifi­
kum des letzteren hervor: Der Arbeitsvertag konstituiert eine Autori­
tätsbeziehung zwischen dem kapitalistischen Unternehmen oder seinen 
Repräsentanten (Managern) und den Arbeitern. Gegen die Bezahlung 
eines Lohnes erkauft sich der Unternehmer das Recht, dem Arbeiter die 
Ausführung von Aufgaben zu befehlen. Die Autorität des Unterneh­
mers ist bei Sirnon durch den sogenannten Akzeptanzbereich begrenzt. 
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Alle Arbeiten, die innerhalb der Akzeptanzbereiche des Arbeiters 
liegen, können dem Arbeiter befohlen werden. 

Die Übereinstimmung zwischen Coase, Sirnon und unserer Sicht ist 
aber nur eine teilweise. Denn obwohl Coase den Nicht-Tausch-Charak­
ter und Sirnon die Autoritätsbeziehung als wesentliches Merkmal des 
Produktionsprozesses hervorheben - und dadurch auch die Besonder­
heit des Arbeitsvertrages -, bleiben sie am Ende doch in einem 
entscheidenden Punkt der neoklassischen Tradition verhaftet. Sie 
gehen nämlich beide davon aus, daß der kapitalistische Unternehmer 
nach Abschluß des Arbeitsvertrages die Tätigkeit der Arbeiter vollkom­
men determinieren kann. Die friedensstiftende Funktion des Arbeits­
vertrages bleibt bei ihnen erhalten. Der Arbeiter gibt durch freiwilligen 
Eintritt in das Unternehmen die Verfügungsgewalt über seine Arbeits­
kraft innerhalb seines Akzeptanzbereiches vollkommen an den Unter­
nehmer ab. Die Allokation der Arbeit innerhalb des Unternehmens 
kann deshalb prinzipiell wie die Allokation jedes anderen Inputfaktors 
behandelt werden. Der Unterschied zwischen der Arbeit und den 
anderen Inputs verschwindet wieder. 

3.1 .2. Die Problematik der Durchsetzbarkeit des Arbeitsvertrages 

Wenn eine Firma einen sachlichen Produktionsinput kauft, kann sie 
im Rahmen der Gesetze völlig frei über den Einsatz dieses Inputs 
entscheiden. Die Definition der Eigentumsrechte an den Inputs, die von 
der Firma erworben wurden, ist eindeutig, und die Durchsetzung dieser 
Eigentumsrechte ist gewährleistet, wenn die Firma nur einmal im 
Besitz der Inputs ist. In bezug auf die Arbeitskraft ist zunächst einmal 
die Definition der Eigentumsrechte, die der Unternehmer erwirbt, 
unvollständig und zum anderen auch die Durchsetzbarkeit des nur 
ungenau beschriebenen Eigentumsrechts (= Recht auf Verfügung über 
die Arbeitskraft innerhalb gewisser Schranken) nicht so ohne weiteres 
gewährleistet, denn der Unternehmer hat zwar ein (ungenau definiertes) 
Recht erworben und verfügt somit rechtlich über den Einsatz der 
Arbeitskraft in der Produktion, doch die faktische Verfügungsmacht 
über die Arbeitskraft hat der Arbeiter selbst inne, solange seine 
Arbeitskraft nicht von seiner Person zu trennen ist. Da diese Trennung 
eine physische Unmöglichkeit ist und da der Verkauf der Person 
( = Sklaverei) nicht legal ist, entsteht notwendigerweise eine Divergenz 
zwischen rechtlicher und faktischer Verfügungsgewalt. Diese Diver­
genz wäre nur dann ohne Bedeutung, wenn alle Arbeiter kleine Stacha­
nows wären, d. h. wenn die Arbeit nur Freude und kein Leid mit sich 
brächte oder - neoklassisch ausgedrückt - wenn der Grenznutzen der 
Arbeit generell positiv wäre. 

Die konfliktarische Situation im Produktionsprozeß ergibt sich daher 
aus der Problematik der Durchsetzbarkeit eines unvollständig definier­
ten Eigentumsrechtes. Die Autoritätsbeziehung in der Produktion ist 
nicht einfach durch vertragliche Übereinkunft vorhanden, sondern 
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bedarf zu ihrer Durchsetzung der entsprechenden Macht des kapitalisti­
schen Unternehmers. Diese Macht des Unternehmens muß auch dann 
existieren, wenn auf den Arbeitsmärkten atomistische Konkurrenz 
herrscht. Sie ist also verschieden von den in der ökonomischen Theorie 
üblicherweise behandelten Formen monopolistischer oder oligopolisti­
scher Marktmacht. 

Wenn ein kapitalistisches Unternehmen nicht in der Lage ist, die 
Autoritätsbeziehung in der Produktion durchzusetzen, ist die Profitabi­
lität des Unternehmens gefährdet. Es ist deshalb gezwungen, die 
formale Autoritätsbeziehung durch Macht zu fundieren. Bei Tauschvor­
gängen auf anderen Märkten als dem Arbeitsmarkt kann ein Problem 
der Durchsetzung von Eigentumsrechten natürlich ebenfalls existieren. 
Es ist jedoch nicht notwendig, daß Macht in die unmittelbare Bezie­
hung zwischen den Tauschparteien eingeht, weil keine systematischen 
Unschärfen bei der Definition des getauschten Eigentumsrechtes und 
keine fundamentalen Untrennbarkeiten wie diejenigen zwischen Per­
son und Arbeitskraft vorliegen. Zur Durchsetzung von Leistung und 
Gegenleistung reicht deshalb in der Regel die Inanspruchnahme exter­
ner staatlicher (gerichtlicher) Gewalt aus. 

Die systematische Unschärfe bei der Definition dessen, was eigent­
lich die vom Arbeiter zu erbringende Leistung beinhaltet, würde 
indessen bei arbeitsrechtlichen Streitigkeiten zu langwierigen und 
kostspieligen Verfahren führen, die einen reibungslosen Produktions­
ablauf in Frage stellen könnten. Das Unternehmen müßte vor Gericht 
den Beweis erbringen, daß ein Arbeiter seine Pflichten verletzt hat, 
obwohl nicht genau feststeht, worin denn dessen Pflichten bestehen. Es 
dürfte evident sein, daß dem Unternehmen prohibitive Kosten erwach­
sen, wenn es nicht gelingt, die Autoritätsbeziehung anders als durch 
den Einsatz externer Macht abzusichern. Die einzige Möglichkeit 
besteht in der Konstituierung von Macht zwischen dem kapitalistischen 
Unternehmen und den Arbeitern innerhalb des Produktionsprozesses. 
Macht innerhalb der (Tausch-)Beziehung ist das einzige Medium, das in 
der Lage ist, die Lücke zwischen der (unscharf definierten) rechtlichen 
Verfügungsmacht über die Arbeitskräfte und der vom Arbeiter ausge­
übten faktischen Verfügungsmacht zu schließen. Mikroökonomisch 
könne man dies folgendermaßen formulieren: Das kapitalistische 
Unternehmen wird versuchen, die Kosten ( = Nutzenentgang) der 
Nichteinhaltung von Befehlen für den Arbeiter so stark zu erhöhen, daß 
sie höher sind als der Nutzenentgang, der durch die Ausführung des 
Befehls entsteht. Ein nutzenmaximierender Arbeiter wird dann "frei­
willig" den Befehl ausführen, selbst wenn er überzeugt ist, daß die 
auszuführende Tätigkeit nicht seinem Arbeitsvertrag entspricht. 

3.2. Ausprägungen und GrundLagen der Macht auf atomistischen 
Arbeitsmärkten 

Selbst auf monopsonistischen Märkten ist der Umfang der Macht des 
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Unternehmens beschränkt. Sowohl die Präferenzen als auch die 
Anfangsausstattung k begrenzen die vom Monopsonisten durchsetzba­
ren Handlungen. In Abbildung 2 repräsentiert U0 das Nutzenniveau 
eines Arbeiters, wenn er nichts arbeitet (1 = 0). Dasselbe Nutzenniveau 
herrscht vor, wenn beim Lohnsatz w0 11 gearbeitet wird. Der Arbeiter 
wird bereit sein, mehr als 11 zu arbeiten, weil er durch 1 = 0 stets besser 
gestellt ist. Alle Punkte unterhalb von U0 sind für das Unternehmen 
nicht durchsetzbar. Diese Illustration läßt sich verallgemeinern: Die 
Macht eines Unternehmens ist unabhängig von der Marktform durch 
das Wohlfahrtsniveau der nächstbesten Alternative des Arbeiters be­
schränkt. 

Abbildung 2: 
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3.2. 1 .  Unfreiwillige Arbeits�osigkeit 

Auf einem atomistischen Arbeitsmarkt ist der Alternativnutzen durch 
die nächstbeste Beschäftigungsmöglichkeit bestimmt. Existiert 
Arbeitslosigkeit, so sinkt natürlich der Alternativnutzen und die Macht 
der Unternehmen ist größer. Die Tatsache, daß unfreiwillige Arbeitslo­
sigkeit die Machtposition der Unternehmen stärkt, ist den meisten 
Ökonomen seit jeher bekannt. 
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Kalecki (1943) und mit ihm viele Kritiker kapitalistischer Marktwirt­
schaften behaupten beispielsweise, daß kapitalistische Unternehmun­
gen deshalb an politischen Maßnahmen interessiert sind, die unfreiwil­
lige Arbeitslosigkeit erzeugen. Viele marxistisch orientierte Ökonomen 
neigen der Meinung zu, daß Arbeitslosigkeit eine periodisch wiederkeh­
rende Notwendigkeit zur Disziplinierung der Arbeiter - die ja die 
Kehrseite der Machterweiterung kapitalistischer Unternehmen dar­
stellt - ist. 

Bis vor kurzem war es nicht möglich zu zeigen, daß unfreiwillige 
Arbeitslosigkeit deshalb existiert, weil sie disziplinierend wirkt. Die 
Behauptungen der marxistischen Kritiker waren daher zwar plausibel, 
aber nicht rigoros bewiesen. N euere Modelle zur Funktionsweise von 
Arbeitsmärkten (z. B. Vogt 1983, Fehr 1984 und 1986) beseitigen jedoch 
dieses Manko. Sie zeigen, daß es eine Art natürlicher kapitalistischer 
Arbeitslosenrate gibt, deren Existenz aus dem Problem der Unterneh­
mer resultiert, im Produktionsprozeß die faktische Verfügungsmacht 
über die Arbeitskräfte zu gewinnen. 

Im Unterschied zu den walrasianischen Standardmodellen treten die 
Unternehmen hier auch auf einem atomistischen Arbeitsmarkt als 
Lohnsetzer auf. Trotz atomistischer Konkurrenz besitzen sie damit die 
Möglichkeit zur Beeinflussung der Menge der Handlungsalternativen. 
Sie haben also Macht in dem von uns definierten Sinne. Die Möglichkeit 
und Notwendigkeit zur Lohnsetzung ergibt sich - trotz atomistischer 
Marktstruktur -, weil die Arbeitsleistung der einzelnen Arbeiter im 
Arbeitsvertrag gar nicht genau festgelegt werden kann und/oder die 
Unternehmensleitung nur unvollkommen über das Arbeitsverhalten 
der Beschäftigten informiert ist. Indem nun Firma A einen höheren 
Lohn bezahlt als die anderen Firmen im Markt, kann sie ihre Arbeiter zu 
einer höheren Arbeitsleistung anhalten, weil die Arbeiter im Falle einer 
Entlassung mit Einkommenseinbußen rechnen müssen. Höhere Löhne 
in Kombination mit einer Entlassungsdrohung bei zu geringer Arbeits­
leistung haben also eine Disziplinierungsfunktion. Der profitmaximale 
Lohnsatz für die Firma A ist dort erreicht, wo die Grenzkosten der 
Lohnerhöhung gleich dem Grenzertrag ( = der durch die höhere Arbeit­
samkeit gestiegene Output) sind. 

Bei identischen Unternehmungen ist diese Vorgangsweise jedoch 
nicht nur für die Firma A, sondern auch für alle anderen Unternehmun­
gen am Markt profitabel. Im Gleichgewicht werden somit alle Unter­
nehmungen denselben profitmaximalen Lohnsatz haben. In diesem 
Falle geht aber die Disziplinierungsfunktion der gerade geschilderten 
relativen Lohnunterschiede verloren. Daher werden die Arbeiter wie­
derum weniger arbeiten und so die Profitabilität der Firmen untermi­
nieren, außer es ist durch das Lohnsetzungsverhalten ein gewisses 
Niveau an unfreiwilliger Arbeitslosigkeit entstanden. Denn dann tritt 
bei einer Entlassung die Einkommenseinbuße dadurch auf, daß die 
gekündigten Arbeiter nicht sofort wieder einen neuen Arbeitsplatz 
bekommen können. 

Die Unmöglichkeit eines Vollbeschäftigungsgleichgewichtes - im 
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Rahmen dieses Modells - läßt sich folgendermaßen intuitiv verdeutli­
chen: Wenn alle Unternehmungen denselben Lohnsatz bezahlen und 
Vollbeschäftigung herrscht, d. h. die Anzahl der offenen Stellen für 
einen homogenen Arbeitertyp ist gleich der Zahl der Jobsuchenden, 
kann jeder gekündigte Arbeiter sofort und ohne Einkommensverlust 
einen neuen Arbeitsplatz bei einer anderen Firma finden. Kein Beschäf­
tigter hat somit einen Anlaß, sich vor einer Kündigung zu fürchten. 
Sofern Arbeit mit Arbeitsleid verbunden ist, werden die Beschäftigten 
ihre Arbeitsleistung so stark senken, daß die Unternehmungen Verluste 
machen. Ein Vollbeschäftigungszustand kann daher kein Gleichge­
wicht sein und im Gleichgewicht (bei nichtnegativen Profiten) muß 
unfreiwillige Arbeitslosigkeit existieren. 

3.2.2. Andere Ursachen von Opportunitätskosten für die Arbeiter 

Die Existenz unfreiwilliger Arbeitslosigkeit bedeutet, daß der Nutzen 
der beschäftigten Arbeiter höher ist als der Nutzen bei Arbeitslosigkeit, 
und daß die arbeitswilligen Arbeitslosen nicht angestellt werden, 
obwohl sie um weniger Lohn arbeiten würden als die Beschäftigten. Die 
Bezahlung von höheren Löhnen ist für die Unternehmungen eine 
gewinnmaximierende Strategie, da sie den Nutzen der Beschäftigten 
über deren Alternativnutzenniveau hinaus anhebt und somit diszipli­
nierend wirkt. 

Alle Maßnahmen oder Institutionen, die denselben Effekt haben, sind 
natürlich gleichfalls geeignet, die Unternehmerische Verfügungsmacht 
über die Arbeiter zu stärken bzw. zu konstituieren. Im allgemeinen gilt, 
daß die Macht des Unternehmers umso stärker ist, je größer die 
Opportunitätskosten des Arbeiters im Falle der Nichtbefolgung eines 
Befehls sind. 

Eine Möglichkeit zur Erzeugung derartiger Kosten ist die Bezahlung 
von Prämien in Abhängigkeit von einem zufriedenstellenden Arbeits­
verhalten des Arbeiters, von Kompensationen in Form von Pensions­
auszahlungen, Zusatzversicherungen u. a. m., wobei die Arbeiter bei 
frühzeitigem Firmenaustritt sämtliche Ansprüche verlieren (Lazear 
1981). 

Eine Alternative dazu besteht in der Errichtung von internen Arbeits­
märkten. Diese sind durch Aufstiegsleitern charakterisierbar, die nur 
über bestimmte Eintrittsjobs erreicht werden können. Aufstieg ist 
durch Senioritätsregeln meist jenen vorbehalten, die schon länger der 
Firma angehören. Kosten entstehen dem Arbeiter dadurch, daß er im 
Falle der Kündigung in der neuen Firma wieder von unten anfangen 
muß und daher mit Lohneinbußen zu rechnen hat. Wenn mit der 
Beförderung auch noch Aquisition von betriebsspezifischem Human­
kapital verbunden ist, wird die Entlassungsdrohung noch virulenter, da 
mit der Entlassung die Entwertung des Humankapitals einhergeht und 
der Verlust von Aufstiegschancen auch die mit den "höheren" Jobs 
verbundenen Aneignungsmöglichkeiten für zusätzliches Humankapital 

373 



zunichte macht. Der Verlust der Aufstiegschancen kann natürlich auch 
ohne Entlassung eintreten. Dem Arbeiter können daher auch Kosten 
verursacht werden, wenn er die Firma nicht verläßt. 

An dieser Stelle ist es vielleicht sinnvoll, den Unterschied zu einer 
idealen walrasianischen Konkurrenzwirtschaft noch einmal hervorzu­
streichen. Diese ist dadurch gekennzeichnet, daß der Nutzen aus der 
Beschäftigung stets gleich dem Alternativnutzenniveau ist. Im Gleich­
gewicht besteht für jeden Arbeiter kein Unterschied zwischen der 
gewählten Beschäftigung und der "nächstbesten" Alternative. Das ist 
der Grund für die Abwesenheit von Machtverhältnissen zwischen 
Arbeitern und Unternehmen in dieser Wirtschaft. 

3.2.3. Exogene Mobilitätskosten 

In den Abschnitten 2.2.1 .  und 2.2.2. wurde argumentiert, daß die 
Firmen auch auf atomistischen Arbeitsmärkten Mittel und Wege finden, 
um den Arbeitern im Falle der Kündigung oder der Nichtbefolgung 
eines Befehls Nutzenverluste zu bescheren. Im Unterschied dazu 
besteht die Möglichkeit, daß für die Arbeiter auch ohne Zutun der 
Firma stets gewisse Kosten eines Firmenwechsels existieren. Diese 
exogenen Mobilitätskosten bestehen etwa im Verlust von Freundschaf­
ten, Suchkosten, Kosten eines Wohnungswechsels etc. Dadurch ist das 
Alternativnutzenniveau, selbst wenn ein Arbeiter in einer anderen 
Firma zum selben Lohn und zu denselben Arbeitsbedingungen rasch 
eine neue Beschäftigung erhält, im allgemeinen geringer als der Nutzen 
aus der aktuellen Beschäftigung. Da die Firmen dies in der Regel 
wissen, können sie den Arbeiter zu Tätigkeiten veranlassen, die dieser ­
in einer idealen walrasianischen Welt - nicht durchführen würde. 

Unseres Erachtens liegt es nicht im Interesse kapitalistischer Unter­
nehmen, diese exogene Machtquelle stets voll auszuschöpfen. Oder mit 
anderen Worten: Die Anforderungen an den Arbeiter sind im allgemei­
nen nicht so hoch, daß das Nutzenniveau aus der aktuellen Beschäfti­
gung ständig auf das Alternativnutzenniveau heruntergedrückt wird. 
Auf diese Weise verschafft sich das Unternehmen eine Art Sicherheits­
polster für unvorhergesehene Situationen. Als Beispiel mag die Ertei­
lung eines unverhofften zusätzlichen Lieferauftrages durch einen neuen 
Kunden dienen. Die nicht ausgeschöpften Machtreserven können in 
diesem Falle mobilisiert werden, da die Arbeiter nicht kündigen wer­
den, wenn die Anforderungen an sie erhöht werden. Wären die Arbeiter 
bereits vor der Erteilung des zusätzlichen Auftrages "voll ausgelastet" 
gewesen, hätten sie bei einer Verstärkung der Anforderungen gekün­
digt. Für die Firma entstünde dadurch ein Produktionsengpaß, da die 
weggehenden Arbeiter in der Regel nicht sofort ersetzt werden können. 
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3.3. Die Möglichkeiten der Arbeiter 

Bisher wurde vor allem die Macht der kapitalistischen Unternehmen 
zu begründen versucht. Das wichtigste Resultat besteht in der Einsicht, 
daß wegen der Abwesenheit eines Marktes für Arbeitsleistungen die 
Unternehmen auch auf atomistischen Arbeitsmärkten Macht ausüben 
können. Es könnte daher der Eindruck entstehen, daß die Arbeiter 
überhaupt keine Macht besitzen. Unserer Meinung nach ist dies auf 
atomistischen Märkten dann der Fall, wenn die betriebsspezifischen 
Qualifikationen vernachlässigbar gering sind, sodaß die Arbeiter ohne 
Kosten für das Unternehmen ersetzt werden können. Nur wenn der 
Firma durch den Weggang von Arbeitern Kosten erwachsen, haben die 
Arbeiter die Möglichkeit, Einfluß auf die Handlungsalternativen der 
Firma zu nehmen. Ansonsten sind sie machtlos. Hier sollte aber noch 
einmal betont werden, daß die Machtlosigkeit des Arbeiters nicht mit 
einem unbegrenzten Machtumfang des Unternehmens einhergeht. Die­
ser ist immer durch das Alternativnutzenniveau beschränkt. 

Wenn ein Arbeiter betriebsspezifische Qualifikationen besitzt, ent­
steht eine bilaterale Machtsituation, in der jeder Akteur strategisch 
handelt, indem er nicht nur die Kosten berücksichtigt, die ihm aus 
seinen Aktionen erwachsen, sondern auch die Kosten, die er dem 
anderen zufügen kann. Zur Definition und Messung der Macht in 
bilateralen Situationen ist die Nash-Zeuthen-Theorie gut geeignet. 

Ohne Beweis soll hier die Definition der Machtfülle, wie sie von 
Harsanyi entwickelt wurde, angeführt werden. Der Unternehmer ver­
lange vom Arbeiter eine Handlung X, die letzterem einen Nutzenverlust 
x, ihm selber einen Nutzenzuwachs x* beschert, wenn sie mit Wahr­
scheinlichkeit eins ausgeführt wird. Für die Durchführung von X mit 
Wahrscheinlichkeit p2 - von sich aus würde der Arbeiter die Handlung 
X nur mit p1 < p2 ausführen - erhält der Arbeiter eine Belohnung r, die 
dem Unternehmer r* kostet. Bei einer Weigerung wird der Arbeiter mit t 
bestraft, was dem Unternehmer t* kostet. 

In unserem Zusammenhang kann man t bzw. t* als die Kosten der 
Kündigung des Arbeiters oder einer Versetzung innerhalb desselben 
Unternehmens interpretieren, r als zusätzliche Prämie. Harsanyi defi­
niert nun die Machtfülle des Unternehmers über den Arbeiter als den 
Nettozuwachs der Wahrscheinlichkeit, daß X durchgeführt wird, und 
zeigt, daß dies gleich 

öp = P2 - P1 = Y2[(r + t)/x - (t* - r*)/x*] 

ist. r + t ist der Nutzenverlust des Arbeiters im Falle der Weigerung, X 
mit p2 durchzuführen; t* - r* sind die Kosten des Unternehmers, wenn 
sich der Arbeiter weigert. 

Aus Harsanyis Definition wird deutlich, daß zu erwarten ist, daß der 
Unternehmer auch in bilateralen Machtsituationen im allgemeinen eine 
positive Machtfülle besitzt. Sieht der Unternehmer davon ab, Bestra­
fungen vorzunehmen, so gilt t* = t = 0 und öp ist stets positiv, wenn mit 
der Durchführung der gewünschten Handlung der Arbeiter eine Prämie 
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erhält. (Man beachte, daß im Gegensatz dazu im Gleichgewicht einer 
idealen walrasianischen Ökonomie die Preise aller Handlungen dem 
Einfluß der einzelnen Akteure entzogen sind. Der Unternehmer besitzt 
daher keinen diskretionären Spielraum zur Prämiengestaltung.) Dar­
über hinaus ist zu beachten, daß alle Symbole auf der rechten Seite des 
obigen Ausdrucks in Nutzeneinheiten gemessen sind. Das bedeutet, 
daß ein identischer finanzieller Verlust vom Unternehmen in der Regel 
bedeutend geringer bewertet wird als vom Arbeiter, weil der Anteil des 
Verlustes am Gesamtbudget des Arbeiters viel größer ist als am 
Gesamtbudget der Unternehmung. Die in der Regel größere Risiko­
aversion des Arbeiters wirkt gleichfalls machtverstärkend für das 
Unternehmen. 

Unseres Erachtens kann man aufgrund der obigen Überlegungen den 
Schluß ziehen, daß kapitalistische Unternehmen auch bei Existenz von 
betriebsspezifischen Qualifikationen auf atomistischen Arbeitsmärkten 
über fast alle Arbeiter Macht besitzen. Lediglich Manager und hochqua­
lifizierte Experten dürften davon ausgenommen sein, wenn ihr Weg­
gang oder ihre Obstruktion dem Unternehmen empfindliche Verluste 
zufügen kann. 

Die schwächere Position des Arbeiters am Arbeitsmarkt hat histo­
risch zur Herausbildung der Gewerkschaften als Schutzorganisation 
der Arbeiter geführt. Im Gegensatz zur herrschenden neoklassischen 
Theorie betonen unsere Überlegungen den defensiven Charakter der 
Entstehung von Gewerkschaften. Natürlich hat die Herausbildung von 
kollektiven Arbeiterorganisationen den Charakter und das Ausmaß der 
Machtbeziehung verändert, da die Fähigkeit der Arbeiter gestiegen ist, 
dem Umternehmen Schaden zuzufügen. Wir bezweifeln jedoch, daß 
dadurch die Machtbeziehung völlig verschwindet. Es dürfte eher zu 
einer Einschränkung des Machtumfanges, d. h. der Menge der erzwing­
baren Handlungen, gekommen sein. Dieselben Schwierigkeiten, die 
einen Markt für Arbeitsleistungen nicht entstehen lassen - die inhä­
rente Unvollständigkeit und problematische Durchsetzbarkeit des indi­
viduellen Arbeitsvertrages - machen es auch unmöglich, alle konflikto­
rischen Aspekte der Arbeitsbeziehungen durch Kollektivverträge zu 
regeln. Dieser ungeregelte "Rest" sowie die Tatsache, daß gewerk­
schaftliches Handeln vor allem dort wirksam ist, wo alle Arbeiter des 
Unternehmens davon unmittelbar betroffen und somit mobilisierbar 
sind, z. B. bei Lohnforderungen, während die erforderliche Solidarität 
bei Problemen, die nur einzelne Arbeiter (-gruppen) betreffen, kaum 
hergestellt werden kann, veranlassen uns zur Vermutung, daß kapitali­
stische Unternehmen auch dann noch positive Machtfülle über die 
meisten Arbeiter besitzen, wenn ihr Machtumfang durch Gewerkschaf­
ten eingeschränkt wird. 

3.4. Macht im Ungleichgewicht 

Im walrasianischen Modell ist im Gleichgewicht der Arbeitsmarkt 
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immer geräumt. Im Abschnitt 3.2.1 .  wurde argumentiert, daß es Gleich­
gewichte bei nicht geräumten Arbeitsmärkten gibt. Die Macht des 
kapitalistischen Unternehmens existiert in dieser Welt auch im Arbeits­
marktgleichgewicht. In einer idealen walrasianischen Welt ist hingegen 
im Gleichgewicht jegliche Macht abwesend. 

Es war Arrow, der bereits 1959 festgestellt hat, daß die Annahmen der 
vollkommenen Konkurrenz streng genommen nur im walrasianischen 
Gleichgewicht erfüllt sein können. Nur im Gleichgewicht sehen sich 
alle Akteure - insbesondere die Firmen - unendlich elastischen Nach­
frage- und Angebotsfunktionen gegenüber. Außerhalb des Gleichge­
wichtes dürften die Firmen hingegen monopolistische (auf Gütermärk­
ten) oder monopsonistische (auf Faktormärkten) Macht besitzen, da sie 
durch Preisvariationen das auf sie entfallende Faktorangebot und die 
Güternachfrage verändern können. 

In einem bemerkenswerten Buch über Anpassungsprozesse auf dem 
Arbeitsmarkt hat Pissarides die Behauptung Arrows bewiesen: Sofern 
die Arbeitsanbieter unterschiedliche Reservationslöhne haben, kann 
die Einzelfirma durch eine Variation der Lohnsätze den Prozentsatz der 
Arbeitssuchenden, die ihr Lohngebot akzeptieren, verändern. Je höher 
das Lohngebot, desto mehr Arbeiter sind bereit, bei der betreffenden 
Unternehmung zu arbeiten. 

Die Arbeitsbedingungen sind im Modell von Pissarides nicht berück­
sichtigt. Insofern bedarf die Idee, daß die Firmen nicht bloß bezüglich 
des Arbeitsangebotes, sondern auch bezüglich der Arbeitsbedingungen 
und Arbeitsleistungen Macht besitzen, noch einer exakten Ausarbei­
tung. Das Ergebnis von Pissarides legt jedoch den Schluß nahe, daß 
diese Macht existiert. Es dürfte sich dabei um eine besonders relevante 
Quelle der Unternehmermacht handeln, da es wahrscheinlich ist, daß 
sich real existierende kapitalistische Marktwirtschaften in der Regel 
nicht in einem Zustand des Gleichgewichtes befinden. 

4. Zusammenfassung und normative Implikationen 

Unsere Analyse hat ergeben, daß auch auf atomistischen Arbeits­
märkten eine Machtbeziehung zwischen kapitalistischen Unternehmen 
und den Arbeitern existiert. Es ist unseres Erachtens nicht möglich, 
Phänomene wie unfreiwillige Arbeitslosigkeit, interne Arbeitsmärkte, 
die hierarchische Struktur von Unternehmen, die Entstehung von 
Gewerkschaften, die Geschichte technisch-organisatorischer Verände­
rungen in den Unternehmungen usw. ohne Berücksichtigung dieser 
Machtbeziehung und des damit verbundenen Konfliktes zu verstehen. 

Bei der Herausarbeitung dieser Machtbeziehung, ihrer Grundlagen 
und den diversen institutionellen Formen der Machtausübung, haben 
wir uns auf einen Machtbegriff gestützt, der konsequent aus der 
mikroökonomischen Entscheidungstheorie folgt. Es ist daher nicht 
richtig, wenn der ökonomischen Theorie vorgeworfen wird, daß sie 
nicht in der Lage sei, relevante Machtphänomene zu analysieren. Daß 
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hingegen viele Ökonomen die Problematik der Macht in ihren Analysen 
vernachlässigen, erscheint uns als richtiger Vorwurf. 

Natürlich können bestimmte Erscheinungen, die man intuitiv mit 
Macht in Zusammenhang bringt, sowie wichtige Auswirkungen von 
Machtausübung mit unserer Definition nicht erfaßt werden. Da wir von 
gegebenen individuellen Präferenzen ausgehen und deren Entstehung 
nicht weiter hinterfragen, bleiben Machtverhältnisse, die auf der direk­
ten oder indirekten Manipulation von Präferenzen beruhen, ausgeblen­
det. In diesem Zusammenhang ist auch die Wirkung einer dauerhaften 
Beschränkung der Menge der Handlungsmöglichkeiten (Ohnmacht) 
erwähnenswert. Wir sind der Ansicht, daß Ohnmacht auf die Dauer zu 
gravierenden Zerstörungen der psychischen Integrität von Personen 
führen kann - dies kann sich beispielsweise in Apathie äußern - und 
das sich schließlich das beherrschte Individuum auch in seinen Moti­
ven und Zielen, und nicht bloß in seinen Handlungen, dem Mächtigen 
unterwirft. Obwohl hier eine besonders starke Machtbeziehung vor­
liegt, entgleitet sie unserer Definition, weil die kontrafaktische Hand­
lung des beherrschten Individuums nicht mehr gegeben ist. 

Wenn man die normativen Implikationen der Existenz von Macht 
diskutiert, stößt man zwangsläufig auf divergierende Ansichten. Wenn 
Streißler (1972, S. 1391) recht hat, dann ist für den Liberalismus die 
private Machtausübung - sofern sie sich aus legitim erworbenem 
Privateigentum ableitet - kein normatives Problem. "Diejenige Macht 
Privater über Private, die nach Verwirklichung seiner wirtschaftspoliti­
schen Empfehlungen verbliebe, die Macht des Eigentums, erschien dem 
echten Liberalismus immer legitim." Wir wollen hier nicht über die 
wirtschaftspolitischen Empfehlungen "des" Liberalismus disputieren ­
ein endloses Unterfangen. Es soll hier nur angemerkt werden, daß 
wahrscheinlich nicht wenige Befürworter kapitalistischer Marktwirt­
schaften dieses Wirtschaftssystem auch deshalb so attraktiv finden, 
weil bei hinreichend starkem Wettbewerb die Abwesenheit von Herr­
schafts- und Machtverhältnissen vermutet wird. Sofern unsere Analyse 
im Teil 3. richtig ist, ist diese Vermutung unzutreffend. 

Schließlich kann man noch nach dem Zusammenhang zwischen 
Macht und Pareta-Effizienz fragen. Zumindest für viele zeitgenössische 
Ökonomen, die ein liberales Selbstverständnis haben, ist die Tatsache 
der Pareta-Effizienz eines Zustandes ein wichiger Grund für die norma­
tive Akzeptanz dieses Zustandes. Der von uns hergestellte Zusammen­
hang zwischen der Existenz von externen Effekten und Macht sowie die 
Abwesenheit von Macht im Gleichgewicht einer idealen walrasiani­
schen Ökonomie geben einen ersten Hinweis auf die Folgen der Macht 
für die Effizienz der Ressourcenallokation. Die Tatsache, daß die 
Beeinflussung der Menge der Handlungsmöglichkeiten aufgrund 
monopolistischer Machtpositionen im allgemeinen zu Ineffizienz führt 
und daß die Gleichgewichte einer walrasianischen Wirtschaft bei exter­
nen Effekten gleichfalls ineffizient sind, läßt vermuten, daß Machtbezie­
hungen häufig eine ineffiziente Ressourcenallokation generieren. 

Abschließend wird noch kurz auf den Standpunkt von Williamson 
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eingegangen, der mittlerweile zwar zugesteht, daß Macht im Produk­
tionsprozeß eine Rolle spielt, aber gleichzeitig behauptet, daß diese 
funktional für die Effizienz des Unternehmens, die einfach mit Überle­
bensfähigkeit gleichgesetzt wird, ist (vgl. Williamson/Ouchi 1983, 
S. 29 f.). Unsere Analyse in Teil 3. kommt auch zum Schluß, daß 
kapitalistische Unternehmen - sofern sie überleben wollen - Macht 
ausüben müssen. Das Konzept der Überlebensfähigkeit ist aber nicht 
identisch mit dem Konzept der Effizienz. Es ist daher a priori, d. h. ohne 
Spezifikation der Marktstruktur und anderer relevanter Umweltbedin­
gungen nicht auszuschließen, daß Unternehmen überleben, obwohl 
oder sogar weil sie ineffizient im Sinne von Pareto sind. Vielleicht hat 
daher die kapitalistische Unternehmung - in einer Welt, in der Vertrags­
freiheit herrscht und in der im Prinzip auch andere Unternehmensfor­
men, z. B. selbstverwaltete Unternehmungen1, möglich sind - nicht 
deshalb überlebt, weil sie effizient ist, sondern weil sie auf einem 
Machtverhältnis beruht. 

Anmerkung 

1 Die Möglichkeit, daß selbstverwaltete Unternehmungen unter bestimmten Umweltbe­
dingungen effizienter sind als kapitalistische Firmen, wird in Fehr 1987 und 1988 
(Kapitel 3.2.) begründet. 
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Ende des Keynesschen 
Interventionismus? 

Hermann Bartmann 
Norbert Schmidt 

1. Notwendigkeit von Staatsinterventionen 

1 . 1 .  Positionen 

Seit dem Ende der generellen Wachstumsphase (Mitte der siebziger 
Jahre) wird die Rolle des Staates bzw. die Notwendigkeit und Möglich­
keit von Staatsinterventionen intensiv diskutiert. Die Auseinanderset­
zung findet auf der theoretischen und politisch-praktischen Ebene statt. 
Vorläufig lassen sich drei Positionen abgrenzen: 

e Die neoklassische Forderung nach mehr Marktsteuerung und 
mehr Laissez-faire basiert auf der Kritik von Staatsinterventionen sowie 
der vermeintlich durch sie verursachten Finanzkrise. Es wird eine 
Überforderung der privaten Wirtschaft durch den Staat diagnostiziert. 
Staatseingriffe stören die Selbstregulierung des Marktes. Entsprechend 
dieser marktliberalen Doktrin geht es um ein Zurückschrauben staatli­
cher Steuerung, staatlicher Subventionen und Einkommenstransfers 
sowie um Reprivatisierung staatlicher Güter- und Dienstleistungsange­
bote (vgl. auch: Matzner, E.,  1982, S. 369). Ohne die Notwendigkeit von 
Reprivatisierung und Reorganisation der Intervention im Einzelfall 
leugnen zu wollen, ist eine radikale Umkehr1 nicht angezeigt. Sie würde 
konsequent und lange durchgeführt zur ökonomischen und gesell­
schaftlichen Destabilisierung führen. Zudem scheint sie sozial- und 
umweltunverträglich zu sein. 

e Wegen des bekannten Marktversagens und wegen des angeblich 
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erwiesenen Staatsversagens fordert eine zweite radikale Position, die 
Alternativbewegung, die Dezentralisierung der Produktion auf kleine 
überschaubare Einheiten (vgl. Eppler, E., 1975; Schumacher, E. F., 1977; 
Strasser, J., Traube, K., 1981). Diese Alternative eignet sich als Ergän­
zung zum marktwirtschaftliehen und staatlichen Bereich momentan 
aber nicht als allgemeines Organisations- und Produktionsprinzip. 

e Da sich angesichts der in der Vergangenheit aufgetauchten Pro­
bleme eine einfache Fortsetzung des traditionellen Interventionsmu­
sters verbietet, ist die Keynesianische Steuerungsposition auf eine 
Reorganisation des Staatsinterventionismus angewiesen. Dabei werden 
die alten Ziele des Wohlfahrtsstaates, wie Sicherung von Vollbeschäfti­
gung und materieller Sicherheit für alle Mitglieder der Gesellschaft, 
sowie Chancengleichheit und Gerechtigkeit, ebensowenig aufgegeben 
wie die bewährten Instrumente und Methoden staatlicher Intervention. 

Im Bereich der Konjunktur- und Wachstumssteuerung steht und fällt 
die Wirksamkeit der Keynesianischen Intervention mit der Möglichkeit 
des Staates, die Produzenten/Investoren zu beschäftigungswirksamen 
Investitionen zu veranlassen. Förderung der Profiterwartungen mit 
dem Ziel Wachstum und Vollbeschäftigung versagt, wenn das Produ­
zentenverhalten in Richtung Rationalisierungsinvestitionen und/oder 
Finanzanlagen geht, etwa weil längerfristige Nachfrageerwartungen 
fehlen. Profitsicherung wird über Kostenreduktion und nicht über 
Mengenausweitung betrieben. Staatliche Steuerung erhöht in diesem 
Fall das Beschäftigungsproblem. Ähnlich läßt sich für die Interven­
tionsstrategie "Anhebung der Massenkaufkraft" argumentieren. Wird 
die Nachfrageerhöhung nicht für dauerhaft gehalten, werden die Produ­
zenten die kurze Zeit der Mehrnachfrage zu Preiserhöhungen nutzen. 
Die Beschäftigung bleibt konstant. Da direkte Zugriffe dem Staat 
verwehrt sind und da eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung der 
privaten Investoren nicht erwartet werden kann und darf2, wirkt die 
traditionelle Globalsteuerung unter den genannten Bedingungen kon­
traproduktiv. Das gilt insbesondere dann, wenn partielle Grenzen des 
Wachstums, wie ökologische und gesellschaftliche Grenzen, Sätti­
gungstendenzen oder Stagnation der internationalen Märkte vorliegen. 
Neue oder modifizierte Interventionsmuster werden erforderlich. Diese 
Reformdiskussion wird am Ende weiterverfolgt Zuvor ist nach einem 
Abschnitt über Steuerungsnotwendigkeit und die allgemeine Organisa­
tion von Interventionen die Keynessche Position zu Steuerung und 
Investorenverhalten darzustellen und zu diskutieren. Häufig wird Key­
nes' Verdienst reduziert auf die Punkte: Schritt in Richtung Makro­
Dynamik, Entkoppelung von Lohnhöhe und Beschäftigung und Mög­
lichkeit einer kurzfristigen Therapie über Stimulierung der Nachfrage. 
Gleichzeitig wird das Fehlen einer langfristigen Perspektive zur Erklä­
rung von Wachstum und Struktur bemängelt. Dieser Vorwurf ist so 
generell nicht haltbar. Schon 1925 fordert Keynes eine neue Ordnung, 
die auf Überwachung und Lenkung der wirtschaftlichen Entwicklung 
und des gesellschaftlichen Gleichgewichts abzielt (Keynes, J. M., 1925, 
S.  323 ff. und S. 335). Insofern lohnt sich eine Keynes-Exegese, zumal 
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die Keynes zugeschriebene antizyklische Globalsteuerung sicher nicht 
in seinem Sinne war. 

1 .2. Marktsteuerung versus Staatsinterventionen in der sozialen 
Marktwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 

Grob lassen sich drei Stufen der Entwicklung des Verständnisses von 
sozialer Marktwirtschaft unterscheiden. 

e Grundlage und Voraussetzung für Verteilung und soziale Lenkung 
ist Wachstum, und bestes Mittel, um Wachstum zu erreichen, ist 
Marktwirtschaft. Soziale Steuerung muß marktkonform sein und ist 
dem Ziel Wachstum nachgeordnet. Die soziale und politische Steue­
rung hat im Prinzip nur die Rolle eines Krisenmanagements zur 
Vermeidung sozialer Spannungen, politischer Krisen und wirtschaftli­
cher Engpässe zu erfüllen (vgl. u. a. Müller-Armack, A., 1976). 

e Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik stellen eine Einheit 
dar. Zur Kontrolle wirtschaftlicher Macht in der freiheitlich-demokra­
tischen Ordnung genießt die demokratisch-politische Steuerung Priori­
tät. Ein starker demokratischer Staat gibt den Rahmen durch politische 
Eingriffe vor, bevor wirtschaftliches Wachstum sich durch marktwirt­
schaftliche Selbststeuerung vollzieht (Ordoliberalismus). Die Wirt­
schaftspolitik setzt sowohl einen qualitativen (Ordnungspolitik) als 
auch einen quantitativen Rahmen (Prozeßpolitik als Globalsteuerung). 
Die Duldung von Misch-Systemen als zweitbeste Lösungen - soviel 
Plan wie nötig, soviel Markt wie möglich o. ä. - wirft erhebliche 
Probleme auf. In der Theorie sind Marktwirtschaft mit der Annahme 
Nutzen- und Gewinnmaximierung und Planwirtschaft, wobei die Pla­
nungsinstanz sich an den Konsumentenpräferenzen orientiert, äquiva­
lent was die Modellstruktur und die Ergebnisse angeht. Jede Orientie­
rung der Wirklichkeit an einem Idealtyp der Ordnung (Plan oder Markt) 
wirft die Frage auf, nach welchen Maßstäben die Ordnung sich richtet, 
solange die idealen Voraussetzungen in der Wirklichkeit nicht erfüllt 
sind. 

Die marxistisch-planwirtschaftliche Lehre entwickelt die Vorstellung 
einer sozialistischen Übergangsphase. In der marktwirtschaftliehen 
Theorie wird der Staat zum Ordnungsfaktor und steuert die Marktpro­
zesse so weit und so lange wie funktionsfähiger Wettbewerb nicht 
herstellbar ist. 

e Neuerdings führen die Thesen von Staats- und Demokratieversa­
gen zur neoklassisch-liberalen Wende. Danach sind unvollkommene 
Marktprozesse immer noch besser als ein unvollkommener bürokra­
tischer Staat (Botschaft des neuen Wirtschaftsliberalismus). 
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1 .3. Steuerungsbedarf und Steuerbarkeit der privatkapitalistischen 
M�rktwirtschaft 

Die mikroökonomische Effizienz der Marktkoordination und Markt­
lenkung wird weder von Keynesianern noch von westlichen Marxisten 
prinzipiell bestritten. Stärker als von Neoklassikern (Monetaristen, 
Supply-Sider o. a.) werden aber das Ausmaß von Wettbewerbsbe­
schränkungen und externen Effekten sowie ungelöste Verteilungspro­
bleme auf vielen Ebenen betont und beklagt. Grundsätzlich unterschei­
den sich die genannten Schulen in ihrer Beurteilung der Stabilität bzw. 
Krisenanfälligkeit einer durch den Preismechanismus gesteuerten 
Marktwirtschaft. Die in den meisten westlichen Industrieländern 
momentan dominierende neoklassische Ökonomie hofft nach wie vor 
auf das Selbstheilungs- und Gleichgewichtsprinzip, nach dem die 
Marktwirtschaft über kurz oder lang zu einem umfassenden Gleichge­
wicht mit Vollbeschäftigung aller Faktoren tendiert. Voraussetzung 
dafür sind "lediglich" ein "funktionsfähiger" Wettbewerb und die 
Flexibilität der relativen Preise auf allen Märkten. Längerfristige 
Ungleichgewichte entstehen in der neoklassischen Welt durch unflexi­
ble und zu hohe Preise oder Löhne sowie durch Störungen der 
Flexibilität der Marktwirtschaft durch staatliche Interventionen. Key­
nesianer aller Schattierungen betonen wie die Marxisten die Krisenan­
fälligkeit der privatkapitalistischen Marktwirtschaft, die sie vornehm­
lich wie Keynes auf die Besonderheiten des Kapitalmarktes (Liquidi­
tätsfalle, Möglichkeit von Finanzanlagen) und das private Investoren­
verhalten bei Unsicherheit zurückführen. Zudem heben sie bei der 
Betrachtung realer Marktwirtschaften die Bedeutung von Wettbe­
werbsbeschränkungen (Oligopolisierung), Preisrigiditäten auf allen 
Märkten und Verteilungskonflikten als Instabilitätsursachen hervor. 
Keynesianer begründen damit die staatliche Steuerungsnotwendigkeit. 
Im Gegensatz etwa zu den Marxisten akzeptieren sie das einzelwirt­
schaftliche Gewinnkalkül der Produzenten/Investoren, beschränken 
ihre Steuerungsvorschläge in der Regel auf indirekte und globale 
Instrumente (antizyklische Globalsteuerung z. B.). Ansatzpunkt Keyne­
sianischer Steuerung ist die Investitionstätigkeit. Das ergibt sich aus 
der theoretischen Analyse, nach der zunächst die renditeorientierte 
Kapitalanlage über die Höhe der Investitionen bestimmt, die danach 
das Ausmaß von Produktion und Beschäftigung festlegt. Dabei ergibt 
sich eine Abhängigkeit der anderen Märkte (Güter- und Arbeitsmarkt) 
vom Kapitalmarkt. Eine renditeorientierte Steuerung von Investitionen 
(produktive Anlagen) versagt zum Teil deshalb, weil dem Kapitalanle­
ger neben den produktiven Anlagen zwei weitere Optionen offenstehen: 
die spekulative Nichtanlage (Liquiditätsfalle) und Finanz- bzw. Geldan­
lagen. Der Kapitalmarkt bietet Optionen, deren Rendite nicht durch die 
Knappheitsverhältnisse auf dem Markt für produktive Anlagen 
bestimmt ist (vgl. Scharpf, F. W., 1987, S. 38). Diese Wahlmöglichkeit der 
Anleger am Kapitalmarkt begründet die Krisenanfälligkeit kapitali­
stischer Wirtschaften einerseits und ist andererseits eine Hauptursache 
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für das zeitweise Versagen Keynesianischer Steuerungsstrategien. 
Es wird im folgenden zu diskutieren sein, inwieweit Keynes dieses 

kapitalistische Dilemma gesehen hat und welche Strategievorschläge 
zur Lösung des Dilemmas von ihm vorgeschlagen werden. Im Anschluß 
an diese Exegese und am Ende dieses Beitrages ist dann auf einige 
aktuelle Aspekte der Reformdiskussion einzugehen, u. a. auf die Frage, 
welche neuen Interventionsmuster erfolgversprechend sind. 

1 .4. Warum gibt es keinefunktionierende Marktwirtschaft ohne 
Staatsinterventionen? 

Wenn die Institution von Märkten die effiziente Organisationsform 
für das Allokationsproblem darstellt, kann staatliche Intervention nur 
begründet werden für Fälle, in denen der Markt versagt (Theorie des 
Marktversagens). Es muß nachgewiesen werden, daß staatliche Alloka­
tion bzw. staatliche Beeinflussung der Marktallokation produktiver ist 
als der reine Marktmechanismus. Allgemein läßt sich staatliche Inter­
vention vornehmlich für gesellschaftliche Situationen begründen, in 
denen bei individualisierten Entscheidungsverhältnissen ein Gefange­
nendilemma vorliegt, oder aber individuelles Entscheidungsversagen 
wegen Unsicherheit gegeben ist. Konkret angesprochen sind die Fälle 
- Vorliegen von öffentlichen Gütern und externen Effekten, 
- Produktion von sozialer Sicherheit durch staatliche Sozial- und 

U mverteilungspolitik, 
- Beseitigung von endogenen Instabilitäten (in Form von Arbeitslosig­

keit, Unterauslastung von Kapazitäten sowie Inflation) durch staatli­
che Beschäftigungs- und Stabilisierungspolitik. 
Nur dieser letzte Fall wird in diesem Beitrag intensiver erfaßt. 

Staatliche Intervention läßt sich nur begründen, wenn die Instabilitäten 
endogen verursacht werden. Dazu greifen Keynes und nach ihm die 
Keynesianer auf die zentrale Bedeutung der privatdezentralen Investi­
tionsentscheidungen zurück. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Investoren nur über unvollständige Informationen und unsichere 
Erwartungen verfügen. Zudem besteht die Möglichkeit nicht streng 
nutzenmaximierender Verhaltensweisen. Unter Einbeziehung weiterer 
Instabilitätsursachen, wie dauerhafte Verteilungskonflikte, Preis- und 
Lohnstarrheiten, laufende exogene Störungen und zunehmende Kon­
zentration können die Instabilitätstendenzen (Dauerarbeitslosigkeit, 
Stagflation und Inflationsakzeleration) systemimmanent (endogen) 
erklärt werden. Insofern ist nach Keynesianischer Sicht die Steuerungs­
notwendigkeit begründet. Damit wird die monetaristische oder ange­
botstheoretische Begründung für eine Enthaltsamkeit des Staats in der 
Konjunktursteuerung hinfällig (Matzner, E., 1982, S. 131 f.). Welche 
Steuerungsvarianten bzw. Interventionstrategien zu welcher Zeit und 
unter welchen Bedingungen Erfolg versprechen, wird zu diskutieren 
sein. 
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2. Keynes' Stellung zu staatlichen Interventionen 

Nach den grundsätzlichen Bemerkungen zur Begründung und Pro­
blematik staatlicher Interventionen soll im folgenden der Frage nachge­
gangen werden, ob und inwieweit sich in den Überlegungen bei J. M. 
Keynes Hinweise finden, anhand derer seine Vorstellung bzgl. des 
Politikverhaltens des Staates konkretisiert werden können. Es stellt 
sich damit die zentrale Frage, ob Keynes' unbestreitbare Skepsis 
hinsichtlich der Stabilität der Marktwirtschaft und der damit verbunde­
nen Konstatierung eines staatlichen Handlungsbedarfs3 in Richtung 
direkte resp. indirekte Steuerung der Investitionen zu verstehen sind, 
welche Arten von Investitionen nach seiner Ansicht beeinflußt oder 
gefördert werden sollen, und ob sich staatliches Handeln auf eine 
Makrosteuerung beschränken sollte, oder ob vielmehr auch eine Mikro­
steuerung für sinnvoll erachtet wird. 

Keynes' wirtschaftspolitische Empfehlungen sind dabei nur auf der 
Basis seiner Konjunkturanalyse zu verstehen, die als eine konsequente 
Ergänzung seiner Überlegungen bzgl. der Existenz von Unterbeschäfti­
gungsgleichgewichten anzusehen ist. Die Untersuchung konjunkturel­
ler Instabilitätstendenzen stellt wiederum den wesentlichsten dynami­
schen Aspekt seiner Gesamtanalyse dar. Keynes betont in diesem 
Zusammenhang selbst: "Since we claim to have shown in the preceding 
chapters what determines the volume of employment at any time, it 
follows, if we are right, that our theory must be capable of explaining the 
phenomena of the trade cycle" (Keynes, J. M., 1936, S. 313). Gleichzeitig 
darf auch nicht der historische Kontext der Keynesschen Analyse aus 
den Augen verloren werden, denn die politischen Implikationen sind vor 
dem Hintergrund der nach dem Ersten Weltkrieg gemachten Erfahrun­
gen und der gerade herrschenden Weltwirtschaftskrise zu sehen. 

Unter Berücksichtigung der angesprochenen Punkte wird in dem 
folgenden Abschnitt anhand einer stichwortartigen Exegese früher 
Schriften versucht, Keynes' Einschätzung der Wirtschaftslage nach 
Beendigung des Ersten Weltkrieges und Abschluß des Versailler Ver­
trages zu geben. HEr finden sich nach Ansicht der Verfasser erste 
Grundlagen der nachfolgenden Werke. Im anschließenden Abschnitt 
werden in der gebotenen Kürze die wesentlichen theoretischen Aspekte 
der Keynesschen Analyse herausgearbeitet. Vor dem Hintergrund der 
zu diskutierenden Politikempfehlungen stehen dabei zwangsläufig die 
Betrachtung des Investorenverhaltens und dem damit verbundenen 
Stabilitätsverhalten und Erwartungsaspekte im Vordergrund. Abschlie­
ßend erfolgt dann die Analyse der Keynesschen Strategieempfehlung. 

Einschränkend muß angemerkt werden, daß eine endgültige Klärung 
der Keynesschen Position auch an dieser Stelle nicht erfolgen kann, 
zumal zentrale Begriffe wie etwa "Sozialisierung der Investitionen" 
wohl nicht widerspruchsfrei zu definieren sind. Eine weitere Aufhel­
lung der Keynesschen Position scheint jedoch nach Ansicht der Verfas­
ser insbesondere vor dem Hintergrund der skizzierten aktuellen Steue­
rungsdebatte sinnvoll. 
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2.1 .  Keynes' Einschätzung der wirtschaftlichen und sozialen Lage nach 
Beendigung des Ersten Weltkrieges 

Die Keynessche Analyse fand in einer Zeit zunehmender wirtschaftli­
cher Probleme, besonders bedingt durch die Nachkriegsentwicklung, 
statt. Das Kriegsende markierte dabei für ihn eine grundsätzliche 
Wende in den ökonomischen Gegebenheiten. Die Stabilität der Vor­
kriegsjahre, die nach Keynes' Ansicht im Abbau der Handelsschranken, 
der Stabilität der Währungen und im Konsens über Verteilungspro­
bleme ihren Ausdruck gefunden und damit eine harmonische Wirt­
schaftsentwicklung garantiert hatte\ war durch die Kriegsfolgen an 
sich aber auch durch den Abschluß des Versailler Vertrages zerstört 
worden (Keynes, J. M., 1921,  S. 9 und 1 1). 

Insbesondere aber die Verteilungsdisparitäten waren der Garant für 
die rasante wirtschaftliche Entwicklung gewesen. So schreibt Keynes: 
"The immense accumulation of fixed capital which, to the great benefit 
of mankind, were built up during the half century before the war, could 
never have come about in a society where wealth was divided equitable

" 

(Keynes, 1921,  S. 1 1)5• 
Die Zerstörung dieser Voraussetzungen provozierte letztlich neue 

Probleme in der Wirtschaftsentwicklung. 
Die gravierenden Schwierigkeiten liegen dabei auf den Problemfel­

dern Verteilungsdisparitäten und Investorenverhalten. Diese Vorstel­
lungen der früheren Schriften zeichnen sich auch später in der General 
Theory ab. Auch dort kristallisiert Keynes die Punkte Investorenverhal­
ten und distributive Gerechtigkeit als wesentlich heraus. Neu hinzu 
kommt die Auffassung vom Aussterben des Kapitalanlegers (euthana­
sia of the rentier). Keynes vertritt in diesem Zusammenhang die 
Überzeugung, daß es längerfristig zu Sättigungstendenzen insbeson­
dere auf den Märkten menschlicher Grundbedürfnisse kommen wird6• 
Dies führt letztlich zu einem Überfluß an Kapitalgütern und infolgedes­
sen zu einer rapiden Abnahme der Grenzleistungsfähigkeit. Der Inve­
stor erhält fortan keinen entsprechenden Bonus für die Investition in 
Realkapital (Keynes, J. M., 1936, S. 375 f.). Dies hat Konsequenzen für 
die wirtschaftspolitischen Implikationen. Unter diesen Voraussetzun­
gen müßte jede Maßnahme zur Investitionsbeeinflussung den Gesichts­
punkt der gesellschaftlichen Relevanz und Zielsetzung berücksich­
tigen. 

Sicher ist, daß die von Keynes geäußerten Vorstellungen in dieser 
Form nicht eingetreten sind. Auch wenn es in der Phase nach dem 
Zweiten Weltkrieg zu immensen Akkumulationsraten gekommen ist, so 
hat doch die Weckung immer neuer Bedürfnisse die von Keynes 
befürchtete Entwicklung verhindert7• Jedoch zeichnen sich heute Ten­
denzen ab, die zu den Keynesschen Prognosen parallel verlaufen. So 
werden von einer Zahl von Autoren auch heute wieder langfristige 
Nachfragegrenzen aufgrund von partiellen Sättigungsgrenzen gesehen. 
Zudem werden heute weitere Restriktionen, z. B. Ressourcenknappheit 
oder ökologische Grenzen, offenbar. Die Einschätzung hinsichtlich der 
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Bedeutung von Verteilungsgerechtigkeit und Investorenverhalten 
scheint zudem heute ebenfalls noch aktuell. 

Diese notwendigerweise kurzen Andeutungen zeigen, daß die Key­
nessche Analyse zwar vor einem spezifischen Hintergrund entstanden 
ist und sich folglich auch den brennenden Fragen der Zeit gewidmet 
hat, jedoch wird auch deutlich, daß ein Verweis auf diese historischen 
Gegebenheiten die Aktualität des Keynesschen Gedankengutes nicht 
einschränkt, da, mit etwas anderer Gewichtung, die Problemfelder bis 
heute die gleichen geblieben sind. 

2.2. Theoretische Grundlagen der Keynesschen Analyse 

Die Keynessche Theorie anerkennt grundsätzlich die Notwendigkeit 
staatlicher Wirtschaftspolitik. Sie basiert auf der Ablehnung des 
neoklassischen Glaubens an eine Selbststabilisierung der Wirtschaft8 
und zielt auf die Erklärung instabiler konjunktureller Prozesse ab. 
Folgende Komponenten spielen dabei eine tragende Rolle: 
- die Bedeutung des Investorenverhaltens für die konjunkturelle Ent­

wicklung9 
- die Erwartungshaltung der Wirtschaftssubjekte und deren Einfluß 

auf die Investitionstätigkeit 
- die Konsumneigung im konjunkturellen Verlauf. 

Die Bedeutung des Investorenverhaltens für die konjunkturelle Ent­
wicklung wird in Keynes' gesamtem Werk stets betont. Bereits in den 
vorgenannten Schriften zum Versailler Friedensvertrag unterstreicht er 
den Beitrag hoher Akkumulationsraten für die wirtschaftliche Entwick­
lung. Eine erste dezidierte Analyse der Investitionsschwankungen im 
Konjunkturverlauf findet sich in seiner Treatise on Money. Keynes 
liefert dort eine eingehende Beschreibung der oszillierenden Entwick­
lung der von ihm unterschiedenen Investitionen in fixes Kapital, 
Betriebskapital und liquides Kapital (vgl. Keynes, J. M., 1930 b, S. 85). 
Dabei repräsentiert das fixe Kapital Produktionsanlagen u. ä., Betriebs­
kapital beinhaltet Zwischenprodukte im weiteren Sinne, während unter 
liquidem Kapital die vorhandenen Lagerbestände zu verstehen sind. Im 
Konjunkturverlauf ist die Entwicklung dieser Kapitalarten durchaus 
unterschiedlich. Sicherlich liegt, so auch nach Keynes' Ansicht, der 
primäre Anstoß in Schwankungen der Investitionen in fixem Kapital. 
Der Verlauf des Zyklus wird jedoch im wesentlichen von Schwankun­
gen der Investitionen in Betriebskapital begleitet. Diese Zusammen­
hänge bilden auch gleichzeitig die Grundlage für die damalige Keynes­
sche Rezessionserklärung (vgl. Keynes, J. M., 1931 ,  S. 343 ff.). So heißt 
es u. a.: "I suggest to you, therefore, that the questions of which we have 
to bend our intelligences are the causes of the collapse of investment 
and the means of reviving investment. We cannot hope either to 
prophesy or to limit the duration of the slump except as the result of our 
understanding of the phenomena" (Keynes, J. M., 193 1 ,  S. 349). 

Die am häufigsten zitierte und meistdiskutierte Keynessche Kon-
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junkturanalyse findet sich jedoch im Kapitel 22 der General Theory. 
Hier gibt er quasi als Kulminationspunkt seiner früheren Ausführungen 
einen komprimierten Überblick über die konjunkturtheoretischen 
Implikationen seiner Theorie. Ein besonderes Gewicht erhält in der 
dortigen Argumentation die Erwartungsbildung und das Phänomen der 
Unsicherheit. Damit ist aber gleichsam die Frage nach der Form des 
Investitionskalküls und dessen Beeinflussung durch die Erwartungs­
haltung der Investoren aufgeworfen. 

Einen ersten Überblick liefert Keynes auch dazu in seiner Treatise on 
Money (Keynes, J. M., 1930 b, S. 85 ff.). Schwankungen der Investitio­
nen in fixes Kapital werden zwangsläufig durch Schwankungen der 
Gewinnerwartungen betreffend des entsprechenden Investitionspro­
jekts bedingt. So schreibt Keynes: "Entrepreneurs are induced to 
embark on the production of fixed capital or deterred from doing so by 
their expectation of the profit to be made" (Keynes, J. M., 1930 b, S. 85). 

Ungeachtet dieses Faktors werden die Investitionsmöglichkeiten 
auch von den Finanzierungsmöglichkeiten, ausgedrückt durch die 
Höhe des Zinsniveaus, beeinflußt (vgl. Keynes, J. M., 1930 b, S. 86). 
Diese Neuinvestitionen sind, wie bereits erwähnt, entscheidend für die 
Primärphase des Konjunkturzyklus. Unabhängig von der Tatsache, ob 
die Produktion der Kapitalgüter zulasten der Konsumgüterproduktion 
geht oder nicht, ist diese Phase durch Preissteigerungen gekennzeich­
net. Die im Zuge der Preissteigerungen anfallenden Zufallsgewinne 
stellen nun einen weitergehenden Anreiz zur Produktionsausdehnung 
dar; dieser Anstoß betrifft nun alle Arten der Konsumgüterproduktion. 
Die eingeleitete sekundäre Phase des Konjunkturablaufs steht damit 
auf einer breiteren Basis. In ihrem Verlauf wird es darüber hinaus zu 
einer Beschäftigungserhöhung kommen, die ihrerseits eine etwa gleich­
große Veränderung des Betriebskapitals nach sich zieht (vgl. Keynes, 
J. M., 1930 b, S. 91). Diese Veränderung des Betriebskapitals ist somit 
ebenfalls in den positiven Ertragserwartungen und dem daraus resultie­
renden Streben nach einer Produktionsausweitung begründet. Zuneh­
mend begleitet wird diese sekundäre Phase von Einkommensinflation 
und Wareninflation. In letzter Konsequenz kann dies zu einer Hortung 
von liquidem Kapital führen (vgl. Keynes, J. M., 1930 a, S. 259). 

An dieser grob skizzierten Keynesschen Darstellung des Konjunktur­
verlaufs wird deutlich, daß die unterschiedlichen Phasen des Zyklus 
durch Schwankungen der Investitionen alternativer Kapitalarten 
geprägt werden. Die jeweilige Investitionsentscheidung wird jedoch 
unabhängig von der Kapitalart stets auf der Grundlage des in der 
"General Theory" formal abgeleiteten Kalküls gefällt werden. Demnach 
gilt, daß Unternehmen grundsätzlich solange investieren, bis die 
interne Verzinsung weiterer Investitionen nicht mehr den Marktzins­
satz übersteigt. Die interne Verzinsung der Investition, in Keynes' 
Terminologie die Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals,  wird bestimmt 
durch die erwarteten Nettoüberschüsse und die entsprechenden 
Anschaffungskosten der Investition (vgl. Keynes, J. M., 1936, S. 135 ff.). 
Sie entspricht dem Zinssatz, bei dem der Kapitalbarwert einer Investi-
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tion null wird. Der Schwerpunkt der Keynesschen Argumentation liegt 
aber weniger auf dem Marginalkalkül als vielmehr auf den Bestim­
mungsgrößen der Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals. Diese wird 
nach Keynes' Ansicht im wesentlichen durch die Erwartungen der 
Wirtschaftssubjekte determiniert. Dazu zählen etwa die erwartete Lohn­
und Preisentwicklung, die Absatzentwicklung oder die Entwicklung 
des technischen Fortschritts. Sie entscheiden über den zukünftigen 
Ertrag einer Investition und damit über deren Rentabilität. Sie werden 
damit aber auch zu einer Art "cycle maker" im Rahmen der Keynes­
schen Theorie. Denn nicht Zinsvariationen, sondern z. T. enttäuschte 
Absatzerwartungen10 führen über einen "Zusammenbruch" der Grenz­
leistungsfähigkeit des Kapitals zu einem rapiden Rückgang der Investi­
tionstätigkeit im Konjunkturverlauf (vgl. Keynes, J. M., 1936, S. 315)11• 
Adaptive Erwartungsbildungsprozesse sorgen in der Regel für derartige 
Erwartungsenttäuschungen (vgl. Keynes, J. M., 1936, S. 148). Oder 
anders formuliert: Das Phänomen der echten Unsicherheit im Keynes­
Knight-Sinn führt notwendigerweise zu Prognosefehlern und damit zu 
instabilen Entwicklungen12. 

Als dritte Komponente ist zuletzt nach der Bedeutung des Konsu­
mentenverhaltens zu fragen. Im Gegensatz zur klassischen Vorstellung, 
nach der eine hohe Sparquote und eine entsprechend niedrige Konsum­
neigung hohe Wachstumsraten garantiert, sieht Keynes im Konsum 
einen entscheidenden Nachfragefaktor für die Bestimmung der Investi­
tionsfähigkeit. So heißt es: "For we have seen that, up to the point where 
full employment prevails, the growth of capital depends not at all on a 
low propensity to consume but is, on the contrary, held back by it; and 
only in conditions of full employment is a low propensity to consume 
conducive to the growth of capital" (Keynes, J. M., 1936, S. 372 f.). Oder: 
"But inasmuch as an increase in the habitual propensity to consume will 
in general serve to increase at the same time the inducement to invest., 
the inference commonly drawn is the exact opposite to the truth" 

(Keynes, J. M., 1936, S. 373). Wirtschaftspolitische Maßnahmen zur 
Stimulierung der Wirtschaftsaktivitäten können oder besser gesagt 
müssen Elemente zur Stabilisierung der Konsumnachfrage enthalten. 
Eine Politik zulasten der Konsumneigung führt letztlich zur Konterka­
rierung der gewünschten Effekte. 

Nach der kurzen Behandlung der Schwerpunkte Investoren-, Konsu­
mentenverhalten und Erwartungsbildung sollen nun die politischen 
Implikationen der Keynesschen Theorie skizziert werden. 

2.3. Keynes' wirtschaftspolitische Empfehlungen 

Minsky formuliert in seiner Keynes-Analyse, daß der Keynesschen 
Analyse prinzipiell eine logische Inkonsistenz vorgeworfen werden 
kann13. Vor dem Hintergrund seines formulierten Zieldreiecks14 glaubt 
Keynes einerseits an den Marktmechanismus als Allokationsinstru­
ment15, zweifelt aber an, daß eine "gerechte" Einkommensverteilung 
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und/oder Vollbeschäftigung marktmäßig erreicht werden können16• Der 
so erscheinende Widerspruch ist jedoch wiederum verständlich, wenn 
Keynes' Gedankengänge im Kontext gesehen und gleichsam die histo­
rischen Hintergründe betrachtet werden. Die Philosophie seiner Theo­
rie könnte nämlich treffender folgendermaßen zusammengefaßt wer­
den: Ein marktwirtschaftliches System tendiert grundsätzlich zur Insta­
bilität, insbesondere wegen der ausgeprägten Reagibilität des Investo­
renverhaltens. Staatliche Politik muß nun derart ausgestaltet sein, daß 
sie unter Beibehaltung der individuellen Entscheidungsfreiräume mehr 
oder minder verbindliche Investitionsanreize zur Realisierung einer 
makroökonomisch vollbeschäftigungskonformen Investitionsquote 
gibt. Dazu gehört u. a. auch eine Stimulierung des Konsums, die sich 
über eine entsprechende Verteilungsänderung erreichen ließe. Das 
bedeutet also, daß mikroökonomische Anpassungsvorgänge nicht poli­
tisch beeinflußt werden sollen. Wirtschaftspolitische Initiativen sollen 
sich vornehmlich auf die makroökonomische Ebene beschränken. 
Strukturelle (mesoökonomische) Eingriffe werden allenfalls als Ergän­
zung empfohlen. 

Im Zusammenhang mit einer angestrebten Dämpfung konjunkturel­
ler Prozesse und einer damit verbundenen Stabilisierung des Beschäfti­
gungsniveaus sieht Keynes mehrere Ansatzpunkte, die alle an der 
Nachfrageseite, insbesondere an der Investitionstätigkeit ansetzen. Auf 
der einen Seite könnte eine Zurückführung des Unsicherheitsfaktors 
angestrebt werden (vgl. Keynes, J. M., 1936, S. 163 f.). Zu denken wäre 
u. a. an eine Risikobeteiligung an Bauinvestitionen. Ebenso sind bei 
einem Teil der öffentlichen Investitionen die zukünftigen Erträge 
aufgrund einer Quasimonopolstellung garantiert. Eine Dämpfung der 
Nachfrage in Hochkonjunkturphasen könnte auf der anderen Seite 
durch eine entsprechende Besteuerung oder einen Aufschub geplanter 
Ausgabenprogramme erreicht werden. Zuletzt könnte über vermehrte 
Importe eine Entlastung der inländischen Nachfrage angestrebt werden 
(vgl. Keynes, J. M., 1937, S. 390). In diesen Maßnahmen erkennt Keynes 
zwar Möglichkeiten der Konjunkturdämpfung, jedoch darf darüber 
nicht vergessen werden, daß das Hauptaugenmerk der Wirtschaftspoli­
tik auf das Erreichen einer stetigen Expansion gerichtet sein muß17• Die 
von Keynes propagierten staatlichen Maßnahmen sind insofern keines­
falls im Sinne einer antizyklischen Globalsteuerung zu verstehen, so 
wie dies in der Nachfolgeliteratur des öfteren geschehen ist. Er weist 
mehrfach darauf hin, daß in einer Boomphase weniger auf eine Brem­
sung der Wirtschaftsaktivitäten hingewirkt, als vielmehr auf das Ver­
bleiben der Wirtschaft in einem Quasiboom abgezielt werden soll18• Dies 
könnte durch Ergreifen expansiver Maßnahmen erreicht werden zu 
einem Zeitpunkt, in dem der Abschwung für die Mehrzahl der Wirt­
schaftssubjekte noch nicht spürbar ist, bevor also die Gefahr kumulati­
ver Kontraktionsprozesse besteht19• Dabei sieht Keynes die Notwendig­
keit, daß in Spätphasen des Aufschwungs globale Anreize ihr Ziel 
verfehlen. In diesen Situationen gewinnt die strukturelle Komponente 
einer Nachfragepolitik zunehmend an Bedeutung20• Begleitend zu den 

391 



bisher angesprochenen Maßnahmen ist es nach Keynes' Ansicht, wie 
bereits angeführt, auch notwendig, daß via Besteuerung eine Umvertei­
lung zugunsten der gesellschaftlichen Gruppen anzustreben ist, die eine 
relativ hohe Konsumneigung aufweisen. Dies garantiert nicht zuletzt 
den Erhalt einer ausreichend großen internen Verzinsung der Investi­
tionstätigkeit. Längerfristig, d. h. im Zuge der Erreichung höherer 
Entwicklungsniveaus, ist es zudem unabdingbar, zunehmend außer­
ökonomische Interessen in den Vordergrund zu rücken21• 

Hier wird die Verbindung zu den bereits angesprochenen Keynes­
schen Vorstellungen der Sättigung deutlich. 

Der tiefgreifendste Eingriff in die Investitionsplanung läge im Falle 
eines direkten staatlichen Engagements in Form einer Investitionsmel­
destelle vor (vgl. Keynes, J. M., 1936, S. 164 und 378; Keynes, J. M., 1937, 
S.  386 ff.). Diese hätte die Aufgabe, die gesamtwirtschaftliche Funktion 
der Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals via Befragung zu eruieren. 
Über eine Beeinflussung des langfristigen Zinsniveaus müßte dann das 
"optimale Investitionsvolumen" angestrebt werden (vgl. Keynes, J. M., 
1937, S. 394). Dieser unter dem Schlagwort "Sozialisierung der Investi­
tionen" bekannte Vorschlag einer staatlichen Einflußnahme auf die 
Investitionsentscheidung impliziert aber keinesfalls eine vollständige 
Verdrängung von Privatinitiativen. Vielmehr soll durch staatliche Maß­
nahmen ein für die Vollauslastung der Kapazitäten notwendiges Inve­
stitionsvolumen angestrebt werden. Dieser Eingriff ist zuletzt auch 
deshalb nötig, da nicht von einem automatischen Erreichen des optima­
len Investitionsvolumens ausgegangen werden kann (vgl. Keynes, J. M., 
1937, S. 380). Einer solchen Politik räumt Keynes größere Erfolgschan­
cen ein als einer Investitionsstimulierung via kurzfristigem Zinsmana­
gement. Er plädiert vielmehr für eine langfristig angelegte Zinspolitik 
(vgl. Keynes, J. M., 1937, S. 389 und 395). Es ist weniger auf eine 
antizyklische Steuerung des Zinsniveaus zu achten, als vielmehr auf die 
Tatsache, daß langfristig ein Zinsniveau erreicht ist, das die Rentabilität 
einer ausreichenden Anzahl von Investitionsprojekten garantiert. 

3. Ende oder Reorganisation des Interventionismus? 

Am Ende dieses Beitrags sind einige Aspekte der augenblicklichen 
Reformdiskussion aufzuzeigen22• Bevor einige Ursachen der sogenann­
ten Krise des Interventionismus angesprochen werden, müssen einige 
klärende Vorbemerkungen vorangestellt werden. 

Interventionismus stellt eine dauerhaft angelegte Korrektur des 
Marktmechanismus nach gesellschaftlichen Normen23 dar, und zwar 
dort, wo Marktversagen diagnostiziert wird (ähnlich: Zinn, K. G., 1983, 
S.  326). Insofern handelt es sich weder um Planwirtschaft noch um 
willkürliche ad hoc-Maßnahmen. Ad hoc-Eingriffe bei drastischen und 
plötzlichen Fehlentwicklungen sind aber nicht ausgeschlossen und im 
übrigen bei allen Politikvarianten an der Tagesordnung. Der so verstan­
dene Interventionismus steht im Gegensatz zum J}eoklassisch-neolibe-
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ralen Gleichgewichtsdogma, das gesamtgesellschaftliche Gleichge­
wichte aufgrund mikroökonomischer Anpassungsflexibilität ableitet, 
und basiert auf der Keynesschen Diagnose, die trotz mikroökonomi­
scher Flexibilität gesellschaftliche, konjunkturelle und strukturelle 
Ungleichgewichte für wahrscheinlich hält. Der Interventionismus ist 
insofern nicht theorielos, sondern beruft sich mehr oder minder direkt 
auf das Keynessche bzw. Postkeynesianische Paradigma, das allerdings 
und wiederum im Gegensatz zur neoklassischen Utopie dem histori­
schen und gesellschaftlichen Wandel unterworfen ist. Änderungen der 
Produktions- und Marktstrukturen sowie Variationen der gesellschaftli­
chen Wertvorstellungen und die Relevanz ökologischer Grenzen 
machen Anpassungen der Art und des Ausmaßes von Interventionen 
erforderlich. Was schließlich die Behauptung vom Totalversagen des 
Interventionismus in der Vergangenheit angeht, kann diese zurückge­
wiesen werden und eher Totalversagen der Gleichgewichtskonzepte 
konstatiert werden. Abschließend sollen nun einige Ursachen für die 
sog. Krise des Interventionismus diskutiert werden, die zugleich 
Ansatzpunkte für eine Reorganisation einer interventionistischen Stra­
tegie bieten. 

e Eine der am häufigsten genannten Ursachen für das Scheitern 
(nationaler) Interventionen ist die Zunahme der Internationalisierung 
der Märkte, insbesondere der Kapitalmärkte. Diese Internationalisie­
rung wird unter mehreren Aspekten diskutiert. Wegen der mit ihr 
verbundenen Anhebung des internationalen Zinsniveaus, was die Ver­
teilungschancen dauerhaft zugunsten des Kapitals verschoben hat, 
leitet Scharpf (Scharpf, F. W., 1987, S. 306 ff.) das Ende des Keynesianis­
mus bzw. einen Zwang zur angebotsorientierten Umverteilung ab. Dies 
hätte nach Scharpf nur durch eine rechtzeitige Vermögensverteilung 
verhindert werden können (vgl. Scharpf, F. W., 1987, S. 329 ff.). 

Unbestritten ist, daß je höher die internationale Kapitalmobilität, 
desto eher werden Kapitalanleger (Investoren) bei expansiver Keyne­
sianischer Politik mit Zinssenkungen ihr Geldkapital im Ausland 
anlegen. Da die Geldkapitalmobilität insbesondere wegen des Wechsel­
kursrisikos beschränkt ist und der Schwerpunkt der expansiven Inter­
ventionen eher bei der Finanzpolitik liegen sollte, scheinen die Möglich­
keiten eines Alleingangs gegeben. Eine international abgestimmte 
Strategie würde die Chancen nationaler Maßnahmen ungemein erhö­
hen, zumal die bekannten Multiplikatorzusammenhänge, nach denen 
ein Teil der expansiven Impulse dem Ausland zugute kommt, dann 
entfallen. Andererseits sollte ein Land mit hoher internationaler Wett­
bewerbsfähigkeit und großen Leistungsbilanzüberschüssen auch 
expansive Impulse und damit Beschäftigung exportieren, damit die 
außenwirtschaftliehen Ungleichgewichte mittelfristig beseitigt werden. 

e In der momentanen Krise der Weltwirtschaft tritt neben konjunk­
turellem Nachfragemangel (Keynessche U nterbeschäftigungsgleichge­
wichte bzw. nachfragebegrenzte Quasigleichgewichte in der Sprache 
der N euen Keynesianischen Makroökonomik) langfristige Nachfrage­
schwäche in Form von Sättigungsgrenzen, die letztlich als Verwer-
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tungskrise des Kapitals gedeutet werden müssen. Angesichts der 
zunehmend deutlicher und drohender werdenden ökologischen Gren­
zen verbietet sich die simple Staatsausgabenexpansion als Wachstums­
strategie. Neue Interventionsmuster müssen diesen Gegebenheiten 
Rechnung tragen und folgende Aspekte bzw. Kriterien berücksichti­
gen. Die staatliche Intervention muß eine differenzierte Steuerung des 
Wachstums (Ende des Technologie-Laissez-faire) umfassen, die nach 
demokratisch festgelegten Normen die ökologischen Grenzen berück­
sichtigt. Den partiellen Sättigungstendenzen ist durch öffentliche Aus­
gaben bzw. öffentliche Anreize für private Ausgaben in Richtung 
Umweltsanierung, umweltorientierte Produktionsverfahren und Pro­
dukte, Energiesparmaßnahmen und -technologien, Staatssanierung 
und -erneuerung, Ausbau sozialer Dienste entgegenzuwirken. Hinzutre­
ten sollten sozialorientierte Umverteilungsstrategien, die die langfristi­
gen Nachfrageerwartungen und damit auch die Gewinnerwartungen 
stärken. Danach wäre zu prüfen, inwieweit verbleibenden Beschäfti­
gungsproblemen über eine Verteilung des Arbeitsvolumens gemäß der 
Präferenzen der Arbeitsanbieter begegnet werden kann. 

e Was die Methoden und die Finanzierung der interventionistischen 
Strategie angeht, lassen sich folgende Kriterien bzw. Forderungen 
nennen. Es muß sich um eine langfristig angelegte expansive Strategie 
handeln. Nur so lassen sich günstige Absatz- und Renditebedingungen 
auf Dauer schaffen. Eine anfängliche Kreditfinanzierung muß bereits 
mittelfristig durch eine konsequent und überschaubar angelegte Steu­
erfinanzierung abgelöst werden. 

e Gegen mögliche Stabilitätsprobleme (Inflationsakzeleration, Stag­
flation und letztlich Stabilisierungskrise) werden mindestens vier 
Sicherungen empfohlen: eine konsequente Wettbewerbspolitik zur 
Unterbindung monopolistischer und oligopolistischer Preissenkungs­
praktiken, eine einkommenspolitische Absicherung, die als ultima ratio 
bis zu Lohn- und Preisstops gehen könnte, vornehmlich aber einen 
verbindlichen Sozialkontrakt beinhalten sollte, eine mittelfristig poten­
tialorientierte Geldpolitik, die mit Hilfe der Zinssteuerung wachstums­
konform gehalten werden könnte, eine außenwirtschaftliche Absiche­
rung, die im Idealfall durch eine international abgestimmte Wachstums­
und Beschäftigungsstrategie gewährleistet wäre. 

e Die Grenzen des Interventionismus beruhen nicht nur auf ökono­
mischen Problemen, sondern resultieren zum Teil aus politischen 
Gegebenheiten. Insbesondere ist die mangelnde Akzeptanz bzw. 
Durchsetzbarkeit zu nennen, die letztlich auf den Kontroversen der 
Interessengruppen bezüglich der Verteilung des Sozialprodukts beru­
hen. Eine interventionistische Vollbeschäftigungsstrategie vertritt eher 
die Interessen der Arbeitnehmer, während die marktradikalen Strate­
gien (Monetarismus und Supply Side-Ökonomien) vornehmlich die 
Interessen des Kapitals und der überdurchschnittlich verdienenden 
Arbeitnehmer wahrnehmen. Extrempositionen wie "Laissez-faire" oder 
"absolute Vollbeschäftigungsgarantie" ist bekanntlich wenig Erfolg 
beschieden. Der jeweils anzustrebende interventionistische Kompro-
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miß muß der sich wandelnden gesellschaftlichen Entwicklung ange­
paßt werden. 

Wer die interventionistische Strategie von Keynes erhalten will, muß 
seine Konzeption bzw. Vision der historischen Entwicklung entspre­
chend verändern. Zudem sind, ebenfalls im Sinne von Keynes, sozial­
psychologische und politische Aspekte zu integrieren. 

e Abschließend ist kurz auf einen letzten Problemkreis einzugehen, 
der ein Ende des Staatsinterventionismus voraussagt, weil er dem 
gesellschaftlichen Trend des postmaterialistischen Individualismus 
entgegensteht. Für den Bereich Beschäftigungspolitik wird eine Neu­
definition der Arbeit gefordert. Insbesondere wird eine Aufwertung 
unbezahlter Tätigkeit gefordert, die durch eine "soziale Grundsiche­
rung" abgesichert werden soll. Auch die Sozialpolitik ist danach zu 
individualisieren. Neben eine grundsätzliche staatliche Garantie und 
Kontrolle der sozialen Sicherung soll mehr Freiraum für die Selbstbe­
stimmung der Betroffenen geschaffen werden, auch in Form von 
privaten Selbsthilfegruppen. Als Fernziel (Utopie) wird eine Marktwirt­
schaft angestrebt, in der das Prinzip der Gewinnmaximierung ergänzt 
wird durch die gesamtgesellschaftliche Verantwortung der Produzen­
ten und Investoren. 

Die Verbindungen zur marktradikalen Selbststeuerungshypothese 
sind unverkennbar. Es ist sicher unumgänglich, gesellschaftliche Ten­
denzen, Präferenzen und Verhaltensweisen bei der Ableitung einer 
wirtschaftspolitischen Konzeption zu berücksichtigen. Insofern ist eine 
Stärkung und Förderung des "autonomen Sektors" angezeigt. In ihm 
werden Waren und Leistungen produziert, die nicht über den Markt 
angeboten werden. Beispiele sind: Non-profit-Organisationen, freiwil­
lige Gruppenarbeit, Eigenarbeit im Haushaltsbereich, ehrenamtliche 
Tätigkeiten, Bürgerinitiativen usw. 

Daneben verbleibt auf Dauer der Marktbereich, in dem das Prinzip 
Gewinnstreben nicht ersetzt werden kann und sollte. Hier muß der 
Staat bei Vorliegen von Marktunvollkommenheiten (z. B. Wettbewerbs­
beschränkungen, konjunkturelle Instabilitäten, soziale Ungerechtigkei­
ten, externe Effekte insb. in Form von Umweltproblemen) intervenie­
ren. Dieser Interventionismus als gesellschaftliche Korrektur des 
Marktmechanismus ist weder überflüssig, noch widerspricht er dem 
Prinzip Freiheit, es sei denn, man begreift Freiheit als elitäres Privileg. 
Marktwirtschaften ohne interventionistische Korrekturen sind sozial­
und umweltunverträglich. Insofern ist kein Ende des Interventionis­
mus angesagt. Angesichts der aktuellen Probleme Dauerarbeitslosig­
keit und Umweltzerstörung scheint eher das Gegenteil der Fall. Dabei 
sollte eine Reorganisation des Interventionismus folgende drei 
Bereiche der Wirtschaft unterscheiden: 
e Der Marktsektor produziert materielle Güter und Leistungen mit 

Privatgutcharakter. 
e Der Staatssektor "produziert" den Basisbedarf an Sicherheit, Stabili­

tät, Gerechtigkeit und gesellschaftliche Freiheit. 
e Der autonome Sektor erbringt Leistungen im Bereich menschenna-
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her Bedürfnisse und bietet Raum für Selbstbestimmung und Auto­
nomie. 

Die sicher ständig notwendige Reorganisation des Interventionismus 
darf nicht zu seiner Abschaffung führen, jedenfalls solange nicht, wie 
das Harmoniedogma des Neoliberalismus als nichtrealisierbare Vision 
bezeichnet werden muß. Als Voraussetzung für Freiheit sind Vollbe­
schäftigung und Beseitigung sozialer Ungerechtigkeiten nach wie vor 
unabdingbar. 
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Anmerkungen 

1 "radikale Umkehr" etwa im Sinne der Supply-Side-Economics in den USA (vgl. z. B. 
Gilder, G., 1983; Kristol, J., 1978; Wanniski, J., 1978) oder im Sinne der monetaristisch 
orientierten Angebotspolitik in Großbritannien seit 1979 (vgl. z. B. Wegner, M., 1 986 
und zum Monetarismus: Friedman, M., 1962) oder auch im Sinne des "Kronberger 
Kreises" (Frankfurter Institut für wirtschaftspolitische Forschung, 1983). 

2 Ein Unternehmen ist keine Wohlfahrtsveranstaltung. Ein Unternehmen hat Gewinne 
zu machen und keine Arbeitsplätze. 

3 Als beispielhafte Belege seien folgende Aussagen angeführt: "There is no reason to 
suppose, that there is an invisible band an automatic control in the economic system 
which ensures of itself that the amount of active investment shall be continously of the 
right proportion. Y et it is also very difficult to ensure it by our own design, by what is 
now called planning" (Keynes, J. M., 1937, S. 386 f.). Und ähnlich heißt es: "I conceive 
therefore, that a comprehensive socialisation of investment will prove the only means 
of securing in approximation to full employment"; . . .  (Keynes, J. M., 1936, S. 378). 

4 Thus this remarkable system depended for its growth on a double bluff or deception. 
On the one hand the labouring classes accepted from ignorance or powerlessness, . . .  , a 
situation in which they could call their own very little of the cake that they and nature 
and the capitalist were cooperating to produce (Keynes, J. M., 1921,  S. 1 1  f.). 

5 I seek only to point out that the principle of accumulation based on inequality was a 
vital part ofthe prewar order of society and ofprogress as we then understood it, and to 
emphasise that this principle depended on unstable psychological conditions, which 
may be impossible to recreate. It was not natural for a population, of whom so few 
enjoyed the comforts of life, to accumulate so hugely. The war has disclosed the 
possibility of consumption to all and the vanity to abstinence to many (Keynes, J. M., 
1921, s. 13). 

6 Keynes bezweifelt prinzipiell die These von der Unbegrenztheit der Bedürfnisse. So 
schreibt er: "Now it is true, that the needs of human beings may seem to be unsatiable. 
But they fall into two classes - those needs which are absolute in the sense, that we feel 
them whatever the situation of our fellow human beings may be, and those which are 
relative in the sense that we feel them only if their satisfaction lifts us above, makes us 
feel superior to our fellow. Needs of the second class, those which satisfy the desire of 
superiority, may indeed be insatiable, for the higher the general level, the higher still 
are they. But this is not so true of the absolute needs - a point may soon be reached, 
much sooner perhaps, than we all of us are aware of, when these needs are satisfied in 
the sense, that we prefer to devote our further energies to non-economic purposes" 

(Keynes, J. M., 1930, S. 326). 
7 Eine Diskussion der Frage, ob und in welchem Ausmaß Bedürfnisse als sinnvoll oder 

vernünftig anzusehen sind, kann und soll an dieser Stelle nicht erfolgen. 
8 Eine Auseinandersetzung mit diesem Problemkreis findet sich bei Schmidt, N., 1987, 

Investorenverhalten und konjunkturelle Stabilität, St. Gallen. 
9 Die maßgebliche Bedeutung des Investorenverhaltens für die konjunkturelle Ent­

wicklung kommt in einer Vielzahl von Textstellen zum Ausdruck. Repräsentativ seien 
folgende angeführt: "When there is an disequilibrium between savings and invest­
ment, this is much more often due to the fluctuations in the rate of investment than to 
the sudden changes in the rate of savings" (Keynes, J. M., 1930a, S. 250 ff.). Oder: "Any 
fluctuations in investment not offset by a corresponding change in the prospensity to 
consume will, of course, result in a fluctuation in employment" (Keynes, J. M., 1936, 
s. 314). 

10 "The most important confusion concerning the meaning and significance of the 
marginal efficiency of capital has ensued on the failure to see that it depends on the 
prospective yield of capital, and not merely on its current yield" (Keynes, J. M., 1936, 
The General Theory . . .  , a. a. 0., S. 141). 

11 "But I suggest that the essential character of the Trade Cycle and, especially, the 
regularity of time-sequence and of duration which justifies us calling it a cycle, is 
mainly due to the way in which the marginal efficiency of capital fluctuates. The Trade 
Cycle is best regarded, I think, as being occasioned by a cyclical change in the marginal 
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efficiency of capital, though complicated and often aggravated by associated changes 
in the other significant short period variables of the system" (Keynes, J. M., 1936, 
S. 313). Oder: "But I suggest that a more typical, and often the predominant 
explanation of the crisis is, not primarily a rise in the rate of interest, but a sudden 
collapse in the marginal efficiency of capital" (Keynes, J. M., 1936, S. 315). 

12 Vgl. zu dieser Problematik: Bartmann, H., John, K. D., 1986 
13 "There is an apparent inconsistency between Keynes' belief that it is necessary to 

socialize investment to achieve full employment and the view that the market does an 
acceptable job of allocating ressources so that the private ownership and control can 
be retained" (Minsky, H. P., 1975, S. 157). 

14 "The political problern of mankind is to combine three things: economic efficiency, 
social justice and individual liberty" (Keynes, J. M., 1926, S. 3 1 1). 

15 "To put the point concretely, I see no reason to suppose that the existing system 
seriously misemploys the factors of production which are in use. There are, of course, 
errors in foresight; but these would not be avoided by centralising decisions" (Keynes, 
J. M., 1936, S. 379). 

16 "The outstanding faults of the economic society in which we live are its failure to 
provide for full employment and its arbitrary and inequitable distribution of wealth 
and incomes" (Keynes, J. M., 1936, S. 370). 

17 "These, I urge, are the methods which will best serve to protect us from the excess of 
the boom and, at the same time, put us in good trim to ward offthe cumulative dangers 
of the slump when the reactions comes, as come it surely will. But we also need more 
positive measures to maintain a decent level of continous prosperity" (Keynes, J. M., 
1937, s. 391). 

18 "Thus our main preoccupation should be concerned not so much with avoiding the 
perils of a somewhat hypothetical boom as with advance precautions against that 
sagging away of activity which, if it is allowed to cumulate after the usual fashion, will 
once again develop into a slump" (Keynes, J. M., 1937, S. 392). 

19 "Moreover, it will be much easier to check a recession if we intervene at its earliest 
stages. For, if it is allowed to develop, cumulate forces of decline will be set in motion 
which it may prove almost impossible to check until they have run their course. If we 
are to be successful we must intervene with moderate measures of expansion before 
the decline has become visible to the general public" (Keynes, J. M., 1937, S. 392 f.). 

20 "So long as surplus ressources were widely diffused between industries and localities 
it was no great matter at what point in the economic structure the impulse of an 
increased demand was applied . . .  It follows that the later stages of recovery required a 
different technique . . .  We are in more need today of a rightly distributed demand than 
a greater aggregate demand" (Keynes, J. M., 1937, S. 385). 

21 "So far I have stressed the importance of investment. But the maintenace of prosperity 
and of a stable economic life only depends on increased investment if we take as 
unalterable the existing distribution of purchasing power and the willingness of those 
who enjoy purchasing power to use it for consumption. The wealthier we get and the 
smaller, therefore, the profit to be gained from adding to our capital goods, the more it 
is incumbent on us to see that those who would benefit from increasing their 
consumption - which is, after all, the sole ulimate object of economic effort - have the 
power and the opportunity to do so. Up to a point individual saving can allow an 
advantageaus way of postponing consumption. But beyond that point it is for the 
community as a whole both an absurdity and a desaster. The natural evolution should 
be towards a decent level of consumption for everyone; and, when that is high enough, 
towards the occupation of our energies in the non-economic interests of our lives. Thus 
we need to be slowly reconstructing our social system with these ends in view. This is 
a !arge matter, not to be embarked upon here. But in particular and in detail, the relief 
of taxation, when the time comes for that, will do most for the general welfare ifit is so 
directed as to increase the purchasing power of those who have most need to consume 
more" (Keynes, J. M., 1937, S. 393 f.). 

22 Die folgenden Ausführungen sind mehr grundsätzlicher Natur. Bezüglich der Diskus­
sion dieser Thesen unter Berücksichtigung der aktuellen wirtschaftlichen Situation 
wird verwiesen auf Bartmann, H., 1988. 

23 Diese Normen werden im Rahmen der parlamentarischen Demokratie festgelegt und 
können sich ändern wie die Präferenzen der Individuen. 
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BÜCHER 

DIE STAATLICHE 
UMVERTEILUNG 

Rezension: Alois Guger (Koordinator), 
Umverteilung durch öffentliche 

Haushalte in Österreich, Studie des 
Österreichischen Institutes für 

Wirtschaftsforschung im Auftrag des 
Bundesministeriums für Finanzen, 

erschienen als WIFO-Gutachten, 
Wien 1987, 446 Seiten, öS 650,-

Eine der wichtigsten Aufgaben des 
modernen Wohlfahrtsstaates ist die 
Korrektur von Marktergebnissen, 
auch bei der Erzielung von Einkom­
men. Da sich in den letzten Jahren 
einer gedämpften wirtschaftlichen 
Entwicklung die Zweifel an der Funk­
tionsfähigkeit der traditionellen fis­
kalpolitischen Instrumente verstärk­
ten, beauftragte das Bundesministe­
rium für Finanzen im Jahre 1981 das 
Österreichische Institut für Wirt­
schaftsforschung, das Institut für Hö­
here Studien und das Österreichische 
Statistische Zentralamt, eine umfas­
sende Analyse der Verteilungswirkun­
gen der öffentlichen Haushalte zu er­
stellen. Diese wurde nach sieben Jah­
ren der schon sehnsüchtig wartenden 
Öffentlichkeit präsentiert - im vorlie­
genden Band zumindest die vom 
WIFO erarbeiteten Teile der Studie. 
Im Zentrum dabei stehen die kumu­
lierten Nettoverteilungswirkungen al­
ler erfaßten Einnahmen- und Ausga­
benströme der öffentlichen Budgets 
für nichtselbständige Haushalte bzw. 
Individuen. 

Dabei hat natürlich das WIFO mit 
dem selben Problem zu kämpfen, vor 

dem - auch im Ausland - jeder steht, 
der Aussagen zur Einkommensvertei­
lung zu treffen hat: die unzureichende 
Datenbasis. Das WIFO muß sich der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik, 
der Mikrozensuserhebungen, der 
VGR sowie einiger spezieller Statisti­
ken (Konsumerhebung, Wohnbeihil­
fenstatistiken . . .  ) bedienen, wobei 
hier nicht näher auf die sattsam be­
kannten Fragen der Qualität und der 
Beschränkung der Aussagekraft die­
ser Datensammlungen eingegangen 
werden soll. Dem Mangel an verfügba­
ren Daten ist es auch zuzuschreiben, 
daß der Versuch einer Gesamtdarstel­
lung - für das Jahr 1983 - nur für 
Arbeitnehmerhaushalte und Pensioni­
sten unternommen werden konnte. 

Auf der Abgabenseite zeigt sich er­
stens, daß die Lohnsteuerbelastung 
deutlich weniger progressiv wirkt, als 
aufgrund der Grenzsteuersätze und in 
der öffentlichen Diskussion vermutet 
wird. Besonders gemildert wird die 
Progressionswirkung auf Haushalts­
ebene durch die Individualbesteue­
rung: Die untersten 10 Prozent der Be­
schäftigtenhaushalte zahlen 7,5 Pro­
zent und die obersten zahlen 16,5 Pro­
zent ihres Bruttobezuges an Lohn­
steuer. 

Die Aushöhlung des progressiven 
Steuertarifs vor allem durch eine gan­
ze Palette von Freibeträgen sowie die 
steuerlichen Gestaltungsmöglichkei­
ten von Einkommensteuerzahlern 
führt dazu, daß zwischen 1973 und 
1984 zwar die Bruttolohn- und Ge­
haltssumme um 137,7 Prozent, das 
Lohnsteueraufkommen aber um 
264,7 Prozent anstieg, während das 
Aufkommen an veranlagter Einkom­
mensteuer mit einem Zuwachs von 
61 ,5 Prozent deutlich zurückblieb, ob­
wohl die Einkommen aus Besitz und 
Unternehmung mit 172,8 Prozent 
überdurchschnittlich gewachsen sind. 
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Selbst ohne Berücksichtigung der ex­
plodierenden Einkünfte aus Vermö­
gensbesitz stiegen die Einkommen 
aus Unternehmen und freiberuflicher 
Tätigkeit fast doppelt so schnell wie 
ihr Steueraufkommen. 

Die Sozialversicherungsabgaben 
wirken bekanntlich aufgrund der dif­
ferenzierten Beitragssätze (Arbeiter, 
Angestellte, Beamte) sowie durch die 
Grenze der Höchstbemessungsgrund­
lage sogar regressiv. 

Die allgemein regressive Wirkung 
der im internationalen Vergleich über­
durchschnittlich bedeutenden indi­
rekten Steuern wird in Österreich 
durch die starke Differenzierung der 
Mehrwertsteuersätze nach sozialen 
Gesichtspunkten deutlich abge­
schwächt. Bezogen auf das Brutto­
Haushaltseinkommen wirken die indi­
rekten Steuern bis über die Hälfte der 
Einkommenspyramide sogar leicht 
progressiv und erst darüber regressiv. 

Die öffentlichen Abgaben insge­
samt wirken progressiv auf die Ein­
kommensverteilung, da die Progres­
sionswirkung der Lohnsteuer - trotz 
ihrer Überschätzung aufgrund der Ta­
rifstruktur - nicht durch die Sozialver­
sicherungsbeiträge kompensiert wird. 
Die indirekten Steuern ändern dieses 
Bild nur marginal. 

Während die Steuern eher als In­
strument zur vertikalen Umverteilung 
angesehen werden, dienen die mone­
tären und realen Transfers der öffent­
lichen Hand vorwiegend der horizon­
talen Umverteilung. Diese Transfers 
werden entweder generell angeboten 
oder sind oft an einkommensunab­
hängige Kriterien wie Alter, Krank­
heit oder Kinderzahl geknüpft. Inter­
essanterweise gehen dennoch von den 
öffentlichen Ausgaben stärker nivel­
lierende Effekte - bezogen auf das 
Einkommen - aus als von den Staats­
einnahmen. Alleine die Ausgaben der 
Bereiche Arbeitslosenversicherung, 
Familien- und Wohnbauförderung, 
Gesundheit und Bildung verbessern 
die Einkommenssituation der ärmsten 
Bevölkerungsschichten um rund 
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50 Prozent ihres Bruttoeinkommens 
und die des obersten Dezils um rund 
1 3  Prozent, obwohl vielen Staatsalls­
gabenkategorien gemeinsam ist, daß 
den oberen und mittleren Einkom­
mensschichten ein überproportiona­
ler Anteil zugute kommt, da die Haus­
haltsgröße mit dem Einkommen zu­
nimmt. 

Bei einer detaillierten Betrachtung 
können die Ausgaben der öffentlichen 
Haushalte in drei Gruppen gegliedert 
werden: 
1. Ausgaben, die progressiv wirken, 

wie etwa Sozialhilfe, Ausgleichszu­
lagen, Wohnbeihilfen und andere 
Sozialleistungen, Notstandshilfe 
und Arbeitslosengeld. Unter be­
stimmten Annahmen können auch 
die Pensionen dazugezählt werden. 

2. Ausgaben, die relativ zum Einkom­
men progressiv wirken, in absolu­
ten Beträgen jedoch besser Verdie­
nenden mehr zugute kommen, wie 
etwa die Ausgaben für Pflichtschu­
len, Familienbeihilfen, Karenzur­
laubsgeld, Wohnbauförderung, Ge­
sundheitswesen, öffentlichen Ver­
kehr u. a. 

3. Ausgaben, die regressiv wirken, 
wie etwa für Wissenschaft und For­
schung (Hochschulen), weiterfüh­
rende Schulen, Kultur und privaten 
Verkehr (Straßen). 

Methodisch nicht eindeutig gelöst 
ist die Frage der Behandlung der Zins­
zahlungen für die Staatsschuld, von 
denen nach den Schätzungen des 
WIFO im Jahre 1984 nur weniger als 
10 Prozent (4 Milliarden Schilling) un­
mittelbar den Einkommen privater 
Haushalte zugute kamen, weitere 24 
Milliarden indirekt über Finanzinter­
mediäre. Von diesen 28 Milliarden 
dürften etwa 20 Prozent der unteren 
Hälfte der lohn- und einkommensteu­
erpflichtigen Bevölkerung, und 
80 Prozent der oberen Hälfte zuzu­
rechnen sein. 

Im Detail wurden in der vorliegen­
den Studie die Wirkungen der Ausga­
ben für öffentliche Altersvorsorge, Ar­
beitslosenversicherung, familienpoli-



tische Maßnahmen, Wohnbauförde­
rung, Verkehrswesen und Zinszahlun­
gen analysiert. Während das Steuersy­
stem also nur leicht progressiv wirkt, 
ist die Ausgabenseite für die einkom­
mensausgleichende Verteilungswir­
kung des Budgets maßgeblich: Die 
primären Bruttoeinkommen der 
Haushalte von Unselbständigen und 
Pensionisten verteilen sich auf das 
untere/mittlere/obere Drittel der 
Haushalte in einem Verhältnis von 
13 : 29 : 58 Prozent. Die Steuerleistung 
verteilt sich 10 : 28 : 62 Prozent, die 
Staatsausgaben werden zu 
3 1  : 33 : 36 Prozent auf diese Drittel 
aufgeteilt, sodaß sich eine Endvertei­
lung von 17 : 31  : 52 ergibt. 

Aufgrund des lückenhaften und 
teils inkonsistenten Datenmaterials ist 
es logischerweise auch in einem Sie­
benjahresprojekt nicht möglich, den 
Lauf jedes Schillings, der durch öf­
fentliche Hände geht, exakt zu verfol­
gen. Indirekte Effekte, wie etwa fiskal­
politisch motivierte Verhaltensände­
rungen, Multiplikatorwirkungen und 
Überwälzungsvorgänge entziehen 
sich einer Analyse. All diese Be­
schränkungen, vor allem die Reduk­
tion der Hauptergebnisse auf Lohn­
und Gehaltsempfänger und Pensioni­
sten, sind jedoch nicht den Verfassern 
der Studie als Kritik vorzuhalten. Die­
se ergeben sich in allen international 
vergleichbaren Studien. Im Gegenteil, 
es ist den Autoren hoch anzurechnen, 
daß sie nicht der Versuchung erlegen 
sind, die Ergebnisse als absolute 
Wahrheit darzustellen, sondern immer 
wieder auf die methodischen Proble­
me und damit die Einschränkungen in 

der Aussagekraft hinzuweisen. 
Dennoch hat dieses umfangreiche 

Werk einen unschätzbaren Wert für 
Ökonomen in Wissenschaft und Poli­
tik, für wirtschaftspolitisch Interes­
sierte und natürlich auch für Interes­
senvertretungen. Denn es gelingt 
nicht nur, einen allgemeinen, zusam­
menfassenden Eindruck der Vertei­
lungswirkungen der öffentlichen 
Hand zu vermitteln, sondern in zahl­
reichen Detailstudien zu Einzelberei­
chen werden Ergebnisse erzielt, die 
von unmittelbarer Relevanz für die 
Wirtschaftspolitik sind. Die Ausarbei­
tung eines leistungsgerechteren, mo­
derneren und effizienteren Steuersy­
stems hat in vielen Punkten von den 
Ergebnissen der vorliegenden Studie 
profitiert. Es ist zu hoffen, daß auch in 
anderen Bereichen - wie etwa bei der 
verteilungspolitisch perversen (par­
don: "regressiven") Wirkung der 
Wohnbauförderung - praktische Kon­
sequenzen gezogen werden. 

Nicht zuletzt besteht der Wert der 
Studie auch darin, daß den zahlrei­
chen Kritikern, die der staatlichen 
Umverteilungspolitik Ineffizienz vor­
werfen, entgegengehalten wird, daß 
viele Instrumente eine vertikale Ver­
teilung im Lebenszyklus anstreben 
und helfen, besondere Belastungen 
einzelner Lebensphasen (Wohnbau, 
Kinder, Pension . . .  ) abzubauen. Um­
verteilungsprozesse sind in einem mo­
dernen Wohlfahrtsstaat eben differen­
zierter zu betrachten als einfach von 
oben nach unten. Und genau dazu 
leistet diese WIFO-Studie einen emi­
nent wichtigen Beitrag. 

Thomas Delapina 
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RÜCKBESINNUNG VOR EINER 
NEUEN BILDUNGSOFFENSIVE 

Rezension von: Helga Thomas, 
Gert Elstermann (Hrsg.), Bildung und 

Beruf. Soziale und ökonomische 
Aspekte, Springer-Verlag, 

Berlin-Heidelberg-New York-Tokio, 
248 Seiten, DM 66,-

Nachdem noch in jüngster Vergan­
genheit jedes Jahr immer mehr Lehr­
linge ausgebildet wurden, wird nun­
mehr ein Facharbeitermangel beklagt, 
und als Ergebnis einer von vielen ge­
priesenen Bildungsexplosion wird ei­
ne Akademikerschwemme befürchtet. 
Handelt es sich lediglich um den Ver­
such, den Neueintretenden am Ar­
beitsmarkt Schuld an ihren Schwie­
rigkeiten zuzuweisen, mangelt es an 
Logik oder ist das Österreichische Bil­
dungssystem einschließlich der Be­
rufsausbildung wirklich in einer Sack­
gasse, aus der es nur den Weg zurück 
gibt? Wer immer sich mit solchen Fra­
gen beschäftigt, wird in der Fest­
schrift für Friedrich Edding, der am 
bildungspolitischen Aufbruch zu Be­
ginn der sechziger Jahre entscheidend 
mitwirkte, eine Fülle von Anregungen 
finden. 

Nach dem Scheitern der klassischen 
Vollbeschäftigungspolitik hat. man 
große Erwartungen in berufspoliti­
sche Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Arbeitslosigkeit gesetzt. Die bil­
dungspolitische Diskussion hat an 
Dynamik gewonnen, das Jahr 2000 ist 
zum Bezugspunkt fiktiver Bestands­
aufnahmen von Angebot und Nachfra­
ge an Berufsqualifikationen gewor­
den. Für solche und ähnliche Analy­
sen sind die Erfahrungen von Wissen­
schaftern, die sich intensiv mit Bil­
dungsprozessen beschäftigt haben, ei-
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ne große Hilfe. Eine Hilfe zur Formu­
lierung der Fragen, um die es letztlich 
geht. Aber auch um zu zeigen, daß 
besonders heftig diskutierte Fragen 
oft nur wenig zur Problemlösung bei­
tragen können. 

In einigen Fällen wird eine Betrach­
tungsweise präsentiert, die neue Im­
pulse für eine festgefahrene Diskus­
sion geben kann. Als Beispiel dazu: Es 
werden hohe Abbrecherquoten und 
eine große Dynamik einzelner Schul­
bereiche in einen Zusammenhang ge­
stellt. Ebenso die großen ethnischen, 
sozialen und regionalen Ungleichhei­
ten der Schüler (Hüfner/Naumann, 
Weltbildungsrevolution und Proble­
me der externen Bildungsfinanzie­
rung, S. 206). Eine hohe Drop-out­
Quote wäre nach dieser Sicht die Fol­
ge eines verstärkten Zustroms sehr 
unterschiedlicher Schüler in eine be­
stimmte (weiterführende) Schule, die 
weder der Dynamik noch den Schü­
lern gerecht werden kann. Keinesfalls 
kann die hohe Abbrecherquote durch 
mangelnde Einigung der Schüler be­
gründet werden. 

20 Autoren haben in 16 Beiträgen 
ein sehr weites Feld abgesteckt. Die 
Auswahl der angeführten Beiträge ist 
kein Werturteil, sondern Ausdruck ei­
nes persönlichen Interesses an der 
Frage, wie sich der Berufsbildungs­
prozeß durch die technische Entwick­
lung ändert, ändern soll oder ändern 
muß, und an der Funktion von Bil­
dung und Berufsbildung als Status­
zuweisung sowie der Ableitung von 
Zielen für Bildungsprozesse. 

Greinert beschreibt in seinem Bei­
trag (W.-D. Greinert, Berufsbildungs­
reform - Liquidation oder Neube­
ginn? S. 67-86) sehr anschaulich die 
Entstehung des dualen Berufsausbil­
dungssystems gegen Ende des 
19. Jahrhunderts als Restauration spe­
zifischer ständischer Organisations­
formen und die - steckengebliebenen 
- Reformversuche bis zur Gegenwart. 
In diesem Zusammenhang interessant 
ist auch eine andere Entwicklung, auf 
die Wiemann (G. Wiemann, Lernort-



verbund im Sinne der Gemeinwesen­
arbeit, S. 77-86) verweist. "Fast unbe­
merkt ist in den letzten Jahrzehnten 
der selbstverständliche Grundkon­
sens einer Mehrheit von Lehrern, El­
tern und Schülern im sozialen Um­
gang miteinander und in der Einschät­
zung der Schule verlorengegangen . . .  
Die Gültigkeit vorindustrieller Hand­
lungs- und Deutungsmuster hat ihre 
Bedeutung verloren." 

Das Grundmuster traditioneller Be­
rufsausbildung, nämlich Erklären -
Vorzeigen - Nachmachen - Üben wird 
durch die Einführung neuer Informa­
tions- und Kommunikationstechniken 
modifiziert: "Wenn die Mensch-Ma­
schine-Kommunikation immer mehr 
Bedeutung gewinnt, . . .  dann sind die 
Einsichtsfähigkeit, Analysefähigkeit, 
Konzeptionsfähigkeit, die soziale, or­
ganisatorische und ökonomische Fan­
tasie, die Kreativität und Selbstorgani­
sation des Menschen in einem ständi­
gen Lernprozeß durch Veränderung 
herausgefordert. Dann wird Lernen 
zur eigentlichen Arbeit, und Arbeit im 
heutigen Verständnis wird zum ,Ab­
fallprodukt' des Lernens wie früher 
die ,Erfahrung' das Abfallprodukt der 
Arbeit und trotzdem gleichzeitig das 
wichtigste ,Kapital' des Arbeitneh­
mers war" (R. Berger, Chancen und 
Herausforderungen durch neue Infor­
mations- und Kommunikationstech­
nologien, S. 7-13). Denken wir weiter­
hin in den alten Kategorien, so stellen 
wir die falschen Fragen und können 
die anstehenden Probleme nicht lö­
sen. So führt die Integration unter­
schiedlicher Hard- und Software nicht 
durch arbeitsteilige Spezialisierung, 
sondern durch Gesamtbearbeitung ei­
nes Vorganges zur Produktivitätsstei­
gerungen (R. Berger, a. a. 0, S. 8). 

"Technischer Fortschritt ist un­
trennbar mit einem Heraustreten des 
Menschen aus der Produktion verbun­
den. Dieser wird zum Bediener, Über­
wacher und Steuerer von Maschinen. 
Sein Arbeitsvollzug unterliegt damit 
einem Prozeß der ,Entsinnlichung' " 
(W. Volpert, Vielleicht auch Träumen? 

Über die Kategorie "Praxis" im Zeital­
ter der Computer, S. 15-24). Wenn 
aber Arbeitsprozesse immer weniger 
handgreiflich und erzeugte Dinge im­
mer weniger faßbar sind, was wird 
dann aus einer praktischen Berufsaus­
bildung werden? Was bedeutet Pra­
xisbezug und auf welche Arbeitswelt 
soll die Schule vorbereiten? 

Zur Evaluierung nationaler Bil­
dungsbemühungen und zur Beurtei­
lung der Effizienz von Bildungssyste­
men werden häufig die entsprechen­
den Daten von wirtschaftlich höher 
entwickelten Ländern herangezogen. 
Die Problematik solcher Vergleiche 
beleuchtet B. Dieckmann in seinem 
Beitrag "Zur Ideologie des Entwick­
lungpfades. Eine Kritik an der Praxis 
des internationalen Vergleichs" 
(S. 189-197). Er verweist auf die häufig 
anzutreffende Tatsache, daß Einrich­
tungen eines Landes auch dann noch 
als Vorbild dienen, wenn sie sich im 
eigenen Land nur begrenzt bewährt 
haben. Ebenso ist die Gefahr gegeben, 
aus der Nachahmung ausländischer 
Vorbilder nicht nur keinen Nutzen zu 
ziehen, sondern Schaden zu erleiden. 
Die Gefahr liegt in der isolierten Über­
nahme einzelner Maßnahmen aus sehr 
komplexen Prozessen. Als Beispiel 
führt der Autor die Anhebung der 
Abiturientenquote in der BRD nach 
ausländischem Vorbild an, die nicht 
Hand in Hand mit einer Vermehrung 
geeigneter Arbeitsplätze gegangen ist. 

In mehreren Beiträgen wird be­
schrieben, wie das Bildungswesen so­
zialen Status und Lebenschancen zu­
teilt. Eine Tatsache, die von Ökono­
men häufig außer acht gelassen und in 
der öffentlichen Diskussion aus 
durchsichtigen Gründen verschwie­
gen wird. Dazu einige Zitate: "Die 
Erörterung der sozialen Dimension ei­
ner Diversifizierung des Bildungswe­
sens muß vor allem an der Berechti­
gungsfunktion des Schulsystems an­
setzen. Die Entwicklung des formalen 
Schulsystems zu einem Verteilungs­
mechanismus für Sozialchancen ist in 
vielen theoretischen und empirischen 
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Studien überzeugend dargelegt wor­
den. Besonders in Entwicklungslän­
dern hat die Auflösung traditioneller 
Grundlagen für die Reproduktion ei­
ner Führungsschicht - Verwandt­
schafts- bzw. Stammeszugehörigkeit, 
Religion, Kasten und Zünfte - ein 
Vakuum hinterlassen." "Die Berechti­
gungsfunktion des formalen Schulsy­
stems beruht ferner auf der Vorausset­
zung, daß der Hauptanteil an Bildung 
und Ausbildung vor Eintritt in das 
Arbeitsleben stattfindet und daß 
die Statuszuweisung hauptsächlich 
(wenngleich nicht ausschließlich) zum 
Zeitpunkt des Übergangs in das Be­
rufsleben erfolgt." (D. Berstecher, Zur 
Diversifizierung des Bildungswesens 
in Entwicklungsländern, S. 227-239). 
Man sollte sich aber nicht durch Stam­
meszugehörigkeit und Kasten verlei­
ten lassen zu glauben, daß die obigen 
Feststellungen nur für Entwicklungs­
länder gelten! 

Vergleichbare Aussagen bringt eine 
Analyse empirischer Untersuchun­
gen. "Die älteren Lehrlingsstudien 
hatten übereinstimmend zu dem Er­
gebnis geführt, daß die betriebliche 
Ausbildung nur einen Teil der Ju­
gendlichen so qualifizierte, daß sie im 
Vergleich zu den Besuchern weiter­
führender Schulen nicht notwendig 
als benachteiligt anzusehen waren, 
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während die berechtigten Qualifizie­
rungsinteressen der übrigen Lehrlin­
ge mehr oder minder verletzt wurden" 
(W. Lempert, Sozialisation in der be­
trieblichen Ausbildung. Der Beitrag 
der Lehre zur Entwicklung sozialer 
Orientierungen im Spiegel neuerer 
Längsschnittuntersuchungen, S. 103-

144). Zu überprüfen wäre, ob die fol­
gende Charakterisierung der betriebli­
chen Ausbildung in Deutschland auf 
Österreich übertragbar ist: "Betriebli­
che Ausbildung dürfte kritische politi­
sche Bildung noch heute häufig 
ebenso unterbinden, wie es um die 
Jahrhundertwende der Berufsschul­
unterricht sollte, der seinerzeit zur 
Verhinderung von sozialdemokrati­
scher Arbeiterbildung konzipiert wor­
den war." 

Der Berufsbildungpolitik des DGB 
wird von M. Wilke (Friedrich Edding 
oder der politisch handelnde Wissen­
schaftler, S. 57-66) kein gutes Zeugnis 
ausgestellt. Der Autor glaubt nicht, 
daß der DGB bei einer grundlegenden 
Reform des dualen Systems eine akti­
ve und innovatorische Rolle spielen 
könne. W.-D. Greinert wiederum kriti­
siert, daß die Gewerkschaften trotz 
aller Bemühungen des DGB keine ein­
heitliche Position mehr vertreten. 

Irene Geldner 



DIENSTLEISTUNGEN: VON 
VIELEN STANDPUNKTEN AUS 

GESEHEN 

Rezension von: Jean-Claude Delaunay 
und Jean Gadrey, Les enjeux de la 

societe de service, Presse de la 
Fondation Nationale des Seiences 
Politiques, Paris 1987, 333 Seiten; 

Wolfgang Ochel und Manfred Wegner, 
Service Economies in Europe: 

Opportunities for Growth, Pinter 
Publishers, London & Westview 

Press, Boulder, 1987, 160 Seiten; Karl 
P. Sauvant, International 

Transactions in Services - The Politics 
ofTransborder Data Flows, Westview 
Press, Boulder, 1986, 372 Seiten; Karl 
P. Sauvant, Trade and Foreign Direct 

Investment in Data Services, 
Westview Press, Boulder, 1986, 223 

Seiten; Peter Gross und Peter 
Friedrich (Hrsg.), Postitive Wirkungen 

der Schattenwirtschaft?", Nomos, 
Baden-Baden, 1988, 296 Seiten. 

Die große Anzahl von Büchern über 
Dienstleistungen, die in den letzten 
2-3 Jahren veröffentlicht wurden, be­
weist das starke Interesse an diesem 
Thema. Die fünf rezensierten Publika­
tionen unterscheiden sich zwar inhalt­
lich, haben dennoch eine gemeinsame 
Eigenschaft: Ihre Erkenntnisgrundla­
ge ist breit, sie enthalten Hinweise auf 
zahleiche Studien anderer Autoren 
und geben eine gute Übersicht der 
gegenwärtigen Meinungen. 

Delaunay und Gadrey schreiben 
über die Theorie und die Vergangen­
heit. Viele Ökonomen, die sich mit der 
entstehenden Marktwirtschaft und In­
dustrie beschäftigten, hatten auch 
über die Dienstleistungen viel zu sa­
gen: G. King (1648-1712), W. Petty 
(1623-1687), L. de Boisquilbert 

(1646-17 14), A. Smith (1723-1790), J.­
B. Say (1768-1832), J. C. Sismonde de 
Sismondi (1773-1842), J. S. Mill 
(1806-1873) und K. Marx (1818-1883). 
Sie hatten einen guten Grund, vor der 
Industriegesellschaft existierte eine 
vorindustrielle Dienstleistungsgesell­
schaft der Händler, der Seefahrer und 
der Bankiers. In Frankreich arbeiteten 
um 1780-1790 30 Prozent der Erwerbs­
tätigen im Dienstleistungssektor (1856 
waren es 21 ,4 Prozent, erst um 1930 
wurde der Anteil aus der Zeit vor der 
Revolution wieder erreicht). Die 
Struktur des Dienstleistungssektors 
hat sich zwischen 1856 und 1931 we­
sentlich verändert. Die Anteile der 
Staatsdiener (18,9 Prozent und 19,2 
Prozent) und der Freiberufler (9,4 Pro­
zent und 10,9 Prozent) blieben fast 
stabil, dem Anstieg der Beschäftigung 
im Bank- und Versicherungswesen 
(von 1,2 Prozent auf 4,3 Prozent) und 
im Handel (von 31 ,3 Prozent auf 
36,4 Prozent) stand ein Rückgang des 
Haushaltspersonal (von 31,8 Prozent 
auf 13,3 Prozent) gegenüber. Einige 
Autoren, wie F. Bastiat (1801-1850) 
und C. Colson (1853-1939), hielten die 
kapitalistische Wirtschaft zur Gänze 
für eine Dienstleistungswirtschaft Es 
wurden sogar Studien über die militä­
rischen Dienstleistungen und den pro­
duktiven Charakter des Krieges ver­
faßt; z. B. eine von L. von Stein 
(1815-1890) und eine andere von 
A. Schäffle (1831-1903). Als die Indu­
strialisierung weit fortgeschritten war, 
formulierten A. G. B. Fisher (1937), 
C. Clark (1940) und J. Fourastie (1963) 
die Hypothese der post-industriellen 
Dienstleistungsgesellschaft. In den 
siebziger Jahren erschien der Gedan­
ke der Selbstbedienungsgesellschaft, 
deren Infrastruktur mit dauerhaften 
Konsumgütern ausgestattete Haushal­
te bilden. In der zweiten Hälfte des 
Buches werden Klassifikationen der 
Dienstleistungen un'd die Dualität der 
Waren und Dienstleistungen behan­
delt. Die Dualität bedeutet, daß Waren 
und Dienstleistungen sowohl substi­
tuierbar als auch komplementär sein 
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können. Das Buch schließt mit einem 
Kapitel über die neue Dienstleistungs­
gesellschaft ab. 

Die neue Wirtschaft in Europa ist 
Gegenstand des Buches von Ochel 
und Wegner. Als Mitarbeiter des IFO­
Instituts in München hatten sie die 
Möglichkeit, die zahlreichen Studien 
über Dienstleistungen, die in den letz­
ten drei Jahren mit finanzieller Unter­
stützung der EG-Kommission verfaßt 
wurden, zusammenzufassen. Das ak­
tuelle und inhaltlich interessante 
Buch deckt sich am Anfang ungefähr 
mit dem Buch von Delaunay und Ga­
drey; jeder Autor glaubt etwas über 
Definitionen, Klassifikationen, Mes­
sung und die Rolle der Dienstleistun­
gen in der modernen Wirtschaft sagen 
zu müssen. Die Untersuchung der 
Dienstleistungen für den privaten 
Verbrauch befaßt sich mit mehreren 
Themen: Mit dem Anteil der Dienstlei­
stungen am privaten Verbrauch in den 
europäischen Ländern, mit ihren 
N achfrageelastizitäten in bezug auf 
Einkommen und auf relative Preise, 
mit dem Einfluß ihrer Preise auf die 
Neigung zu Selbstbedienung und zu 
unbezahlten gemeinnützigen freiwilli­
gen Tätigkeiten, mit den Präferenzen 
für verschiedene Lebensstile, mit dem 
Einfluß der Verstädterung und mit 
den Effekten der Informationstechno­
logien. Empfohlen wird Deregulie­
rung, Flexibilität der Arbeitszeit (die 
Erbringung der Dienstleistung muß 
zur richtigen Zeit und an der richtigen 
Stelle geschehen, beide bestimmt der 
Konsument) und Förderung der infor­
mationsverarbeitenden Technologien 
im Schulwesen und in privaten Haus­
halten. Die informationsverarbeitende 
Technologie bildet die Grundlage der 
neuen Wirtschaft. Sie integriert Pha­
sen der Produktion und der Distribu­
tion, erhöht die Qualität der Produkte 
und ermöglicht den Aufbau von N et­
zen, welche die Hersteller und die 
Verbraucher verbinden. Sie fördert 
Flexibilität und beschleunigt die Da­
tenübertragung und die Nachrichten­
übermittlung. Die elektronische Tech-

406 

nologie verändert die Produktion, die 
Märkte und die Allokation der Wirt­
schaftstätigkeiten; andere Produkte 
für andere Kunden werden an ande­
ren Stellen mit anderen Technologien 
als früher hergestellt. Das Gewicht 
gekoppelter Waren und Dienstleistun­
gen (der Systeme) nimmt zu. Märkte 
werden internationalisiert, Dienstlei­
stungen werden mehr international 
gehandelt. Informationsgewinnung 
und -Verarbeitung nehmen an Ge­
wicht zu, das Design der Produkte 
ändert sich oft, die nicht-materiellen 
Investitionen (Softwareherstellung, 
Fortbildung des Personals) steigen an, 
die Dienstleistungsfunktionen in der 
Warenproduktion expandieren, direk­
te Beziehungen zwischen Produzen­
ten und Kunden setzen sich durch, 
Ansprüche an die Qualifikation der 
Arbeitskräfte ändern sich schnell. Die 
Lehren für die Wirtschaftspolitik sind: 
ein Mehr an laufender Fortbildung, 
ein Mehr an Forschung und Entwick­
lung, bessere Finanzierungsmöglich­
keiten für nichtmaterielle Investitio­
nen, bessere Telekommunikationspo­
litik. Neue Firmen (und neue Arbeits­
plätze) entstehen in der Softwarepro­
duktion, in der elektronischen Daten­
verarbeitung, in den Telekommunika­
tionen und in den Informationsdien­
sten (Aufbau der Datenbanken und 
der Datenübertragung). Europa 
braucht Standardisierung im Tele­
kommunikationsbereich, eine ge­
meinsame Strategie im Aufbau der 
elektronischen Netze der Datenüber­
tragung, einen besseren Schutz des 
intellektuellen Eigentums und eine 
einheitliche Regelung des grenzüber­
schreitenden Datenflusses. Innerhalb 
des Dienstleistungssektors expandie­
ren die intermediären Dienstleistun­
gen (Vorleistungen für die Produktion 
von Waren und anderer Dienstleistun­
gen). Deren Anteil am Brutto-Produk­
tionswert der europäischen verarbei­
tenden Industrie betrug 1975 13,1 Pro­
zent, 1981 14,9 Prozent. Am höchsten 
war er mit 22,2 Prozent in Frankreich 
(1981), am niedrigsten mit 6,7 Prozent 



in Schweden (1982). Die intermediä­
ren Dienstleistungen begleiten die Ex­
pansion der Warenproduktion und 
werden durch die Externalisierung 
der Dienstleistungstätigkeiten aus 
den warenproduzierenden Betrieben 
in Dienstleistungsbetriebe gefördert. 
Die Vorteile der Externalisierung hän­
gen von der Komplementarität der 
Dienstleistungen zu anderen Tätigkei­
ten im Betrieb und von den Skalener­
trägen ab. Die Nachfrage nach den 
marktmäßigen intermediären Dienst­
leistungen hängt auch von der Fir­
mengröße und vom Wirtschaftsbe­
reich ab: sie ist niedrig in den kleinen 
Firmen, hoch in den mittleren, und 
niedrig in den großen; sie ist hoch in 
der Nahrungsmittelindustrie und der 
chemischen Industrie (Werbung) und 
in der Produktion der Büroeinrichtun­
gen und der Flugzeug- und Raumfahrt­
industrie (Forschung und Entwick­
lung). Große Konsumenten der inter­
mediären marktmäßigen Dienstlei­
stungen sind auch die Dienstlei­
stungsfirmen. 1975 flossen in der EG 
16,8 Prozent des Outputs der markt­
mäßige Dienstleistungen in die Vorlei­
stungen der Landwirtschaft, der Indu­
strie und der Bauwirtschaft, 24,6 Pro­
zent wurden als Vorleistungen im 
Dienstleistungssektor verwendet, 
51 ,1  Prozent flossen in die heimische 
Endnachfrage und 7,5 Prozent wur­
den exportiert. Das Buch schließt mit 
einem Thema ab, das heutzutage in 
jede Studie über Dienstleistungen ge­
hört; über die elektronische Informa­
tionsverarbeitung. Die Themen sind 
die Automatisierung der Büroarbeit, 
computer-aidded-Design, Anwendun­
gen in den Banken, Experten-Systeme 
und künstliche Intelligenz, elektro­
nische Post, moderne Geräte für 
Nachrichtenübermittlung und An­
schluß der Heimcomputer auf Daten­
übertragungsnetze. 

Ein wichtiges Forschungszentrum 
über Dienstleistungen ist das UN-Zen­
trum für Transnationale Gesellschaf­
ten in New York. Eine der leitenden 
Persönlichkeiten des Zentrums, Karl 

P. Sauvant, verfaßte zwei wichtige Bü­
cher über die datenverarbeitenden 
Dienstleistungen. Zu diesem Bereich 
gehören Datenverarbeitung, Telekom­
munikationen, Softwareherstellung 
und Herstellung von Datenbanken. 
Diese Dienstleistungen ändern die Ar­
beitsweise aller wirtschaftlichen Tä­
tigkeiten und den internationalen 
Handel. Mit diesen Dienstleistungen 
wird international gehandelt, in sie 
wird viel über die Grenzen investiert; 
sie schaffen neue Voraussetzungen für 
die Tätigkeit der transnationalen Ge­
sellschaften. Das Buch enthält eine 
gute Übersicht der Entwicklung des 
Dienstleistungssektors, der datenver­
arbeitenden Dienstleistungen und der 
grenzüberschreitenden Investitionen 
in diesem Bereich. Das zweite Buch 
desselben Autors behandelt die daten­
verarbeitenden Dienstleistungen in 
Lateinamerika und bietet einen Ein­
blick in die Lage der Entwicklungs­
länder. 

Das letzte der rezensierten Bücher 
behandelt die Schattenwirtschaft. Sie 
wird im Buch breit definiert und um­
faßt nicht nur Schwarzarbeit und 
Schwarzwirtschaft, sondern auch 
hauswirtschaftliche Produktion und 
gemeinschaftliche Selbsthilfe. Die 
zwölf Studien (von sechzehn Autoren) 
wurden auf der Tagung zum Thema 
"Positive Wirkungen der Schatten­
wirtschaft", die im November 1985 an 
der Universität Bamberg gehalten 
wurde, vorgelegt. Die Herausgeber ha­
ben sie in drei thematische Kreise 
aufgeteilt: Entwicklung und Bedeu­
tung, Wirkungen und Wertungen der 
Schattenwirtschaft. Die wichtigsten 
Gedanken wurden von Peter Gross in 
einer hervorragenden Einführung zu­
sammengefaßt: Die Schattenwirt­
schaft ist keine neue Erscheinung. 
Einst weit verbreitet, wurde sie wäh­
rend der Industrialisierung durch Pro­
duktion für den Markt zurückge­
drängt. Heutzutage erlebt sie eine klei­
ne Renaissance. Sie ist ein neues The­
ma nur für die Wirtschaftswissen­
schaften, die während der Expansion 
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der Erwerbswirtschaft dem stationä­
ren Umfeld, in dem sich dieser Prozeß 
abspielte, wenig Aufmerksamkeit 
widmeten. Der Titel des Buches ist 
absichtlich provozierend, die Antwort 
auf die gestellte Frage ist bedacht und 
ausgewogen. Die negativen Aspekte 
der Schattenwirtschaft sind die un­
gleiche Behandlung von Hand- und 
Kopfarbeitern und von Selbständigen 
und Unselbständigen und die Ent­
zugseffekte bei Steuern und Sozialver­
sicherungsbeiträgen. Die Schwarzar­
beit schadet dem regulären Arbeits­
markt nicht so sehr wie die illegale 
Beschäftigung (besonders von 
schlechtbezahlten Ausländern). Die 

- Schattenwirtschaft hat auch positive 
Aspekte. Sie dient häufig als Vorlauf­
projekt und als Rekrutierungsfeld von 
Selbständigen, ist eine Form der 
Selbstqualifizierung und erlaubt 
Selbstentfaltung. Arbeitszeit, -form 
und -inhalt können frei bestimmt wer-
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den. Die Schattenwirtschaft zeichnet 
sich durch Leistungsbereitschaft, Ini­
tiative und Arbeitsmoral aus. Sie be­
deutet ein Mehr an Markt, hat eine 
Pufferfunktion und fungiert oft als 
Auffangbecken für Kurzarbeiter und 
Kurzarbeitslose. Kleingewerbe und 
Kleinunternehmen weisen Doppel­
züngigkeit auf: während sie offiziell 
die Unterbindung und Bestrafung der 
Schwarzarbeit fordern, sind viele dazu 
bereit, die Schwarzarbeit ihrer Mitar­
beiter zu tolerieren oder auf Wunsch 
der Kunden selber zu erbringen. Das 
Buch warnt vor allzu schneller Verur­
teilung der Schattenwirtschaft. Als 
Antwort auf die Frage über die Wer­
tung der Schattenwirtschaft wird 
Manfred Groser zitiert: "Auf den ein­
fachsten Nenner gebracht, erscheint 
die Schattenwirtschaft als die Summe 
der Versuche von Menschen, ihre Pro­
bleme selbst zu lösen." 

Jiti Skolka 



DIE ÖSTERREICHISCHE 
GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG 

Rezension von: Fritz Klenner, 
Die Österreichische 

Gewerkschaftsbewegung, 
Verlag des ÖGB, Wien 1988, 

712  Seiten, S 495,-

Diese "lange Kurzgeschichte der 
Österreichischen Gewerkschaftsbewe­
gung" (Hans Fellinger im Vorwort) ist 
die Krönung des Werks von Fritz 
Klenner als Chronist des ÖGB und 
seiner Vorläufer. Diese Tätigkeit be­
gann mit den ersten beiden Bänden 
des Standardwerkes "Die Österrei­
chischen Gewerkschaften", die 1951 
bzw. 1953 veröffentlicht wurden und 
die Nachfolge der "Klassiker" von 
Ludwig Brügel und Julius Deutsch 
antraten. 1967 erschien erstmals Klen­
ners Monographie der Gewerkschafts­
bewegung als Kurzfassung und Fort­
schreibung der umfangreichen Bände 
aus den fünfziger Jahren. 1979 schloß 
Klenner "Die Österreichischen Ge­
werkschaften" mit dem dritten Band 
ab. 1981 gelangte im Verlag des ÖGB 
"Hundert Jahre Österreichische Ge­
werkschaftsbewegung" zur Veröffent­
lichung. Der vorliegende Band, "der in 
erster Linie für Gewerkschaftsfunk­
tionäre und für an der Bewegung In­
teressierte geschrieben wurde", ver­
folgt die Entwicklung der Arbeitneh­
merorganisation bis ins Jahr 1987. 

Da die Darstellung der Gewerk­
schaftsgeschichte bis in die sechziger 
Jahre gegenüber der älteren Monogra­
phie nur wenig verändert wurde, kon­
zentriert sich diese Besprechung auf 
jene Teile des Buches, welche die jün­
gere Vergangenheit zum Inhalt haben. 

Im "Auf gefährdeter Überholspur" 
betitelten Kapitel beschreibt Klenner, 

1963 bis 1972 Generaldirektor der 
Bank für Arbeit und Wirtschaft, dann 
Aufsichtsratsvorsitzender dieses Insti­
tuts, daher immer am Puls des Wirt­
schaftsgeschehens, die ökonomische 
Entwicklung Österreichs in den sieb­
ziger Jahren. Im Gegensatz zu den 
gegenwärtig vollmundig auftretenden 
"Revisionisten" zieht Klenner eine 
überwiegend positive Bilanz dieses 
Jahrzehnts. Österreichs Wirtschaft 
wuchs rascher als die der anderen 
europäischen Industriestaaten: das 
Bruttoinlandsprodukt erhöhte sich 
von 1970 bis 1979 real um 52 Prozent 
(durchschnittlich 4,3 Prozent pro 
Jahr). Österreich zählte zu den Län­
dern mit der ausgeprägtesten Preissta­
bilität: Die durchschnittliche Teue­
rungsrate belief sich auf 6,1 Prozent. 
Aus der Sicht der Gewerkschaften am 
bedeutendsten waren der starke An­
stieg des Lebensstandards (Realein­
kommen + 66 Prozent) und die Erfol­
ge der Beschäftigungspolitik. Im 
Durchschnitt der siebziger Jahre be­
trug die Arbeitslosenrate 1,9 Prozent, 
es herrschte also Vollbeschäftigung. 
Im genannten Zeitraum wurden mehr 
als 400.000 neue Arbeitsplätze ge­
schaffen. 

Auf der Passivseite ortet Klenner 
zunehmende Strukturschwächen: 
"Die Infrastruktur ist schwerlastig im 
Grundstoff- und Konsumgüterbe­
reich, die beide weltweite Überkapazi­
tät aufweisen und der Konkurrenz der 
Niedriglohnländer ausgesetzt sind. 
Auch konnte bisher der Inlandsmarkt 
den Bedürfnissen der Konsumenten 
nach Qualitätsware nicht ausreichend 
gerecht werden." (S. 469) 

Auf dem 9. Bundeskongreß des 
ÖGB im September 1979 stand die 
Beschäftigungslage im Mittelpunkt. 
Noch konnte Präsident Benya im Ein­
leitungsreferat darauf hinweisen, daß 
die Vollbeschäftigung aufrechterhal­
ten und Jugendarbeitslosigkeit ver­
mieden wurde. 

Die Folgen der wirtschaftlichen Re­
zession der Jahre 1981/82 schlugen 
sich in den Themen und Diskussionen 
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des 10. Bundeskongresses im Oktober 
1983 nieder. Dieser Kongreß stand un­
ter dem Motto "Arbeit für alle. 
Schwierige Zeiten gemeinsam mei­
stern". Als sein Hauptanliegen be­
zeichnete der ÖGB die Bekämpfung 
bzw. Verhinderung der Arbeitslosig­
keit. Aus diesem Grund forderte er 
weitere finanzielle Mittel für die in den 
staatlichen Bes�häftigungsprogram­
men vorgesehenen Infrastrukturinve­
stitionen und Verkürzungen der wö­
chentlichen Arbeitszeit in den Kollek­
tivvertragsverhandlungen auf Bran­
chenebene. 

Zur Verstaatlichten Industrie, die 
sich bereits in einer schweren Krise 
befand, betonte der ÖGB, daß sich 
diese grundsätzlich an betriebswirt­
schaftlichen Zielen zu orientieren ha­
be, aber doch stärker als private Un­
ternehmungen auf regionale und Ar­
beitsmarktprobleme Rücksicht neh­
men müsse. Solchen Rücksichten sei­
en aber finanzielle Grenzen gesetzt, 
und sie dürften nicht zur Versteine­
rung von Strukturen führen. Der lei­
tende Sekretär Erich Hofstätter unter­
strich die Notwendigkeit der Um­
strukturierung der Verstaatlichten In­
dustrie, wandte sich aber entschieden 
gegen die Entindustrialisierung gan­
zer Regionen. In einer industriepoliti­
schen Resolution setzte sich der ÖGB 
für die Beschleunigung des Umstruk­
turierungsprozesses der Industrie in 
Richtung technisch anspruchsvoller 
sowie arbeitsintensiver Güter mit ho­
hem Qualitätsstand ein. 

Das Thema Verstaatlichte Industrie 
besaß auch auf dem 11 .  Bundeskon­
greß im Herbst 1987 einen hohen Stel­
lenwert. Der ÖGB hielt nachdrücklich 
fest, daß eine Grundstoffindustrie und 
Massenproduktionen fortzubestehen 
hätten und deshalb die Verstaatlichte 
Industrie in ihren Kernbereichen er­
halten bleiben müsse. Die Überant­
wortung an die Privatwirtschaft biete 
keine Gewähr für eine volkswirt­
schaftlich effiziente Führung der Be­
triebe. Klenner wendet sich in diesem 
Zusammenhang entschieden gegen je-
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de Diskussion umfassender oder gänz­
licher Entstaatlichung, da dies einen 
Ausverkauf eines großen Wirtschafts­
bereichs an ausländisches Kapital 
gleichkäme, was aufgrund der histori­
schen Erfahrungen bedenklich wäre. 
"Einen Familienschatz darf man nicht 
zur Gänze versilbern. Mit einem Über­
handnehmen ausländischer Konzerne 
würde Österreich zu einer Kolonie 
werden." (S. 528) An anderer Stelle 
meint Klenner zur Situation der Ver­
staatlichten Industrie im Jahre 1987 : 
"Die Erneuerung der Basisindustrie 
wird auf Sicht trotz voreiliger Ankün­
digungen weiterer Kapitalzuführun­
gen bedürfen und darf nicht an der 
mobilisierten Kleinmütigkeit der öf­
fentlichen Meinung scheitern. Die 
Versäumnisse der Vergangenheit sind 
zu groß, um innerhalb weniger Jahre 
überbrückt werden zu können." 
(S. 481) 

Auch der 11. Bundeskongreß setzte 
unveränderte Prioritäten. "Das wich­
tigste Ziel der Wirtschaftspolitik ist 
für den ÖGB die Vollbeschäftigung." 
Da die erwünschte Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit noch keineswegs 
in allen Branchen durchgesetzt wor­
den war, ergriff der ÖGB erneut die 
Initiative: "Die seit dem 10. Bundes­
kongreß laufenden Bemühungen um 
Arbeitszeitverkürzung auf Betriebs­
und Branchenebene sollen durch Ge­
spräche über den Abschluß eines 
Generalkollektivvertrags fortgesetzt 
werden." 

Wie Sepp Wille während des letzten 
Bundeskongresses, greift auch Klen­
ner in den das Buch abschließenden, 
die Zukunft betreffenden Überlegun­
gen ("An der Schwelle eines neuen 
Zeitalters") ein heißes Eisen der Ge­
werkschaftsbewegung auf: das Indu­
striegruppenprinzip. Klenners Stand­
punkt ist eindeutig: "Noch in dem zu 
Ende gehenden Jahrhundert wird ei­
ne Entscheidung über die Realisie­
rung des Industriegruppenprinzips im 
ÖGB fallen müssen - je früher eine 
Vorentscheidung durch Einsetzung 
einer Kommission fällt, desto besser. 



Nur mit einer Zuführung der Ange­
stellten in die zuständige Fachgewerk­
schaft in einer nicht allzu fernen Zu­
kunft kann die Auszehrung einiger 
Fachgewerkschaften der ,Schorn­
steinindustrie' verhindert werden." 
(S. 643) Man darf gespannt sein . . .  

Michael Mesch 
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KONSUMGENOSSENSCHAFTEN 
IM 

VERDRANGUNGSWETTBEWERB 

Rezension von: Yearbook of Co­
operative Enterprise 1988, J. Elise 
Bayley und Edgar Farneil (Hrsg.), 

Plunkett Foundation for co-operative 
Studies, Oxford, 1988, 181 Seiten 

Das früher vorwiegend den land­
wirtschaftlichen Kooperationsformen 
gewidmete Jahrbuch der Plunkett­
Foundation ist mit seiner Ausgabe 
von 1988 zum "Yearbook of Cooperati­
ve Enterprise" geworden. Der erste 
der drei Teile bietet einen interessan­
ten Überblick über den aktuellen 
Stand des britischen Genossen­
schaftswesens, der zweite ist der land­
wirtschaftlichen Kooperation gewid­
met (mit einem kritischen Beitrag 
über den Österreichischen Raiffeisen­
sektor von Erwin Weissel), der dritte 
widmet sich spezifisch den konsum­
genossenschaftlichen Fragen anhand 
der Länder Großbritannien, Schwe­
den, Kanada und Japan. Ein vierter 
Teil ist Problemen der angelsächsi­
schen Genossenschaftsgesetzgebung 
gewidmet. 

Zahlreiche Artikel vermitteln kriti­
sche Sachinformationen, die hierzu­
lande wohl wenig bekannt geworden 
sind. Daß vor allem in den 70er Jahren 
in Schottland und Nordirland zahlrei­
che Fischereigenossenschaften ent­
standen sind - nicht zuletzt aufgrund 
der Marktregulierung durch die ge­
meinsame Fischereipolitik der EG -
wird etwa vielen neu sein. Die neuen 
Produktiygenossenschaften Großbri­
tanniens, nicht zuletzt ein Produkt der 
massiven Arbeitslosigkeit der That­
cher-Ara, werden von Alan Thomas 
einer solidarischen, aber nicht unkriti-
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sehen Analyse unterzogen. Daß von 
den 1975 bis 1983 gegründeten Genos­
senschaften nicht mehr als etwa die 
Hälfte noch 1986 eine Geschäftstätig­
keit aufwiesen, zeigt etwa die Gefah­
ren, die diese häufig mit viel Enthu­
siasmus, aber unzureichenden Res­
sourcen und Know-how ausgestatte­
ten Neugründungen zu bestehen ha­
ben. (Das gilt allerdings auch für die 
meisten privaten Geschäftsneugrün­
dungen.) In den Jahren 1983 bis 1986 
betrug die Anzahl der schließenden 
Genossenschaften jeweils ein Drittel 
bis über die Hälfte der Zahl der Neu­
zugänge (vgl. Statistik S. 22). Die Mas­
senarbeitslosigkeit hat in Großbritan­
nien auch die Konzeption der örtli­
chen Community Enterprises entste­
hen lassen, in deren nicht primär pro­
fitorientiertem Zusammenhang auch 
das Konzept der Sozialbilanz neue Be­
deutung gewonnen hat. Nicht uninter­
essant auch zu erfahren, daß die Geg­
nerschaft der extrem linken Labour­
verwaltung in Liverpool gegen die 
"elitären" Baugenossenschaften Mar­
garet Thatcher zu einer Verteidigungs­
rede auf die Kooperativen bewog. 
(S. 45) 

Besonderes Augenmerk verdienen 
allerdings jene Artikel, welche sich 
mit der Lage der Konsumgenossen­
schaften befassen. Ziemlich unbe­
merkt von der Öffentlichkeit sind die­
se Genossenschaften ja in den letzten 
Jahrzehnten in vielen Staaten Euro­
pas in eine beachtliche Krise geraten -
eine Krise, die in mancher Hinsicht 
auch für die zum Teil eng mit ihnen 
verknüpften Gewerkschaften beunru­
higend erscheinen muß. 

Der wohl "härteste" Artikel des 
Jahrbuches ist von Ted Stephenson 
der Situation der britischen Konsum­
genossenschaften gewidmet. Während 
G. C. J. Pratt, ein Vertreter der "Co­
operative Union", den umfassenden 
Charakter dieses Sektors hervorhebt 
(von der Milch fürs Baby bis zum 
Begräbnisdienst), dabei allerdings die 
andere Seite der Medaille: "decline 
and difficulty" nicht leugnet, analy-



siert Stephenson unbarmherzig die 
fundamentalen Schwächen der briti­
schen Konsumgenossenschaften: 
Zwischen 1960 und 1986 Absinken des 
Marktanteils von 10,9 Prozent auf 
4,7 Prozent, des Non-food-Marktan­
teils sogar von 4,2 Prozent auf 1,7 Pro­
zent und gegenüber der Konkurrenz 
unzureichende Gewinnmargen. Die 
Breite der Angebotspalette wird als 
Schwäche, geeignete Marktsegmente 
auszuwählen, gekennzeichnet, als 
"Kampf auf zu vielen Fronten". Die 
komplizierte Struktur des Sektors, der 
Dualismus zwischen den "Cooperati­
ve Retailing Services" als größter Ein­
zelgenossenschart und dem Einzel­
handelszweig des Großhandelshauses 
CWS, dazu die Vielzahl unabhängiger 
größerer und kleinerer Regionalge­
nossenschaften wird als Wettbewerbs­
nachteil gebrandmarkt. Freilich: "Size 
does not guarantee suiccess" wie Ste­
phenson mit Hinblick auf private 
Großfirmen wie Woolworth bemerkt, 
wo nach dem Verkauf das gewachsene 
Management ausgetauscht wurde und 
eine neue Marketingpolitik mit Ab­
kehr vom Image des "Vollversorgers" 
gewählt wurde. Stephenson konsta­
tiert die abnehmende Rolle der genos­
senschaftlichen Rückvergütung, die 
leider in manchen Fällen allzulange, 
nämlich aus der Unternehmenssub­
stanz bezahlt worden sei, und er stellt 
das genossenschaftliche Solidaritäts­
prinzip in Frage, das Insolvenzen in­
nerhalb des Sektors praktisch nicht 
zuließ. Diese Haltung habe einen zu 
großen Teil der finanziellen und Ma­
nagement-Ressourcen an Rettungs­
operationen gebunden, aber auch kor­
rigierende Maßnahmen in gefährdeten 
Genossenschaften verzögert, da diese 
ja ihrer Rettung sicher sein konnten. 
Daß, wie Stephenson schreibt, die 
"Bewegung" in Wahrheit eine An­
sammlung autonomer, am eigenen 
Überleben orientierter Körperschaf­
ten ist, hat sich 1985/86 im Zerfall der 
französischen Konsumgenossen­
schaftsbewegung und der Liquidie­
rung ihrer zentralen Organe gezeigt. In 

Ländern, wo durch einen Kraftakt die 
organisatorische Einheit der Konsum­
genossenschaftsbewegung durchge­
zogen wurde, stellen sich natürlich 
viele der von Stephenson angespro­
chenen Probleme in anderen Dimen­
sionen. Dennoch haben zahlreiche sei­
ner Einsichten über den britischen 
Bereich hinaus für viele Staaten Euro­
pas Geltung und berühren sich mit 
Überlegungen eines vom Verfasser 
dieser Zeilen mit konzipierten interna­
tionalen Forschungprojekten am In­
stitut für Genossenschaftswesen der 
Universität Wien1• Dies betrifft vor al­
lem die widerspruchsvolle Beziehung 
zwischen den Zentralinstitutionen 
und der immer geringeren Zahl immer 
größerer Regionalgenossenschaften 
(die größten 12 machen laut Pratt 
72,6 Prozent des Gesamtumsatzes, die 
größten 25 erzielen 86 Prozent. Insge­
samt gibt es derzeit 92 britische Kon­
sumgenossenschaften). 

Mit weniger Schärfe zeichnen Yoha­
nan Stryjan und Carl Olaf-Mann die 
Situation in Schweden. Auch sie kon­
statieren zwar den Bruch in der 
schwedischen Genossenschaftsent­
wicklung zu Anfang der 70er Jahre, 
der nach einer "Übergangsphase" zur 
"Krise und zu Stagnation und N ega­
tivwachstum" Ende der siebziger und 
Anfang der achtziger Jahre führte. Or­
ganisationsinterne Überlegungen - et­
wa die Beziehung zwischen der mäch­
tigen Großhandels- und Industriezen­
trale KF und den noch über 100 Regio­
nalgenossenschaften - bleiben aber 
ausgespart. Der kritische Blick geht 
auf die weitgehend versachlichte Mit­
gliederbeziehung. Der durch die Krise 
von 1971 akzentuierte Rationalisie­
rungstrend habe - zu sehr - die Mit­
glieder und die Ideologie beiseite ge­
lassen, suggerieren Stryjan und Mann. 
Die in den letzten Jahrzehnten abneh­
mende Kaufloyalität der Mitglieder 
wird nicht so sehr als Resultat der 
generellen "Entideologisierungsten­
denz" unserer Gesellschaft gesehen 
(die den Wechselwähler analog zum 
"Käufer der Sonderangebote" produ-
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ziert), sondern als Resultat der kon­
sumgenossenschaftliehen Strategie, 
sich an "Marktnotwendigkeiten" zu 
orientieren. Hier dürften Stryjan und 
Mann vermutlich die Gestaltungs­
möglichkeiten der Konsumgenossen­
schaften im Wettbewerb ein wenig 
überschätzen. 

Ein Artikel von Ketilson über die 
Konkurrenzfähigkeit der kanadischen 
Konsumgenossenschaften stellt aber 
die Dynamik zwischen Primär- und 
Sekundärgenossenschaften wieder 
ziemlich ins Zentrum. Dabei unter­
stellt der Autor, daß der Konkurrenz­
druck zwar Großzusammenschlüsse 
von Genossenschaften fordern würde, 
das demokratische, lokal zentrierte 
Mitgliederelement ihnen aber eher Wi­
derstand leistet. ("The restructuring of 
consumer co-operatives in Canada 
has, however largely been resisted by 
the membership

" 
S. 137). Die schwere 

Krise der Federation des magasins 
coop in Quebec zu Anfang der 80er 
Jahre erwähnt Ketilson in diesem Bei­
trag allerdings nur kurz. 

Vielleicht der interessanteste Arti­
kel des Handbuchs zur Konsumgenos­
senschaftsproblematik ist jener von 
Michiko Hasebe über die sehr erfolg­
reichen japanischen Konsumgenos­
senschaften. Sie sind sogar so erfolg­
reich, daß sie wie in Europa zu Anfang 
unseres Jahrhunderts genossen­
schaftsfeindliche Gesetzesvorlagen zu 
gewärtigen haben. Vielleicht liegt das 
wichtigste Erfolgsgeheimnis der japa­
nischen Konsumgenossenschaften ne­
ben der noch relativ jungen Organisa­
tionsentwicklung (im wesentlichen 
nach 1948) in den sogenannten HAN­
Gruppen: Hausfrauengruppen, denen 
Sammelbestellungen zugestellt wer­
den. Die Autorin betont, daß die HAN­
Gruppen auch als Phänomen der 
"Hausfrauenbewegung" gesehen wer­
den müssen (S. 152). Günther Vacek, 
der Verfasser der Länderstudie unse­
res Genossenschaftsprojektes (derzeit 
erst - verkürzt - in französischer Spra­
che publiziert2) betont, daß für den 
Erfolg dieser HAN-Gruppen die rela-
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tiv unterdrückte Stellung der japani­
schen Frau wohl mitentscheidend 
sein dürfte, sodaß hier nicht eine un­
mittelbare Übertragbarkeit auf Euro­
pa vorliegt. 

Das relativ jugendliche, umweltori­
entierte und intellektuelle Image der 
japanischen Konsumgenossenschaf­
ten läßt sich zweifellos auch schwer 
übertragen (es wurde zum Teil von 
Universitätsgenossenschaften perso­
nell gespeist). 

Auch die von Hasebe betonte Funk­
tion, in einer Gesellschaft der Kleinfa­
milien Gemeinschaft zu stiften, fällt 
den Genossenschaften 'in einem Land 
mit starker Gemeinschaftsideologie 
wie Japan vermutlich leichter. Den­
noch ist spezifisch das Beispiel der 
HAN-Gruppen nicht abzutun. 

Daß das Element informeller Sam­
rneibeschaffung in Europa und auch 
heute noch eine wesentliche Basis 
kooperativen Handeins sein kann, be­
legt unter anderem der Artikel von 
J. D. Thirkell im Falle der United 
Framlingham Farmers. Aus solchen 
"Einkaufsgruppen" auf der Basis des 
Selbstkostenprinzips und ohne Kapi­
talauslagen mag unter dynamischer 
Leitung ein eigener Genossenschafts­
betrieb entstehen, der gerade durch 
seinen Erfolg vielleicht auch gewisse 
Entfremdungsphänomene gegenüber 
den Mitgliedern entwickeln kann. 
Thirkells Studie belegt das anhand 
einer 1960 geschaffenen agrarischen 
Beschaffungsgenossenschaft. Die Tat­
sache, daß die ursprüngliche Ein­
kaufsgruppe nach wie vor existiert 
und daß sie statt auf dem Prinzip der 
Rückvergütung auf festen Unkosten­
beiträgen beruht, ist aber beachtens­
wert. Ahnliehe Prinzipien bei den 
amerikanischen "direct charge Genos­
senschaften" (Ketilson, S. 144), schei­
nen nahezulegen, daß kooperative 
Mitgliederloyalität im Kleingruppen­
bereich auch in einem relativ entideo­
logisierten Gesamtrahmen gedeihen 
kann. Dies und noch manches mehr 
vermittelt uns die Lektüre des wirk­
lich gelungenen Yearbook of Coopera-



tive Enterprise . . .  
Robert Schediwy 

Anmerkungen 

1 "Strukturwandel der Konsumgenos­
senschaften - ein internationaler Ver­
gleich" umfaßt Länderstudien über 
Österreich (Autor R. Blaich), die BRD 
(J. Brazda), Großbritannien (F. Müller), 
die Niederlande (J. Reintjes), Finnland, 
Frankreich und Schweden (R. Schedi­
wy), Italien und die Schweiz (J. Setzer) 
- Forschungsfonds der ÖNB - Projekt 
2588 

2 Vgl.: Revue des etudes cooperatives, 
mutualistes et associatives (RECMA) 
Nr. 25 (1988), S. 45 ff. 
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SOZIALSTAAT ÖSTERREICH 

Rezension von: Andrea Ernst, Krista 
Federspiel, Kurt Langbein, Sozialstaat 

Österreich: Bei Bedarf geschlossen, 
Orac-Verlag, Wien 1987, 286 Seiten, 

öS 232,-

Es kommt nicht oft vor, daß ein 
Buch über Sozialpolitik in Österreich 
ein "Kassenrenner" ist. Zumindest in 
den ersten Monaten nach seinem Er­
scheinen im Herbst 1987 war dies aber 
bei der vorliegenden Arbeit mit dem 
Reißertitel "Sozialstaat Österreich: 
Bei Bedarf geschlossen" der Fall. 
Nach dem Erfolg, den kurz vorher 
Georg N ovotny in der Kronenzeitung 
mit seiner Serie über die Sozialschma­
rotzer gehabt hat, hat also das Pendel 
der Gunst auf dem Medienmarkt auf 
die andere Seite der Kritik an der 
Sozialpolitik in Österreich ausgeschla­
gen: Es scheint also gar nicht so sehr 
Richtung und Motivation der Schläge 
zu sein, die auf den Sozialstaat Öster­
reich zielen, welche den jeweiligen 
Autoren den Absatz sichern. Hauptsa­
che ist, dem Leser wird der kalte 
Schauer über Ungerechtigkeiten, Bü­
rokratismus, Ineffektivität und Per­
version des Sozialstaates und seiner 
Machtträger über den Rücken gejagt. 
Am Ende wissen die meisten Medien­
konsumenten gar nicht mehr, warum 
unser Sozialstaat so schlecht ist - des­
wegen, weil er den "Faulen" zu viel 
gibt, oder weil er den "Armen" zu 
wenig gibt, oder beides zugleich. Hän­
gen bleibt, daß wir uns einen völlig 
überflüssigen, weil nutzlosen Sozial­
ballast leisten, und daß eigentlich al­
les, was mit dem Vorwort "sozial" zu 
tun hat, schnellstens und gründliehst 
umgekrempelt gehört. 

Für jemanden wie den Rezensenten, 
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der den auf Rechtsansprüche gegrün­
deten Sozialstaat und seine Einrich­
tungen für wichtig hält und auch seine 
Österreichische Version, die seit 1945 
aufgebaut und ausgebaut wurde, im 
wesentlichen positiv, wenn auch stän­
dig reformbedürftig einschätzt, bleibt 
der Gesamteindruck der eigentlich 
nicht kritischen, sondern feindseligen 
Bewertung des Sozialstaats Österreich 
durch Ernst, Federspiel und Langbein 
äußerst widersprüchlich. 

Es muß einerseits positiv bewertet 
werden, daß in journalistisch-populä­
rer Form der Sozialschmarotzerdis­
kussion widersprochen wird. Trotz al­
ler Schwächen vermag das Buch beim 
Leser vermutlich doch den Eindruck 
zu vermitteln, daß es sich bei den 
Beziehern von Sozialleistungen nicht 
um jene handelt, die "selber schuld" 
sind, und daß auch dieses "selber 
schuld" in einer aufgeklärten Gesell­
schaft eigentlich keine Begründung 
für das Abschieben an den Rand oder 
gar für Hunger sein sollte. 

Es werden in dem Buch auch eine 
Fülle an Einzelinformationen über So­
zialleistungen in Österreich gegeben, 
die in dieser Konzentration einer brei­
teren Öffentlichkeit kaum jemals in 
j ournalistischer Form nahegebracht 
wurden. Anspruchsvoraussetzung 
und Höhe diverser Sozialleistungen 
und die Darstellung der Lebensberei­
che, in denen diese Sozialleistungen 
wirksam werden, sind informativ dar­
gestellt, wenn auch viele Informatio­
nen unvollständig und nicht ganz kor­
rekt weitergegeben wurden, weil 
wichtige Details fehlen (etwa über die 
Wohnkostenhilfen durch die öffentli­
che Hand, Gebührenbefreiungen etc.). 
Es wird auch sehr stark selektiert, 
welche Informationen mit der politi­
schen Linie des Buches vereinbar sind 
und welche nicht. Letztere werden 
weggelassen, wie etwa Angaben über 
die Entwicklung der Realeinkommen 
in Österreich, verglichen mit anderen 
westeuropäischen Staaten, Angaben 
über die Entwicklung der Pensionshö­
he in Österreich und alles andere, was 



das gebotene Bild eines Österreich, in 
dem es von Tag zu Tag mehr soziale 
Not gibt, stören hätte können. 

Trotz dieser selektiven Informa­
tionsweitergabe, trotz willkürlicher, 
zum Teil unzusammenhängender und 
in jedem Satz von der persönlichen 
Meinung der Autoren durchtränkter 
Aufbereitung ist es wichtig, daß Infor­
mation dieser Art überhaupt verbrei­
tet wird. 

Es ist aber auch verdienstvoll, die 
Lebenssituation der ärmsten Bevölke­
rungsgruppen in Österreich und deren 
Probleme in den Vordergrund zu stel­
len. Das ist nicht zuletzt für Leute 
wichtig, die selbst auf der Seite der 
Schwächeren in der Gesellschaft ste­
hen, zu stehen glauben oder stehen 
wollen, die aber aufgrund ihrer eige­
nen Lebenssituation, bestimmt durch 
individuellen Aufstieg, die Lage der 
ärmeren Bevölkerungsschichten von 
zu großer Distanz sehen und allzu 
leicht geneigt sind, ihren eigenen Auf­
stieg mit dem der Klasse oder Schicht 
zu verwechseln, aus der sie kommen. 
Probleme der Lebenssicherung für 
weniger leistungsfähige oder benach­
teiligte Menschen werden auch von 
diesen potentiellen Lesern des vorlie­
genden Buches oft trotz (oder wegen?) 
ihrer Fachkenntnisse über Technik, 
Wirtschaft, Recht oder Sozialpolitik, 
und wegen der globalen Betrachtung 
von Daten und gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnissen vernachlässigt 
oder vergessen. 

Es ist recht gut, daran erinnert zu 
werden, daß wirtschaftliche Entschei­
dungen oder sozialpolitische Weichen­
stellungen, mögen sie auch vom wis­
senschaftlichen und gesellschaftspoli­
tischen Standpunkt aus der Adlerper­
spektive gesehen richtig sein, an der 
Lebenssituation benachteiligter Grup­
pen vorbeigehen können. Die Darstel­
lung von Einzelschicksalen im vorlie­
genden Buch und (wenn auch tenden­
ziöse und unvollständige) Sachinfor­
mationen zum Lohnniveau, zur Ar­
beitslosenversicherung, zur Pensions­
versicherung, zur Sozialhilfe und an-

deren Fachbereichen der Sozialpolitik 
können daher einen wichtigen Beitrag 
zur Bewußtseinsbildung breiterer Be­
völkerungsschichten, im besonderen 
aber der aufgestiegenen Bildungselite 
leisten. 

Wenn man die sachbezogenen Teile 
des Buches "Sozialstaat Österreich: 
Bei Bedarf geschlossen" einschließ­
lich der Darstellung von Einzelschick­
salen näher betrachtet, sollte man also 
nachdenklich werden wegen der ärm­
lichen Lebensumstände, von denen 
(noch immer) viele Mitmenschen be­
troffen sind. Jene Beurteilung, die Ti­
tel, Klappentext und Zusammenfas­
sung der journalistischen Autoren 
vornehmen, wird aber - kritisch gese­
hen - dennoch nicht bestätigt. Die 
Einrichtungen des Wohlfahrtsstaates 
in Österreich sorgen sich sehr wohl 
um viele Wechselfälle des Lebens der 
einzelnen Menschen, sie sind gerade 
für die Hilfebedürftigsten nicht ge­
schlossen. Das Ausmaß der Hilfe, die 
Form der Hilfe und verschiedene Rah­
menbedingungen sind zwar entgegen 
einer weit verbreiteten Ansicht in 
Österreich auch international gesehen 
nicht überragend. Sie sind auch weit 
davon entfernt, demotivierend für lei­
stungswillige Abgabenpflichtige oder 
Leistungsunwillige zu wirken. Armut 
in dem Sinn, wie sie bis Mitte der 50er 
Jahre auch in Mitteleuropa verstan­
den wurde und heute noch in vielen 
Teilen West- und Südeuropas verstan­
den wird, konnte aber relativ wirksam 
bekämpft werden. Zu dem Schluß 
muß auch jeder kritische Leser des 
vorliegenden Buches kommen, weil in 
allen geschilderten Einzelfällen und 
Lebenssituationen die geschmähte 
Sozialbürokratie in einer zwar manch­
mal sehr unvollkommenen Weise, 
aber doch Hilfe geleistet hat, um Not 
zu verhindern. Sicher kann man der 
Meinung sein, daß einer Familie mit 8 
Kindern nicht wirksam geholfen ist, 
wenn sie nur über S 1 1 .000,- Unter­
stützungsleistungen pro Monat erhält, 
was - um auf einen konkreten Fall des 
Buches (auf Seite 31) einzugehen -
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etwa zwei Drittel des Familienein­
kommens abdeckt. Das ist nicht viel 
für ein gutes Auskommen für 10 Per­
sonen, aber es ist nicht nichts. Es 
kommen vor allem noch andere Hilfen 
(für die Wohnung etc.) hinzu. Wie in 
diesem Fall haben auch in den ande­
ren Beispielen im Buch die Betroffe­
nen Leistungen erhalten, die meistens 
eine menschenwürdige Existenz si­
chern halfen. 

Genau das Gegenteil von dem wird 
aber in einer zweiten, mit der ersten 
Informationsebene stilistisch leider zu 
eng verbundenen Schicht des Buches 
behauptet. Diese Schicht, die in erster 
Linie politisch klingende, aber in 
Wirklichkeit dem linken Biertisch ab­
gehorchte Parolen verbreitet, verur­
sacht dem Rezensenten tiefes Unbe­
hagen. Im Hintergrund der Parolen 
steht wohl die Ideologie der ver­
sprengten Linken in Österreich, 
gleichgültig, ob formal in SPÖ, Ge­
werkschaftlicher Einheit, bei den 
Grün-Alternativen, der KPÖ oder im 
katholischen Lager beheimatet, und 
die sich - leider - derzeit weniger 
durch marxistische oder auch christ­
lich geprägte Analyse der gegenwärti­
gen gesellschaftlichen Verhältnisse 
und Wirkungskräfte auszeichnet, son­
dern hauptsächlich durch aggressive 
Feindseligkeit gegen "die herkömmli­
che Politik", vor allem aber gegen die 
Ursache allen Übels, die "Sozialpart­
nerschaft", bestimmt ist. Materialisti­
sche Analyse wird verdrängt durch 
idealistische Einteilung der Welt in 
Gut und Böse, und für den - unkriti­
schen - Leser des vorliegenden Bu­
ches dürfte nach der Lektüre eigent­
lich kein Zweifel mehr daran beste­
hen, daß der Österreichische Sozial­
staat, getragen (natürlich in den Ab­
grund getragen) von der organisierten 
Arbeiterbewegung in Österreich, dem 
Hauptstrom der Lohnabhängigen mit 
Leistungs- und Aufstiegswillen, ins 
Reich des Bösen gehört. 

Diese Art von "Kritik" am sozialde­
mokratisch determinierten Wohl­
fahrtsstaat trifft sich mit bürgerlicher 
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Wertung und bürgerlichen Interessen­
lagen: Am 1. Mai 1988 veröffentlichte 
beispielsweise "die Presse" in ihrer 
Wochenendbeilage einen längeren Ar­
tikel, in dem viele Thesen aus "Sozial­
staat Österreich: Bei Bedarf geschlos­
sen" wiederholt werden. Der Titel des 
Beitrags lautet "Zweidrittelgesell­
schaft - der Österreichische Weg?", 
und gleich im Untertitel wird auf den 
Punkt gekommen: Die alte Solidarität 
der Gewerkschaften bei der aktuellen 
Lohnpolitik fördert die "neue Spal­
tung" der Gesellschaft. Eine Million 
Arme und Ausgegrenzte sieht der Au­
tor dieses Presseessays, Ehrenfried 
Natter von der Katholischen Sozial­
akademie, auf Österreichs Straßen, 
und schuld daran (wenigstens Mit­
schuld) haben nach Auffassung des 
Autors die Gewerkschaften, die sich 
auf die Erhaltung jener "Privilegien" 
konzentrieren, die sie in den gut orga­
nisierten Bereichen den privilegierten 
Besitzern von Arbeit verschafft haben, 
und die sie nun unter Berufung auf die 
alte Solidarität starr und unflexibel 
verteidigen. 

In "Sozialstaat Österreich: Bei Be­
darf geschlossen" liest sich das folgen­
dermaßen: 

"Während nach dem Zweiten Welt­
krieg die Arbeiterbewegungen in den 
meisten Staaten Europas vom reinen, 
nach berufsständischen Kriterien or­
ganisierten Versicherungsprinzip ab­
gegangen sind und - zum Teil mit 
Erfolg - versucht haben, die materielle 
Absicherung von sozialen Risken für 
alle zu erreichen, hat sich die Gewerk­
schaftsbewegung in Österreich den 
meisten Änderungen entgegenge­
stellt. Sie verteidigt bis heute die Auf­
rechterhaltung von Ungleichheiten 
mit der Begründung, es handle sich 
um wohlerworbene Rechte" (Seite 
241). 

Noch eine Kostprobe: 
"In unserem Land versucht keine 

bedeutende politische Kraft, Gesell­
schaftspolitik im Sinne einer solida­
rischen Verteilung von Arbeit und 
Einkommen zu betreiben . . .  



Die meisten Einrichtungen dienen 
eher der Aufrechterhaltung des Er­
werbssystems als dazu, eine men­
schengerechte Existenz abzusichern" 
(Seite 237). 

Es ist also eigentlich keine Kritik an 
Mängeln des Sozialstaats, die aus der 
zweiten, journalistischen Schicht des 
Bundes hervorkommt, sondern eine 
fundamentalistische Anklage gegen 
"Machtträger", "Sozialpartner", an­
onyme Politiker und Gewerkschafter, 
die die Armen niederhalten, damit die 
Reichen einschließlich der privilegier­
ten Kernschichten der Arbeiter und 
Angestellten ein Luxusleben führen 
können. 

Scheinbar politische, eher aber reli­
giös-emotionale Parolen dieser Art 
ziehen sich durch weite Teile des Bu­
ches. Es wird wenig gefragt, welche 
objektiven Bedingungen für politi­
sche und soziale Strömungen in Öster­
reich derzeit tatsächlich existieren, 
Ursachen und Wirkungen materieller 
Lebensbedingungen und politischer 
Machtverhältnisse werden nicht ana­
lysiert. 

Die Fülle von Fakten und Daten, die 
im Buch aufscheinen, werden kaum in 
eine rationale und durchdachte Bezie­
hung zueinander gebracht. Fakten 
dienen nur zusammenhanglos der Be­
gründung der dargebrachten Mei­
nung. 

Auf diese Art und Weise kommt es 
natürlich zu zahlreichen Fällen sehr 
verkürzter Argumentation, um nicht 
zu sagen zu bewußten oder zumindest 
grob fahrlässigen Weglassungen und 
Fehlern. 

Ein Beispiel: Ein Staat des Lichts, 
mit dem regelmäßig verglichen wird, 
ist die Niederlande. Mindestlohn, 
Volkspension, Mindestpension, Ar­
beitslosengeld - überall wird die Nie­
derlande als leuchtendes Beispiel für 
die Österreichische Sozialpolitik ange­
führt. Verschwiegen wird, daß 1983 
angesichts einer fast 100prozentigen 
Steigerung der Arbeitslosenrate inner­
halb von 2 Jahren (sie lag damals bei 
16 Prozent) und angesichts der Kon-

kurse in den meisten Niedriglohnin­
dustrien im Land der Mindestlohn 
weitgehend abgeschafft, zumindest 
aber um ein Drittel reduziert wurde, 
zahlreiche Sozialleistungen gekürzt 
wurden, die Pensionen eingefroren 
wurden, die Realeinkommen zurück­
gegangen sind. Die sozialdemokrati­
sche Partei der Arbeit aber, die den 
Mindestlohn in Holland Mitte der 70er 
Jahre ebenso wie die Mindestpension 
auf das welthöchste Niveau gebracht 
hatte, ist seither in der Opposition. Es 
wird die Partei freuen, daß ihr wenig­
stens die Autoren von "Sozialstaat 
Österreich: Bei Bedarf geschlossen" 
den Erfolg ihrer Politik bescheinigen 
und ihren Weg auch für Österreich 
empfehlen. 

Zahlreiche Geißelungen erfährt das 
Versicherungsprinzip, das bei vielen 
Sozialleistungen wie der Pension oder 
dem Arbeitslosengeld die Höhe der 
Leistung mitbestimmt. Die Erwerbs­
gesellschaft, in der spätere Soziallei­
stungen nach dem Ausmaß die vorher 
während der Erwerbstätigkeit bezahl­
ten Beiträge berechnet werden, wird 
als etwas besonders Ekelhaftes darge­
stellt. 

Vergessen wird, daß viele Leistun­
gen nicht nach dem Versicherungs­
prinzip bemessen werden (Aus­
gleichszulage, Sozialhilfe), obwohl 
Beiträge hiezu (auch Steuern!) zum 
überwiegenden Teil vom Lohn des 
Arbeitnehmers aus berechnet werden. 
Die sozialpolitische Relevanz von Bei­
trägen zum Sozialsystem wird in der 
gesamten Arbeit überhaupt negiert. 
Es ist offensichtlich uninteressant, 
wer wieviel zur Aufrechterhaltung der 
Sozialleistungen finanziell beiträgt, 
wem wieviel abgezogen wird, damit 
diese Leistungen aufrechterhalten 
werden können. Auf Seite 254 wird 
beispielsweise ausschließlich darge­
stellt, daß es ab einer bestimmten Ein­
kommenshöhe keine höheren Beiträ­
ge mehr für das Sozialsystem gibt -
verschwiegen wird aber, daß die 
Höchstbeitragsgrundlage auch die 
Höchstbemessungsgrundlage ist, daß 
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also durch den Zusammenhang Bei­
trag - Leistung die soziale Symmetrie 
erhalten bleiben soll, und daß die in 
Osterreich de facto sehr wohl vorhan­
dene Mindestpension in Höhe der 
Ausgleichszulagenrichtsätze aus­
schließlich aus Steuermitteln finan­
ziert wird, bei denen es bekanntlich 
keine Höchstbeitragsgrundlage gibt. 
Dem Leser des Buches bleiben diese 
Zusammenhänge verschlossen. 

Verschlossen bleibt ihm auch, daß 
Krankenversicherung, Pensionsversi­
cherung und Unfallversicherung in je­
dem Jahr von diesen lohnbezogenen 
Beiträgen der Erwerbstätigen in Mil­
liardenhöhe Maßnahmen der Gesund­
heitsvorsorge treffen, von der Unfall­
verhütung über Vorsorgebehandlun­
gen, Kuraufenthalte und Hilfestellun­
gen für gesundheitlich beeinträchtigte 
Arbeitnehmer bis zu Rehabilitations­
maßnahmen zwecks Wiedereingliede­
rung der Menschen in das von ihnen 
angestrebte "normale Leben". 

Das alles gibt es für die Autoren des 
vorliegendes Buches nicht: 

"Es (das soziale Netz; Anm.) greift in 
die Ursachen von Krankheiten und 
Invalidität nicht ein." (Seite 237). 

An einigen Stellen des Buches wer­
den Fälle beschrieben, in denen die 
soziale Notlage deswegen entstanden 
ist, weil der Arbeitnehmer nicht oder 
unter dem tatsächlich verdienten Be­
trag bei der Sozialversicherung ange­
meldet war und daher keine oder zu 
geringe Beiträge geleistet hat. Wer ist 
aber schuld daran? Der Arbeitgeber, 
der sich die Beiträge zur sozialen Si­
cherheit erspart hat, um mehr Gewinn 
zu machen? Das Desinteresse vieler 
Arbeitnehmer an der "solidarischen 
Riskengemeinschaft"? Die Druck­
situation am Arbeitsplatz? Der von 
vielen Medien verbreitete Irrglaube, 
Leistungen aus der sozialen Sicher­
heit werden von einem gütigen Füll­
horn gespendet, das nicht durch Bei­
träge gespeist werden muß? 

Weit gefehlt. Daß im Fall der 
"Schwarzarbeit" der Betroffene Jahre 
später geringere Sozialleistungen be-
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kommt, als er sie erhalten würde, 
wenn er Beiträge gezahlt hätte, ist die 
Schuld des Sozialstaates und Beweis 
für das Versagen der Sozialbürokratie. 

Werden an irgendeiner Stelle des 
Buches, das sich um Solidarität und 
sozialen Ausgleich bemüht, die Zu­
sammenhänge zwischen autonomen 
Lohnverhandlungen zwischen Arbeit­
nehmern und Arbeitgebern und dem 
Organisationsgrad der Gewerkschaf­
ten erwähnt? Wird in dem Buch, das 
gegen die Obrigkeit im Sozialstaat 
kämpft, irgendwo der Zusammen­
hang zwischen kollektiver Interessen­
vertretung und Verbesserung der Be­
triebssituation hergestellt? 

Das alles liest man nicht. Es werden 
Forderungen an "den Staat" nach Ein­
führung eines Mindestlohnes erho­
ben, der unabhängig von autonomen 
Interessenverbänden durch Gesetz für 
alle festgelegt werden soll. 

Jede Fragestellung und jedes Pro­
blem wird so zusammengekittet, daß 
das Entsetzen am größten und das 
Jammertal am tiefsten erscheinen 
muß: Wenn es darum geht nachzuwei­
sen, daß die Armen immer ärmer und 
die Reichen immer reicher werden, 
kann man - wie auf Seite 20 des Bu­
ches geschehen - auch völlig unter­
schiedliche Zahlen (den Maximalver­
dienst der nach Einkommen "unte­
ren" 25 Prozent der Bevölkerung, den 
mittleren Verdienst aller Gruppen 
und den Mindestverdienst der "obe­
ren" 25 Prozent) zueinander in Bezie­
hung zu setzen und nachweisen, daß 
die Armsten am wenigsten dazube­
kommen haben. Über die Entwick­
lung der Höhe der Ausgleichszulagen, 
deren absolute Höhe an zahllosen 
Stellen des Buches kritisiert wird, 
liest man hingegen wenig. Dann hätte 
man nämlich feststellen müssen, daß 
diese Ausgleichszulage weit überpro­
portional zu den Preisen, aber auch 
den Einkommen sämtlicher anderer 
Berufsgruppen erhöht wurden und 
dennoch die Zahl der Ausgleichszula­
genbezieher in den letzten 10 Jahren 
um fast 100.000 oder weit mehr als ein 



Viertel zurückgegangen ist. Diese 
Zahl hätte aber nicht ins Bild gepaßt. 
Sie wird daher ausgelassen. Nach der 
Lektüre des Buches hätte man eher 
annehmen müssen, daß die Aus­
gleichszulagenbezieher in Österreich 
in den letzten Jahren verarmt sind 
und zahlenmäßig rasant zugenommen 
haben. Genau das Gegenteil ist der 
Fall. 

Manchmal bekommt das negative 
Bild vom Sozialstaat Österreich eine 
eigenartige Trübung, und zwar dann, 
wenn es darum geht, eine andere 
Theorie zu unterstützen: Wenn auf 
Seite 249 beispielsweise nachgewie­
sen werden soll, daß die Zahl der 
Arbeitslosen mit relativ hohen Ar­
beitskosten in einem Staat wenig zu 
tun hat (was völlig richtig ist), so wird 
Österreich als positives Beispiel dafür 
angeführt, daß in einem Staat gleich­
zeitig die Arbeitslosenrate relativ 

niedrig sein kann und die Arbeitsko­
sten für die Unternehmer in den letz­
ten Jahren relativ stark gestiegen sind. 

Es werden also Teile richtiger Fak­
ten dort angeklebt, wo es gerade zur 
vorgefaßten Meinung paßt, wo es 
nicht paßt, wird weggelassen und ver­
schwiegen. 

Je länger man in diesem Buch liest, 
desto mehr dieser Halbwahrheiten fal­
len auf, und desto stärker wird das 
eigentlich positive Anliegen des Bu­
ches, das anfangs in dieser Rezension 
beschrieben wurde, verwischt und 
fragwürdig. Schade. 

Das Interesse in der Öffentlichkeit, 
das dieses Buch anfangs gefunden 
hat, ist auch ziemlich rasch wieder 
verflogen. Die Substanz fehlte. Viel­
leicht haben die Autoren zu sehr für 
den Markt produziert. 

Bernhard Schwarz 
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ARBEITSZEITGESTALTUNG 

Rezension von: Michael Mesch, 
Bernhard Schwarz, Gerhard 

Stern berger, "Arbeitszeitgestaltung", 
Verlag des ÖGB, Wien 1987, 

287 Seiten, S 168,-

Gleichzeitig mit der Forderung der 
Gewerkschaften nach Arbeitszeitver­
kürzung kam die Forderung der Un­
ternehmer nach einer Flexibilisierung 
der Arbeitszeit. 

An Stelle starrer Arbeitszeitnormen 
sollte die Individualisierung der Ar­
beitszeit treten. Unter dem Schlag­
wort "Zeitsouveränität" können die 
Arbeitnehmer ihre Arbeitszeit selb­
ständig einteilen, dem Souverän Kon­
sument will man mit geänderten La­
denöffnungszeiten entgegenkommen. 
Der Widerspruch wird dabei offen­
sichtlich. 

Das vorliegende Buch beschäftigt 
sich mit den Fragen der Verteilung 
der Arbeitszeit. Es wird ein Überblick 
über die geschichtliche Entwicklung 
der Arbeitszeit in Österreich gegeben. 
Es werden die Funktion des Rechts 
bei der Arbeitszeitgestaltung und der 
Inhalt des geltenden Arbeitsrechts 
dargestellt. Und ein großer Teil des 
Buches wurde der Auseinanderset­
zung mit den "neuen Arbeitszeiten" 
gewidmet. 

Beim historischen Überblick fällt 
auf, daß die Argumente der Unterneh­
mer gegen die gesetzliche Einführung 
des Achtstundentages den heutigen 
durchaus ähneln: 
- Die infolge einer AZV eintretenden 

Kostenerhöhungen würden die in­
ternationale Konkurrenzfähigkeit 
bedrohen . . .  

- Der Achtstundentag wird vor allem 
Kleinbetriebe zugrunde richten . . .  
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- Facharbeitermangel würde die Dek­
kung des resultierenden Mehrbe­
darfs an Arbeitskräften behindern 
(S. 23 f.). 
In den sechziger Jahren meinten die 

Arbeitgeber, daß beim Übergang auf 
eine Wochenarbeitszeit von weniger 
als 45 Stunden es kaum möglich sei, 
die Stundenproduktivität zu erhöhen. 
Die Entwicklung hat diese Meinung 
eindeutig widerlegt. 

Das 1969 beschlossene Arbeitszeit­
gesetz beinhaltet einerseits den Etap­
penplan des vorausgegangenen Gene­
ralkollektivvertrages, der die Realisie­
rung der 40-Stunden-Woche mit Be­
ginn des Jahres 1975 vorsah. 

Gleichzeitig gibt es im Gesetz Be­
stimmungen über die Verteilung der 
Arbeitszeit: Begrenzung der täglichen 
Arbeitszeit, Pausen, Ruheperioden 
Getzt Arbeitsruhegesetz) und die Re-

. gelung von Überstunden. Das Gesetz 
ermächtigt außerdem die Kollektiv­
vertragspartner zu Durchrechnungs­
bestimmungen, die eine flexiblere 
Handhabung der Arbeitszeiten in ei­
nem bestimmten Zeitrahmen ermögli­
chen. 

Die Dauer und die Lage der Arbeits­
zeit im Arbeitsverhältnis ist daher Ge­
genstand rechtlicher Regelungen. Da­
bei steht der Schutz des Arbeitneh­
mers im Vordergrund. Arbeitszeit­
recht hat auch eine ordnende Funk­
tion und begrenzt das Weisungsrecht 
des Arbeitgebers im Einzelvertrag 
hinsichtlich der Art und Weise der 
Ausführung der Arbeit durch den Ar­
beitnehmer. (S. 51) 

Der Zeitraum, für den Arbeitszeit 
festgelegt ist, bestimmt den Umfang 
der Arbeitspflicht des Arbeitnehmers 
und den Umfang der Entgeltzahlungs­
pflicht des Arbeitgebers. Die festge­
legte Arbeitszeit hat aber auch dann 
Bedeutung, wenn die Arbeit aus be­
stimmten Gründen nicht zu erbringen 
ist und den Arbeitgeber dennoch eine 
Entgeltfortzahlungspflicht trifft (z. B. 
für Feiertage, Krankheit etc.). 

Im Arbeitsrecht wird außerdem zwi­
schen Arbeitszeit im engeren Sinn, 



Arbeitsbereitschaft und Rufbereit­
schaften unterschieden. 

Bei Vorliegen von Arbeitsbereit­
schaft ("Achtsamkeit im Zustand der 
Entspannung") kann die zulässige 
Höchstarbeitszeit jenes Ausmaß weit 
überschreiten, das für Arbeitszeit im 
engeren Sinn vorgegeben ist. 

Rufbereitschaft wird nicht nur hin­
sichtlich des Entgeltrechtes, sondern 
auch hinsichtlich der Schutzfunktion 
des Arbeitsrechtes derzeit nicht als 
Arbeitszeit gewertet. Die technische 
Entwicklung bringt allerdings eine 
Zunahme von Überwachungs- und 
Kontrolltätigkeiten mit sich, und da­
mit ist eine tendenzielle Zunahme der 
Rufbereitschaften und Arbeitsbereit­
schaften zu Lasten von Arbeitszeiten 
im engeren Sinn zu erwarten. 

Die Autoren des Buches fordern in 
diesem Zusammenhang die Festle­
gung einer Höchstgrenze der zulässi­
gerweise vereinbarten Rufbereitschaft 
sowie eine gewisse Mindestvergütung. 
Das künftige Arbeitsrecht müßte das­
selbe sinngemäß für Anwesenheits­
dienste mit Erholungsmöglichkeiten 
regeln. (S. 80 f.) 

In vielen Beispielen wird dann 
nachgewiesen, daß das geltende Ar­
beitsrecht keineswegs so starr ist, wie 
immer wieder behauptet wird, son­
dern eine große Zahl an Flexibilisie­
rungsmöglichkeiten zuläßt. 

Interessant ist die Aussage der Au­
toren, daß es keinen Sinn macht, für 
oder gegen die Flexibilisierung und 
Differenzierung zu sein, da die Model­
le unterschiedlich bis gegensätzlich 
sind und eine einheitliche Wertung 
verunmöglichen. Allerdings: 

"Schon die traditionellen rechtli­
chen Flexibilisierungs- und Differen­
zierungsmöglichkeiten zeigen viel­
mehr, daß sich diese Interessenlagen 
nicht darin unterscheiden, ob flexibili­
siert oder differenziert werden soll, 
sondern darin, wie und an welchen 
Interessen orientiert diese Anpassung 
erfolgen soll." (S. 114) 

Demnach sind selbst jene flexiblen 
Arbeitszeitformen, bei denen formal 

mitbestimmt werden kann (wie Gleit­
zeit, variable Arbeitszeit), einer ver­
stärkten Fremdbestimmung durch 
"freiwillige" Anpassung an betriebli­
che Bestimmungsgrößen unterwor­
fen. (S. 132) 

Vorliegendes Buch ist ein wichtiges 
Nachschlagewerk für all jene, die mit 
konkreten Arbeitszeitregelungen zu 
tun haben. Alle einschlägigen Proble­
me werden umfassend behandelt. Der 
Zugang zu den mit Arbeitszeitgestal­
tung verbundenen Rechtsproblemen 
wird dem Leser leichtgemacht. Die 
Modelle künftiger Arbeitszeitgestal­
tung werden dargestellt und proble­
matisiert. Was fehlt ist die konkrete 
Utopie. 

Die Nachteile flexibler Arbeitszei­
ten werden stark hervorgehoben. Und 
trotz gegenteiliger Beteuerungen 
(S. 129) bleibt die Haltung defensiv. 
Der Wunsch der Autoren nach allge­
meinen, "gleich guten" Lösungen für 
alle Arbeitnehmer ist spürbar. Es ist 
ihnen zuzustimmen, daß kollektive 
Rechtsnormen bei zunehmender Dif­
ferenzierung der Arbeitszeiteinteilung 
eine zentrale Bedeutung haben, um 
das Alleinbestimmungsrecht des Ar­
beitgebers weitgehend auszuschlie­
ßen. 

Trotzdem ist Mut zu unorthodoxen 
Lösungen gefragt, der Mangel an ar­
beitnehmerorientierten Modellen ist 
zu offensichtlich. Derartige Modelle 
lassen sich allerdings nur im Einzelfall 
(in einem Betrieb mit Betriebsverein­
barung) ausprobieren. Nur hier kann 
die eigentliche Interessenwahrneh­
mung stattfinden. 

Die Tatsache, daß Arbeitnehmerin­
teressen zunehmend heterogener wer­
den, machen generelle Arbeitszeitre­
gelungen keineswegs obsolet, erfor­
dern aber auch zunehmend "flexible" 
Interessenvertretungen. Andernfalls 
besteht die Gefahr, daß Schutzfunk­
tionen nur für eine immer kleiner wer­
dende Anzahl von Arbeitnehmern 
wahrgenommen werden können. 

Ulrike Moser 
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DIE WELTAUSSTELLUNG 
IN WIEN? 

Rezension von: Helfried Bauer, 
Michael Wagner (Hrsg.), 

Weltausstellung Wien 1995 -
Perspektiven 

und Planungsvoraussetzungen, 
transfer verlag, Regensburg, 1988, 

179 Seiten 

Über das Für und Wider einer Welt­
ausstellung in Wien ist ein Buch ge­
schrieben worden. Seriös und sach­
lich erfrischt es die Ausstellungsde­
batte wie ein kühler Regen den 
schwülen Sommer. Die Regenmacher 
allerdings sind recht spät gerufen 
worden. 

Die Kalküle der Autoren, die sich 
hier engagiert kommunaler Risikoab­
wägung widmen, hätte man sich tat­
sächlich ein, zwei Jahre früher ge­
wünscht. Doch vorausschauende Poli­
tikberatung ist hierzulande noch sel­
ten übertrieben provoziert worden. 

Wie auch immer, neben der vom 
heimischen Ausstellungsverein initi­
ierten Projektstudie der amerikani­
schen Bechtel Inc. zur Untermaue­
rung der österreichisch-ungarischen 
Pläne liegen nun auch Wertungen hei­
mischer Wissenschafter vor. Wer also 
nicht recht weiß, was von multimedia­
len Ausstellungsspektakeln zu halten 
ist, kann sich spät aber doch infor­
mieren. 

Zum Beispiel zum Thema EXPO 
und Stadtentwicklung: Wien könne, 
so wird versichert, seine Position in­
nerhalb Österreichs und auch in Euro­
pa verbessern. Nicht nur geopolitisch, 
auch wirtschaftlich, denn eine Vergrö­
ßerung des Wiener Hinterlandes wäre 
ebenso zu erwarten wie ein Ausbau 
des touristischen Standbeins der Wie-
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ner Wirtschaft. Dazu sei städtebaulich 
die Chance gegeben, konzentrierte 
Verbesserungen der Stadtstruktur 
vorzunehmen und auch finanzielle 
Hilfen des Bundes zu erhalten. 

Zum Thema Akzeptanz: Wohl stehe 
die Wiener Bevölkerung den Großpro­
jekten vorwiegend skeptisch gegen­
über. Im Buch werden jedoch Vor­
schläge gemacht, wie das Projekt ei­
ner Ausstellung der Bevölkerung prä­
sentiert werden sollte, und aufgrund 
welcher Kunstgriffe eine zumindest 
minimale Akzeptanz gesichert werden 
könnte. 

Dem Ausstellungsthema wird ein 
eigener Abschnitt gewidmet. Es sollte 
eigenständig umsetzbar sein, falls es 
zu keiner Zusammenarbeit mit den 
Ungarn komme. Es sollte auch nicht 
zu abstrakt sein, um sich für eine 
ausstellungsgemäße Umsetzung zu 
eignen. Zumindest der zweite Gedan­
ke ist nach wie vor aktuell, da mit 
einem inzwischen fixierten General­
motto "Brücken in die Zukunft" alles 
und nichts gemeint sein kann. 

Nach Meinung der Autoren könnte 
Wien im Jahre 1995 bei halbwegs ge­
glückten Ausstellungsformen mi! ca. 
15 Millionen Besuchern rechnen. Uber 
die Öffnungszeit eines halben Jahres 
verteilt entspräche dies einem tägli­
chen Durchschnitt von 80.000 Besu­
chern und Schwankungen von 40.000 
bis 130.000 Personen. Mehr wäre bes­
ser, wegen der notwendigen möglichst 
wirtschaftlichen Bemessung der In­
frastruktur. 

Was das Areal für die EXPO betrifft, 
reden die Autoren einem Standort in 
der Nähe der Reichsbrücke das Wort. 
In das aktuelle Gerangel zwischen Do­
naupark und Nordbahnhofwird damit 
nicht eingegriffen. 

Den Experten scheinen die Betten­
kapazitäten zur Bewältigung des Be­
sucherstroms insgesamt nur knapp 
ausreichend, eher befürchten sie doch 
einen gewissen Engpaß aufgrund der 
Nächtigungskapazitäten, wie sie sich 
zur Zeit präsentieren. Wahrscheinlich 
werde man also doch auf grenznahe 



Angebote in der CSSR und in Ungarn 
zurückgreifen müssen. 

Zur Abschätzung der ökonomi­
schen Wirkungen einer solchen Aus­
stellung: Grundsätzlich würde die EX­
PO zu einer deutlichen Belebung wirt­
schaftlicher Aktivitäten im Wiener 
Raum führen. Die wirtschaftlichen 
Impulse würden sich allerdings nicht 
nur auf die Bauwirtschaft beschrän­
ken, sie würden auch die Nachfrage 
stärken, und Produktion wie Beschäf­
tigung in nahezu allen Wirtschaftsbe­
reichen der Österreichischen Volks­
wirtschaft ankurbeln. Jedenfalls wür­
den die öffentlichen Bauinvestitionen 
pro Milliarde Schilling (zu Preisen von 
1985) zu einer inländischen Bruttopro­
duktion von rund 1,6 Milliarden Schil­
ling und zu einem Beschäftigungsef­
fekt von 1400 Personen führen. Die 
wirtschaftlichen Effekte der touristi­
schen Nachfrage würden sich etwa in 
derselben Größenordnung bewegen. 
Bei den Fahrzeuginvestitionen und 
den Ausrüstungsinvestitionen seien 
die Auswirkungen auf Produktion 
und Beschäftigung geringer, hier wür­
de sich je ausgegebener Milliarde ein 
Produktionswert von 800 bis 900 Mil­
lionen Schilling und ein Beschäfti­
gungseffekt von 800 bis 900 Beschäf­
tigten ergeben. 

Die Überlegungen der Autoren sind 
wohlfundiert. Nur in wenigen Aussa­
gen kann ihnen nicht gefolgt werden: 
Wenn etwa entschuldigend der frühe 
Zeitpunkt angesprochen wird, zu dem 

Berechnungen und Einschätzungen 
präsentiert werden. Dies alles hätte, 
wie gesagt, schon viel früher passieren 
müssen, um die Diskussion von vorn­
herein zu versachlichen. 

Auch ist es mehr als fraglich, ob der 
politische Entscheidungsprozeß 
wie die Autoren meinen - bereits so 
weit gediehen ist, "daß nur mehr von 
Österreich und Wien nichtbeeinfluß­
bare Faktoren die Abhaltung der Welt­
ausstellung im Jahre 1995 scheitern 
lassen könnten". Die gegenwärtigen 
Auseinandersetzungen um den Stand­
ort in Wien dürften die Bewerbung um 
die EXPO kaum erleichtern. Wie 
wichtig solche Diskussionen sind, 
zeigt das Beispiel Budapests, wo das 
Ausstellungsgelände gnadenlos mit­
ten in die schönste Grünlandschaft 
geknallt werden soll. Allerdings sind 
Meinungsstreitigkeiten nur dann 
fruchtbar, wenn Unterlagen dazu 
nicht erst im letzten Moment gezau­
bert werden und nicht nur die Mei­
nung einer bestimmten Gruppe zu un­
termauern versuchen. Sinnvoller wäre 
es gewesen, ein Buch wie das vorlie­
gende schon vor geraumer Zeit den 
Fraktionen des Gemeinderats zu 
widmen. 

Wie Planung in Wien allgemein 
funktioniert, ist aber eine andere Ge­
schichte. Darüber, und über die EX­
PO-Planungen im besonderen, wäre 
es wert, eigene Bücher zu schreiben. 

Rainer Juch 
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